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Die Bachelor-Arbeit ist Bestandteil und Abschluss der beruflichen Ausbildung an der Hoch-
schule Luzern, Soziale Arbeit. Mit dieser Arbeit zeigen die Studierenden, dass sie fähig sind, 
einer berufsrelevanten Fragestellung systematisch nachzugehen, Antworten zu dieser Frage-
stellung zu erarbeiten und die eigenen Einsichten klar darzulegen. Das während der Ausbi l-
dung erworbene Wissen setzen sie so in Konsequenzen und Schlussfolgerungen für die eigene 
berufliche Praxis um. 
 
Die Bachelor-Arbeit wird in Einzel- oder Gruppenarbeit parallel zum Unterricht im Zeitraum 
von zehn Monaten geschrieben. Gruppendynamische Aspekte, Eigenverantwortung, Ause i-
nandersetzung mit formalen und konkret-subjektiven Ansprüchen und Standpunkten sowie 
die Behauptung in stark belasteten Situationen gehören also zum Kontext der Arbeit. 
 
Von einer gefestigten Berufsidentität aus sind die neuen Fachleute fähig, soziale Probleme als 
ihren Gegenstand zu beurteilen und zu bewerten. Sozialarbeiterisches Denken und Handeln ist 
vernetztes, ganzheitliches Denken und präzises, konkretes Handeln. Es ist daher nahe  liegend, 
dass die Diplomandinnen und Diplomanden ihre Themen von verschiedenen Seiten beleuchten 
und betrachten, den eigenen Standpunkt klären und Stellung beziehen sowie auf der Hand-
lungsebene Lösungsvorschläge oder Postulate formulieren. 
 
Ihre Bachelor-Arbeit ist somit ein wichtiger Fachbeitrag an die breite thematische Entwicklung 
der professionellen Sozialen Arbeit im Spannungsfeld von Praxis und Wissensc haft. In diesem 
Sinne wünschen wir, dass die zukünftigen Sozialarbeiterinnen mit ihrem Beitrag auf fachliches 
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Gegenstand dieser Arbeit ist das bedingungslose Grundeinkommen (BGE), das jeder in der Schweiz 
lebenden Person, egal ob sie arbeitet oder nicht und unabhängig ihrer Ethnie, bedingungslos zu-
stehen würde. Gemäss den Zahlen, die momentan diskutiert werden, würde dies für Erwachsene Fr. 
2‘500 monatlich, für Kinder die Hälfte betragen. Vorangetrieben wird diese Idee zurzeit u.a. von drei 
Gruppierungen, die im Frühjahr 2012 mit einer Unterschriftensammlung beginnen, um eine Volksini-
tiative für ein bedingungsloses Grundeinkommen zu lancieren.  
Dem bedingungslosen Grundeinkommen in der Schweiz soll auch in dieser Bachelorarbeit nachge-
gangen werden, wobei es u.a. das Ziel ist, anhand einer Literaturrecherche die diesbezüglichen Pro- 
und Kontraargumente aufzuzeigen. Des Weiteren beschreiben die Autorinnen Möglichkeiten seiner 
Finanzierung sowie allfällige Auswirkungen nach seiner Einführung auf die Arbeitswelt.  
Ausserdem wird das Thema Gerechtigkeit in Bezug auf ein BGE mit Hilfe von Staub-Bernasconi aufge-
griffen sowie die heutige Diskussion über ein Grundeinkommen in der Schweiz dargestellt. Diese lässt 
sich so zusammenfassen, dass das Grundeinkommen aus Sicht der Befürwortenden mehr Arbeits-
plätze, bessere Teilzeitmodelle und ein würdiges, entstigmatisierendes Dasein in den Sozialversiche-
rungen ermöglichen würde, während es für die Gegnerinnen und Gegner ein unfinanzierbares Sys-
tem darstellt, das die Bevölkerung dazu verleiten würde, nicht mehr zu arbeiten sowie die Schweiz 
generell für Migrantinnen und Migranten noch attraktiver machen würde.  
Trotz diesen Einwänden gewinnt die Idee eines Grundeinkommens immer mehr an Popularität, ins-
besondere deshalb, weil viele die Lücken der sozialen Sicherheit erleben und sich im Dschungel der 
Sozialversicherungen nicht mehr zurechtfinden. Generell tangiert das Grundeinkommen die Soziale 
Arbeit, weil beide Themen wie Arbeit, Gerechtigkeit, Wirtschaft, Politik und Genderverhalten bein-
halten. Zudem würde die Einführung eines BGEs einer Einmischung in Lebensbereiche gleichkom-
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1 Einleitung 
1.1 Ausgangslage und Motivation 
In den letzten Jahren waren die Sozialversicherungen grossen Wirren ausgesetzt. Silvano Möckli 
(1999) betont, dass finanzielle Probleme generell Anlass zur Frage ihrer Legitimation geben und 
bereits unzählige Diskussionen im politischen Umfeld ausgelöst haben. Dementsprechend wird 
das Netz der sozialen Sicherheit von Betroffenen, aber auch von Fachleuten als Dschungel erlebt, 
bei dem Doppelspurigkeiten, nicht geklärte Zuständigkeiten, keine genügende Deckung bei 
Krankheit oder die Armutsfalle bei Erziehungsarbeit Grund zur Unzufriedenheit geben. Obwohl 
diese Probleme eine breite Anerkennung finden könnten, sind Lösungen in weiter Ferne. (S. 5) 
Gemäss Silvia Gurny und Beat Ringger (2009) stehen die politischen Akteurinnen und Akteure 
unter starkem Druck, weil etliche Bezügerinnen und Bezüger der verschiedenen Sozialversiche-
rungen unter Generalverdacht stehen, Gelder zu Unrecht zu beziehen. Aufgrund mehrerer Revisi-
onen, die unter anderem auch durch Volksabstimmungen legitimiert wurden, wurde die soziale 
Sicherheit in den letzten fünf Jahren verschlechtert und die Eintrittsschwellen zum Bezug von 
Renten erhöht. (S. 22) Zudem weisen Gurny und Ringger (2009) darauf hin, wie stark sich die Ar-
beitswelt verändert hat. Denn das fortgeschrittene Tempo in der heutigen wachstumsorientierten 
Wirtschaft sorgt für schwierige Arbeitsverhältnisse. Zunehmend fühlen sich Arbeitnehmende oft 
unter Druck und müssen sich schnell veränderten Bedingungen anpassen können. Vermehrte 
Krankheiten, Absenzen, Arbeitslosigkeit sind u.a. die Folgen davon, weshalb die Mängel der sozia-
len Sicherheit wieder stärker ins Zentrum gerückt werden. Zudem ist der Arbeitsmarkt immer 
weniger in der Lage, alle Gesellschaftsmitglieder angemessen zu integrieren. So wird die vor Jahr-
zenten eingerichtete soziale Sicherung heute u.a. durch neue Arbeitsformen, die demografische 
Entwicklung, eine wachsende Vielfalt der Familienverhältnisse sowie eine zunehmende Unsicher-
heit, Marginalisierung und Randständigkeit innerhalb der Bevölkerung zu sehr strapaziert, wes-
halb sie für erhebliche Teile der Bewohnerinnen und Bewohner als unangemessen erscheint. (S. 
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Als eine der möglichen Antworten auf diese Unzufriedenheit steht dabei das bedingungslose 
Grundeinkommen (BGE) zur Debatte. Deshalb will der ‚Kulturimpuls Schweiz‘, die ‚Initiative 
Grundeinkommen‘ sowie die ‚Agentur (zum) Grundeinkommen‘ im Januar 2012 eine Volksinitiati-
ve starten und 100`000 Unterschriften sammeln, damit die Schweizer Bevölkerung an der Urne 
über die Einführung eines BGEs abstimmen kann. Ihre Initiative – resp. die Zahlen, die zurzeit in 
Umlauf sind – fordert, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen im Rahmen von Fr. 2‘500 jeder 
erwachsenen Person in der Schweiz und von Fr. 1‘000 jedem Kind ab Geburt bedingungslos zu-
stehen würde. Diese Zahlen beruhen zum einen auf den SKOS Richtlinien (Schweizerische Konfe-
renz für Sozialhilfe), die momentan ein Existenzminimum unter dieser Summe ausweisen, zum 
anderen liegt das betreibungsrechtliche Existenzminimum in diesem Bereich. Das BGE würde also 
allen - unabhängig von erbrachten Leistungen oder ihrer sozialen Situation - bezahlt. Missbrauch 
und aufwändige Kontrollen würden mit einem BGE überflüssig. (www.zeitpunkt.ch)  
Die Idee eines bedingungslosen Grundeinkommens ist bereits so alt, dass sie schon 1516 im Buch 
von Thomas Morus als Möglichkeit erwähnt wurde (Vanderborght & Van Parijs, 2005, S. 15). In 
der heutigen Zeit wird in verschiedenen Ländern über ein bedingungsloses Grundeinkommen 
debattiert. Umgesetzt oder ansatzweise umgesetzt wurde es jedoch nur in Brasilien, Namibia und 
Alaska. In der Schweiz wurde das BGE erst seit den neunziger Jahren durch die Caritas themati-
siert, wobei sich die Diskussion vor allem um diverse Modelle der Existenzsicherung drehte, bei 
der die Idee eines BGEs eine untergeordnete Rolle spielte. (Patry, 2010, S. 14) 
Yannik Vanderborght und Philipp Van Parijs (2005) sehen in einem BGE ein effizientes Mittel im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Denn aus ihrer Sicht würden deswegen mehr Teilzeitstellen 
geschaffen, da die Menschen durch das BGE ihre Existenz bereits gesichert hätten. Somit würde 
dies eine Alternative zur Strategie der Vollbeschäftigung bilden, wodurch auch die Arbeitslosigkeit 
verringert würde. (S. 74 - 75) Die Artikel 12 und 41 der Bundesverfassung sowie Art. 25 der Men-
schenrechtserklärung, auf die in Kapitel 3.1 ausführlicher eingegangen wird, unterstützen die Ar-
gumente der Befürwortenden zusätzlich. Des Weiteren geht es um die Annahme, dass Menschen, 
die nicht mehr zur Arbeit gezwungen würden, generell freier in ihren Entscheidungen wären und 
dadurch generell ihre Selbstbestimmung gefördert würde. Dementsprechend hätten Arbeitge-
bende bessere Arbeitsbedingungen zu schaffen, da die Menschen nun gezielt wählen könnten, 
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Aber ist das BGE überhaupt finanzierbar? Und ist es sinnvoller als die bestehenden Sozialversiche-
rungen? Zudem stellt sich die Frage, ob es auch realisierbar wäre. Die diesbezüglichen verschie-
denen Standpunkte gehen weit auseinander; während die Befürwortenden darin die Lösung vieler 
sozialer Probleme sehen, warnen die Gegnerinnen und Gegner vor der Ausbeutung des Staates 
und vor Veränderungen des Verhaltens in Bezug auf die Arbeitswelt. Nach Ansicht der gegneri-
schen Seite würde dies nämlich einen Anreiz zum Nichtstun schaffen. Ausserdem könnte das Ge-
fühl von Freiheit und Sicherheit für einige Teile der Bevölkerung zur Überforderung führen, da sie 
nicht in der Lage wären, dem neuen Gefühl von Selbstverantwortung, Eigenvorsorge und Privat-
initiative nachzukommen. 
Was unsere eigene Motivation in Bezug auf unser Thema betrifft, so wurde diese durch einen 
Artikel im ‚Beobachter‘ von Peter Johannes Meier (2011) zum bedingungslosen Grundeinkommen 
unter dem Thema „Zukunft Schweiz“ geweckt. Unsere diesbezügliche Erfahrung in der Beratung 
der Sozialhilfe bestätigte uns in der These, dass die momentane Situation der sozialen Sicherheit 
bei uns ungenügend und stigmatisierend ist. Deshalb gaben diese Erfahrungen mit einzelnen Sozi-
alversicherungen, unser politisches Interesse und die kritische Haltung unsererseits den Aus-
schlag, das BGE genauer zu analysieren. Generell stellt die Soziale Arbeit, die nach den Richtlinien 
des Berufskodex arbeitet, die Menschenrechte und die Soziale Gerechtigkeit in den Vordergrund. 
In Diskussionen rund um ein bedingungsloses Grundeinkommen fallen nämlich oft Argumente, die 
sich auf soziale Gerechtigkeit sowie die Menschrechte stützen. Deshalb erachten wir es als unum-
gänglich, sich diesem Thema vom Standpunkt der Sozialen Arbeit aus zu widmen. Des Weiteren 
finden wir es wichtig, dass sich die Soziale Arbeit in den politischen Diskurs einmischt und eine 
eigene diesbezügliche Meinung findet. Da das Berufsfeld der Sozialen Arbeit Auswirkungen politi-
scher Entscheide bzw. Fehlentscheidungen am schnellsten zu spüren bekommt, sollte sie sich 
unserer Ansicht nach nicht nur mehr einbringen, sondern bereits vor den Entscheidungen auch 
mitreden. Zu Beginn unserer Recherche standen wir als Autorinnen dem BGE optimistisch gegen-
über, bei genauerem Hinsehen entdeckten wir jedoch viele noch unbeantwortete Fragen. Diesen 
möchten wir deshalb mit unserer Bachelorarbeit auf den Grund gehen, um möglichst professio-
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1.2 Fragestellung 
Gestützt auf die oben erwähnte Ausgangslage sowie der Motivation zu dieser Arbeit ergaben sich 
folgende Forschungsfragen: 
 Was ist unter einem bedingungslosen Grundeinkommen zu verstehen? (Beschreibungswis-
sen) 
 Welches sind die Pro – und Kontraargumente eines bedingungslosen Grundeinkommens in 
der Schweiz? (Erklärungswissen) 
 Welche Themen der Sozialen Arbeit sind im Zusammenhang mit der Einführung des bedin-
gungslosen Grundeinkommens besonders relevant? Inwieweit ist die Profession sowie das Be-
rufsfeld der Sozialen Arbeit davon betroffen und welches sind konkrete Umsetzungsmöglich-
keiten? (Handlungswissen) 
1.3 Berufsrelevanz 
Mit dieser Arbeit beabsichtigen wir, die Akteurinnen und Akteure der Sozialen Arbeit über Pro 
und Kontra des bedingungslosen Grundeinkommens zu informieren, so dass sie sich eine diesbe-
zügliche Meinung bilden können, die sich mit dem Berufscodex vereinbaren lässt. Generell sind 
Sozialarbeitende an der Basis und in Kontakt mit diversen Systemen der sozialen Sicherheit. Dem-
entsprechend sollen sie unserer Ansicht nach Argumente entwickeln und in den politischen Dis-
kurs einbringen. Des Weiteren würde mit der Einführung des BGEs die heutige Sozialhilfe zu ei-
nem grossen Teil ersetzt. Personen in der Sozialhilfe brauchen aber weit mehr als nur finanzielle 
Unterstützung. Deshalb ist es wichtig, den Fragen nachzugehen, welche Konsequenzen dies für 
Sozialarbeitende in der Sozialhilfe hätte resp. welche Auswirkungen es für weitere Felder der So-
zialen Arbeit zeigen würde? 
1.4 Aufbau der Arbeit 
Im ersten Kapitel wird die Thematik dieser Arbeit umrissen sowie auf die Motivation, Zielsetzun-
gen und die genauen Fragestellungen dieser Bachelorarbeit differenziert eingegangen. In Kapitel 2 
wird einerseits das bedingungslose Grundeinkommen definiert sowie andererseits der Frage 
nachgegangen, woher diese Idee eigentlich stammt. Des Weiteren wird geklärt, ob das BGE be-
reits in anderen Ländern umgesetzt worden ist und wie lange es in der Schweiz schon thematisiert 
wird. Zudem werden erste Modelle vorgestellt, die aufzeigen, wie sich ein bedingungsloses 
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Kapitel 3 stellt verschiedene Sichtweisen in Bezug auf das BGE vor und widmet sich u.a. den Fra-
gen, was dafür und was dagegen spricht. Hierbei werden Themen der aktuellen politischen und 
wissenschaftlichen Debatte - wie soziale Gerechtigkeit und Menschenrechte, ökonomische Aus-
wirkungen, Arbeit, Genderperspektive, Migrationsverhalten sowie politische Ansichten des bedin-
gungslosen Grundeinkommens - aufgegriffen und entsprechend den Pro- und Kontraargumenten 
bewertet. Was spricht also für ein BGE, was eher dagegen und welche Gründe können genannt 
werden? Diese Erkenntnisse werden im 4. Kapitel kurz zusammengefasst, um einerseits einen 
Überblick zu gewinnen und sie andererseits mit Kapitel 5 zu verbinden. Denn dort werden die 
Schnittstellen des bedingungslosen Grundeinkommens und der Sozialen Arbeit genauer beleuch-
tet und bewertet, wobei Themen wie Sozialpolitik, Sozialhilfe, Sozialversicherung, soziale Gerech-
tigkeit, Arbeitslosigkeit und Armut besondere Beachtung geschenkt werden. In Kapitel 6 werden 
die Fragen, was eine mögliche Einführung eines BGEs für die Soziale Arbeit bedeuten könnte, was 
sich allenfalls dadurch verändert, welche Standpunkte dafür, welche dagegen sprechen und was 
deren Gründe sind, beantwortet. Schliesslich beinhaltet Kapitel 7 die Schlussfolgerungen der Ver-
fasserinnen und abschliessend weiterführende Fragestellungen in Kapitel 8. 
Bei dieser Arbeit werden viele hypothetische Fragen aufgegriffen, weil das bedingungslose 
Grundeinkommen in der Schweiz noch nicht eingeführt ist. Aus Gründen einer besseren Lesbar-
keit verzichten wir darauf, diese Arbeit im Konjunktiv zu schreiben und wählen deshalb bewusst –
 mehrheitlich - die grammatikalischen Formen des Indikativs. 
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2 Das bedingungslose Grundeinkommen  
Das bedingungslose Grundeinkommen geniesst in den letzten Jahren eine vermehrte Medienprä-
senz, genauso, wie auch in gewissen politischen Kreisen und der Bevölkerung mehr darüber de-
battiert wird. Doch was wird überhaupt unter einem bedingungslosen Grundeinkommen verstan-
den und wie setzt es sich zusammen? Dieser Frage soll in diesem Kapitel zuerst nachgegangen 
werden. Des Weiteren stellt sich die Frage, ob das BGE erst seit kurzer Zeit oder nicht schon viel 
früher diskutiert wurde. In den laufenden Debatten über das bedingungslose Grundeinkommen 
wird meistens als Erstes dessen Finanzierung angesprochen, nämlich, ob es überhaupt finanziell 
realisierbar ist. Anhand verschiedener Finanzierungsmodelle wird deshalb gezeigt, welche Ideen 
und Vorstellungen rund um das Modell BGE vorhanden sind und wie es möglich wäre, diese um-
zusetzen.  
2.1 Definition und Geschichte  
Definition 
Yannick Vanderborght und Philippe Van Parijs (2005) verstehen unter einem bedingungslosen 
Grundeinkommen das „Grundeinkommen, das von einem politischen Gemeinwesen an alle Mit-
glieder ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Gegenleistung individuell ausbezahlt wird“ (S. 14). 
Beim bedingungslosen Grundeinkommen geht es also um ein Einkommen, das von einem politi-
schen Gemeinwesen normalerweise in einer Geldleistung ausbezahlt wird. Folglich wird das BGE 
aus Einnahmen finanziert, die der öffentlichen Kontrolle zu Grunde liegen, weshalb der National-
staat bei der Verteilung des bedingungslosen Grundeinkommens eine der wichtigsten Rollen spie-
len wird.  
Zudem wird in der Definition von den Empfängerinnen und Empfängern, also allen Mitgliedern 
gesprochen. Was genau unter Mitglieder zu subsumieren ist, ist in der momentanen Diskussion 
sehr weit gefasst und reicht von Staatsbürgern, die alle das BGE erhalten sollen bis zu einer soge-
nannten Mitgliedschaft, bei der der Fokus vorwiegend auf der Armutsbekämpfung liegt. Unter 
Letzterem versteht man, dass nur alle dauerhaften Bewohnerinnen und Bewohner eines Staats-
gebietes Anrecht auf ein bedingungsloses Grundeinkommen haben.  
Auch bei der Differenzierung des Lebensalters gibt es verschiedene Modelle. Während einige das 
BGE erst ab Volljährigkeit auszahlen, schlagen andere vor, das bedingungslose Grundeinkommen 
bereits bei der Geburt einzuführen.  
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Weiter wird in der Definition von keiner Bedürftigkeitsprüfung gesprochen. Die herkömmlichen 
Systeme der Mindestsicherung basieren jedoch immer auf der Bedürftigkeitsprüfung verschiede-
ner Haushalte. Im Gegensatz dazu gibt es beim BGE eine einkommensunabhängige Geldleistung, 
die an alle - also ob arm oder reich - in gleicher Höhe ausbezahlt wird.  
Schliesslich wird das bedingungslose Grundeinkommen ohne Gegenleistung ausbezahlt. Es ist also 
bedingungslos, das heißt, es braucht zum Beispiel keinen Nachweis der Arbeitssuche. (S. 37 - 59) 
Geschichte 
Vanderborght und Van Parijs (2005) erwähnen, dass bereits Thomas Morus (1478 - 1535) 1516 in 
seinem Werk „Utopia“ die Idee einer Einkommensgarantie aufgegriffen hat. Der eigentliche Vor-
denker des BGEs ist jedoch Thomas Paines (1737 - 1809), eine der Leitfiguren der französischen 
und amerikanischen Revolution. In einem Band, mit dem Titel „Agrarische Gerechtigkeit“ forderte 
er, dass jede Person beim Eintritt ins Erwachsenenalter einen bescheidenen Pauschalbetrag und 
später eine Rente erhalten soll. Die ersten diesbezüglichen öffentlichen Debatten folgten erst 
1918 in Großbritannien, nämlich im Anschluss an den ersten Weltkrieg. Der Philosoph, Nobel-
preisträger und antikonformistische politische Denker Bertrand Russell (1872 - 1970) plädierte 
hierbei für ein Gesellschaftsmodell, bei dem die Grundbedürfnisse aller Personen befriedigt wer-
den, egal ob jemand arbeitet oder nicht. (S. 15 - 26) 
Weiter fügen Vanderborght und Van Parijs (2005) an, dass eine der wichtigsten Debatten des 
bedingungslosen Grundeinkommens in den sechziger Jahren des letzten Jahrhunderts in Amerika 
entflammte, als die Bürgerrechtsbewegung ihren Höhepunkt erreichte. Die Debatte wurde unter 
anderem auch von Milton Friedman geführt, der in seinem Buch „Kapitalismus und Freiheit“ 
(1962) den Schwerpunkt auf die radikale Umgestaltung des amerikanischen Sozialstaates durch 
die Einführung einer Negativsteuer legte. Ende der siebziger Jahre erlosch diese Debatte in den 
Vereinigten Staaten meistgehend, wohingegen diese anfangs der achtziger Jahre in Europa erneut 
aufkam. Insbesondere in Frankreich, Holland, Dänemark und Deutschland wird sie intensiv ge-
führt. (S. 28 - 32) 
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Patry (2010) führt an, dass seit den neunziger Jahren auch in der Schweiz über das BGE diskutiert 
wird, wobei sich die ‚Caritas‘ seit jenem Zeitpunkt stark mit dem bedingungslosen Grundeinkom-
men beschäftigte. Ihr ging es allerdings in erster Linie um verschiedene Modelle der Existenzsiche-
rung. Das BGE spielte dabei eine eher untergeordnete Rolle. (S. 14) Zwar gab es in den folgenden 
Jahren vereinzelt wissenschaftliche Beiträge zu diesem Thema, doch stießen diese nicht auf gro-
ßes Interesse in der breiten Öffentlichkeit. Erst ab 2002/2003 änderte sich dies allmählich, als die 
Debatte um ein BGE in Deutschland auch die Schweiz erreichte. Michael Opielka (2004), Thomas 
Straubhaar (2005; 2006; 2007) und Götz Werner (2006) sind wichtige Grundeinkommensexpo-
nenten aus Deutschland. Diese vertreten die Idee eines BGEs via Medien u.a. auch stark in der 
Schweiz. (zit. in Patry, 2010, S. 16) Seit 2004 finden sich in Schweizer Tageszeitungen immer wie-
der Artikel über das BGE. 2001 wurde der Verein „Basic Income European Network Schweiz“ 
(BIEN-CH) gegründet, der sich als schweizerisches Grundeinkommensnetzwerk versteht. Ziel die-
ses Vereins ist es, die Idee eines BGEs in der Schweiz nicht nur zu verbreiten, sondern auch breit 
abgestützt zu diskutieren, um auf eine konkrete Realisierung hinzuarbeiten. (http:bien.ch,) 2006 
wurde die Initiative ‚Grundeinkommen‘ gegründet, die in den letzten Jahren. zahlreiche öffentli-
che Auftritte vorzuweisen hat, um die Diskussionen eines BGEs in der Schweiz voranzutreiben 
(Patry, 2010, S. 17). Als letzte Grundeinkommens Vertretung wurde 2009 die ‚Agentur (zum) 
Grundeinkommen‘ gegründet mit demselben Ziel wie BIEN-CH sowie die Initiative ‚Grundein-
kommen‘ (www.bedingungslos.ch). Unter anderem fand am 19. März 2011 ein großer Kongress 
zum Thema bedingungsloses Grundeinkommen in der Schweiz statt, der von diesen drei Vertre-
tern initiiert wurde und über 600 interessierte Personen anzog (www.bedingungslos.ch). Auf die 
aktuelle Debatte in der Schweiz wird in Kapitel 2.4 noch vertiefter eingegangen.  
Oliver Scott Goldsmith (2005) führt an, dass das BGE in gewissen Ländern bereits umgesetzt wur-
de, nämlich beispielsweise im Bundesstaat Alaska. Dort bekommen die Bewohnerinnen und Be-
wohner den Ertrag aus der Erdölförderung jährlich bedingungslos und zu gleichen Teilen ausbe-
zahlt. Dieser Betrag ist jedoch - je nach Jahresgewinn - nicht immer gleich hoch. (zit. in Patry, 
2010, S. 6) Seit 2008 wird im Dorf Otjivero Omitara in Namibia als entwicklungspolitisches Projekt 
das BGE ebenfalls an alle Einwohner und Einwohnerinnen monatlich bedingungslos ausbezahlt. 
Sollte sich hierbei eine Reduktion von Ungleichheiten und Armut sowie die Förderung von Be-
schäftigungen als erfolgreich erweisen, wird eine nationale Einführung in Erwägung gezogen. 
(Patry, 2010, S. 6)  
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Des Weiteren halten Vanderborght und Van Parijs (2005) fest, dass auch in Brasilien ein nationa-
les bedingungsloses Grundeinkommen seit 2004 beschlossene Sache ist, das zunächst als Basis-
einkommen vor allem für die Bedürftigsten gedacht ist und dann schrittweise auf die ganze Bevöl-
kerung ausgeweitet werden soll (S. 11). 
2.2 Verschiedene Modelle  
In diesem Kapitel werden verschiedene Modelle kurz vorgestellt und ihre Wirkungsweise erläu-
tert. Dabei diente uns als wichtige Grundlage die umfangreiche Literaturstudie für Sozialversiche-
rungen, die Heidi Stutz und Tobias Bauer für das Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien 
(BASS) 2003 verfassten. Unter anderem beinhaltet diese Studie sechs Modelle, die hier ebenfalls 
kurz vorgestellt werden.  
1. Bei der negativen Einkommenssteuer (NES) ist das Ziel, dass Haushalte mit einem niedrigen 
Einkommen keine Steuern mehr bezahlen müssen, sondern stattdessen vom Staat Geld bekom-
men. Die NES wurde, wie oben bereits erwähnt, in den sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts 
durch Milton Friedmann bekannt. Seine Überlegungen gingen davon aus, zuerst einen Grundbe-
trag festzusetzen. Wer diesen unterschreitet, also ein bescheidenes Einkommen (oder kein Ein-
kommen) unter diesem Betrag hat, erhält Geld vom Staat und wer mehr besitzt, bezahlt Steuern 
an den Staat. Dadurch wird der Steuertarif in tiefen Einkommensklassen negativ. Der Vorteil der 
NES besteht darin, dass es auch diejenige Bevölkerungsschicht erreicht, die in versteckter Armut 
lebt, da sie jeweils automatisch ausbezahlt wird. Als Nachteil wird erachtet, dass keinerlei Integra-
tionshilfen sowie Arbeitsanreize bei diesem Modell vorgesehen sind. (S. 16) Robert Leu und Chris-
toph Eisenring (1998) nennen drei Ziele, die mit der NES hauptsächlich verfolgt werden, nämlich 
die Armutsbekämpfung, die Verminderung negativer Arbeitsanreize gegenüber dem jetzigen Sozi-
alhilfesystem sowie Kosteneffizienz (zit. in Beiträge zur sozialen Sicherheit, Forschungsbericht, 
2002, S. 16). 
2. Das Modell der Steuerkredite gestaltet sich sehr ähnlich wie dasjenige der NES und wird in der 
Literatur oft nicht klar voneinander abgegrenzt. Es gibt jedoch drei Punkte, die klar zu unterschei-
den sind: Erstens ist das Zusammenspiel zwischen dem Steuerkredit und der positiven Besteue-
rung weniger transparent, weil trotz Steuerkrediten positive Steuern erhoben werden. Dies führt 
deshalb nicht zur Befreiung von der Steuerpflicht. Zweitens wird in den meisten Steuerkreditpro-
grammen eine minimale Arbeitsleistung verlangt. Somit könnten - je nach Modell - zum Beispiel 
Arbeitslose keine Leistungen beziehen und drittens wird auch kein Mindesteinkommen garantiert. 
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3. Das Ziel bei der Lohnsubvention besteht darin, Anreize zu schaffen, damit die Nachfrage bei 
den gering entlohnten Arbeiten zunimmt. Gleichzeitig sollen jedoch auch die Einkommen bei den 
Niedriglöhnen erhöht werden, damit der Anreiz zur Erwerbstätigkeit bestehen bleibt. Wenn das 
volle Einkommen nicht reicht, um das Existenzminimum zu decken, dienen zusätzliche Lohnsub-
ventionen, die Grundsicherung zu gewähren. Teilweise wird heute die Sozialhilfe als Lohnsubven-
tion bezeichnet. 
4. Bei der Sozialdividende erhält jede Bürgerin, jeder Bürger einen Betrag, welcher die Grundbe-
dürfnisse decken soll, unabhängig davon, ob jemand ein Einkommen hat oder nicht. Dabei wird 
von der Idee ausgegangen, dass alle ein Recht darauf haben, am gesellschaftlichen Leben teilzu-
nehmen. Als langfristiges Ziel sehen die Befürwortenden der Sozialdividende, dass diese existenz-
sichernd sein soll, wobei kurzfristig gar tiefere Beträge vorgesehen sind. Sie wird vor einer steuer-
rechtlichen Überprüfung der Einkommen und Vermögen an alle Bürger und Bürgerinnen ausge-
zahlt. Da der grössere Teil der Bevölkerung gleichzeitig die Sozialdividende bezieht und Steuern 
entrichtet, erzeugt dieses Modell für die ganze Bevölkerung ein sehr grosses Umverteilungsvolu-
men.  
5. Die bedarfsorientierte Grundversicherung wird als Ergänzung zur Sozialhilfe verstanden und 
verfolgt das Ziel, die Sozialhilfe zu entlasten. Dadurch sollen die „Massentatbestände sozialer Be-
dürftigkeit“ nicht mehr über die Sozialhilfe abgewickelt, sondern in einem neuen, eigenen System 
zusammengefasst werden. Wie der Name bedarfsorientierte Grundsicherung schon besagt, muss 
jedoch ein Bedarf vorhanden sein, gleich wie dies heute bei der Sozialhilfe der Fall ist. 
6. Beim Modell Mindesteinkommen zur Wiedereingliederung wird ein Existenzminimum an Ar-
beitslose ausbezahlt, mit der Bedingung, an Eingliederungsprogrammen teilzunehmen. (S. 16 - 37) 
In den oben aufgeführten Modellen wird nur bei der Sozialdividende von einem bedingungslosen 
Grundeinkommen ausgegangen. Alle übrigen Modelle sind an irgendwelche Bedingungen ge-
knüpft. 
Im Buch „Die Finanzierung eines bedingungslosen Grundeinkommens“( 2010) werden konkrete 
Modelle vorgestellt, wie die entsprechende Berechnung in der Schweiz aussieht. In Punkt 2.3 wird 
deshalb auf die konkrete Finanzierung dieser Modelle eingegangen. 
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2.3 Finanzierbarkeit der Modelle 
In der Diskussion über ein BGE wird bei Gegnern und Skeptikern schnell die Frage der Finanzier-
barkeit aufgeworfen. Unter Punkt 2.2 wurden die allgemeinen Finanzierungsideen des BGEs vor-
gestellt, wobei die Diskussion über deren konkrete Finanzierung in der Schweiz bereits weiter ist. 
Die entsprechenden Hinweise finden sich im 2010 veröffentlichen Sammelband von BIEN-Schweiz 
verfasst von Peter Ulrich, Bridget Dommen-Maede, Bernhard Kündig, Albert Jörimann, Daniel 
Häni, Enno Schmidt, Marc de Basquiat, Ingmar Kumpmann, Ingrid Hohenleitner, Anne G. Miller, 
Malcom Torry und Pieter le Roux. Hierbei beziehen sich Kündig, Jörimann, Häni und Schmidt ex-
plizit auf die Schweiz und stellen drei Varianten vor, wie sich ihrer Ansicht nach ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen in der Schweiz finanzieren lässt. Diese drei Modelle werden im Folgenden 
kurz vorgestellt. 
2.3.1 Modell Kündig 
Kündigs Modell (2010) geht von der Annahme aus, dass jede erwachsene Person pro Monat ein 
BGE von Fr. 2‘250 - mit dem Ziel einer bedingungslosen Existenzsicherung für sämtliche Bewohne-
rinnen und Bewohner - zur Verfügung hat. Personen unter 20 Jahren erhalten jeweils die Hälfte 
dieses Betrags. Daneben führt Kündig vier weitere Ziele für ein BGE ins Feld, nämlich erstens die 
Entschlackung der Wirtschafts- und Sozialbürokratie, zweitens die Reduktion der Arbeitskosten, 
drittens die Sicherung des makroökonomischen Gleichgewichts von Konsum und Investitionen 
sowie viertens die Vermeidung jeglichen Stigmatisierungseffekts. Bei diesem Modell ersetzt das 
BGE die Sozialversicherungen weitgehend, weshalb es seiner Meinung nach zu einer neuen Aus-
gestaltung der Entlohnung kommen wird. Konkret wird die Finanzierung durch eine Mehrwert-
steuer von rund 25% und einer Bundessteuer von 20% bei einem hohen Freibetrag von 150% des 
BGEs erfolgen. Im Gegensatz dazu werden Lohnabgaben im Bereich der Sozialversicherungen 
abgeschafft. (S. 29 ) 
Wenn Kündig von den oben genannten Zahlen ausgeht und für das folgende Beispiel mit einem 
BGE von Fr. 2‘500 rechnet, ergibt dies für das bedingungslose Grundeinkommen folgende Ge-
samtkosten pro Jahr. 
 




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
Bruttovolkseinkommen (BVE), 2007 546 Milliarden Franken 
Bevölkerung 7‘557‘000 (gerundet) 
Davon unter 20 Jahren 1‘640‘000 (21.7% der Bevölkerung) zum halben 
Satz 
Ganze Beträge (in Millionen Franken) Pro Monat: 7.557 – 0.5 x 1.640 = 6.737 
Pro Jahr: 6.737 x 12 = 80.844 Mio. Fr. ganze 
Beträge 
Grundeinkommen total pro Jahr 80‘844‘000 x 2500 Fr. = 202 Mia. Fr. 
Dies entspricht 37% des BVEs 
Tabelle 1: Gesamtkosten pro Jahr für das Grundeinkommen 
(Kündig, 2010, S. 38) 
Geht man von einem BGE von Fr. 2‘250 aus, entspricht dies einem BVE von 33%, so dass Fr. 182 
Mia. benötigt werden, um das BGE zu finanzieren. In den folgenden Berechnungen geht Kündig 
von 182 Mia. aus, wobei sich sein Finanzierungsvorschlag aus drei Teilen zusammensetzt:  
 Substitutionsgewinne (AHV, IV, Sozialleistungen, Subventionen, Stipendien und Löhne im öf-
fentlichen Sektor, die durch das BGE ersetzt werden), was eine spürbare Senkung der Kosten 
der öffentlichen Hand bedeuten würde. 
 Anstelle der monatlichen Lohnabgaben tritt eine soziale MWST (mit Ausnahme der Pensions-
kasse), die schätzungsweise 33% beträgt. Die Grenze von heute Fr. 70‘000 als mehrwertsteu-
erfrei wird angehoben, damit Kleinunternehmen als Selbständige nicht benachteiligt sind. 
 Die direkte Bundessteuer kommt mit einem hohen Steuerfreibetrag (erste Annahme 20 - 
25%) zum Einheitssatz, bei der sich die Einkommensfreibeträge von über 1.5 Mal des BGEs be-
laufen. (Kündig, 2010, S. 42 - 49) 
Nachfolgend aufgeführt ist die von Kündig momentan angenommene Finanzierung des bedin-
gungslosen Grundeinkommens aufgrund von Substitutionsgewinnen, MWST und direkter Bundes-
steuer.  
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Finanzierungsquelle Franken Anteilsmässig 
Substitutionsgewinne 53 Milliarden 29.1% 
Ertrag der MWST 94 Milliarden 51.7% 
Beitrag direkte Bundessteuer 35 Milliarden 19.2% 
Aufwand Grundeinkommen 182 Milliarden 100% 
Tabelle 2: Finanzierung des Grundeinkommens  
über Substitutionsgewinne, MWST und direkte Bundessteuer (Kündig, 2010, S. 51) 
Grundsätzlich erachten wir Kündigs Modell als eine Reform, die das ganze wirtschaftliche System 
der Schweiz einbezieht, indem es nicht nur eine reine Abgabe bei der Mehrwertsteuer, sondern 
auch die Gewinne bei den bestehenden Sozialversicherungen sowie steuerliche Reformen bein-
haltet. Die Berechnung bei der vorliegenden Annahme ist deckend und gemäss Kündig finanzier-
bar, wenn es gelingt, dass bisherige Sitten und Gebräuche geändert werden können. 
2.3.2 Modell Jörimann 
Das Modell von Jörimann (2010) nennt sich auch Verrechnungsmodell, weil es vorschlägt, eine 
bestimmte Höhe des Erwerbseinkommens wieder als Verrechnungsabgabe in die Grundeinkom-
menskasse zurückfliessen zu lassen. In diesem Modell werden die Ausgaben der sozialen Siche-
rung zusammengefasst und weitgehend ins BGE überführt. Dementsprechend wird die AHV zu-
künftig zur Grundeinkommenskasse. Personen, deren Löhne sich deutlich über dem BGE bewe-
gen, zahlen gleichzeitig ihren BGE Betrag wieder zurück. Für sie wird sich also nichts ändern. Hö-
here Ausgaben bei Arbeitslosigkeit, Invalidität und Unfall werden gedeckt, indem zwischen den 
Arbeitspartnern Kollektivversicherungen abgeschlossen werden. Bei diesem Modell wird von ei-
nem Betrag von Fr. 2‘500 als Grundeinkommen ausgegangen (bei Kindern von Fr. 1‘250), so dass 
die Finanzierungslücke 20 Milliarden beträgt. Pensionskassenrenten und dessen Beiträge wären 
auch in diesem Modell ausgenommen. Der Betrag von Fr. 2‘500 setzt sich weitgehend aufgrund 
der Richtlinien der SKOS zusammen, wobei sich das betreibungsrechtliche Existenzminimum etwa 
in diesem Bereich befindet. Aus diesen Annahmen ergibt sich für Jörimann folgender Grundein-
kommensaufwand: 
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 Aufwand Finanzierung 
Rentenberechtigte 2008 
Unter 20 Jahren (1/2) 
1.64 Mio. x Fr. 1‘250.00 x 12 
24‘600 Mio. Fr.  
Über 20 Jahre  
6.06 Mio. x Fr. 2‘500.00 x 12 
181‘800 Mio. Fr.   




 89‘500 Mio. Fr. 
Direktzahlungen an Landwirt-
schaft usw. 
 3‘500 Mio. Fr. 
Steuerausfälle  - 1‘000 Mio. Fr. 
Verrechenbar   92‘000 Mio. Fr. 
Finanzierungslücke  114‘400 Mio. Fr. 
Total Grundeinkommen  206‘000 Mio. Fr.  206‘000 Mio. Fr.  
Tabelle 3: Gegenüberstellung Grundeinkommensaufwand mit bestehenden Leistungen  
(Jörimann, 2010, S. 69) 
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Das Defizit in der Berechnung von Jörimann beläuft sich auf rund Fr. 115 Mia. Um diesen Aufwand 
zu finanzieren, geht Jörimann davon aus, dass Personen mit einem höheren Einkommen kein BGE 
erhalten. In seiner Berechnung nimmt er ein BGE von Fr. 2‘500 pro Person und Monat an, was ein 
jährliches Einkommen von Fr. 30‘000 ergibt. Denn eine Arbeitsleistung soll sich bei diesem Modell 
auch weiterhin lohnen. Dementsprechend soll es einen Freibetrag von Fr. 137.50 geben, der mit 
einem monatlichen Einkommen ab Fr. 300 progressiv steigt, bis die Obergrenze von Fr. 4‘000 er-
reicht wird, indem in diesem Fall dann das BGE zu 100% verrechnet wird. Dies bedeutet, dass vom 
voll berechneten Grundeinkommen progressiv das Grundeinkommen zum Teil gar nicht ausbe-
zahlt, sondern je nach Einkommen zurückerstattet wird. Folgende Tabelle von Jörimann dient zum 
besseren Verständnis. Darin wird ersichtlich, wie die Finanzierungslücke von Fr. 114 Mia. mit pro-











men in Fr. (Jahr) 
Unter 26‘000 14.6% 644‘00 12x500=6‘000 3.865 Mia. 
26‘000 – 52‘000 
Wovon 26‘000 – 48‘000 












52‘000 und mehr 57.6% 2‘541‘900 30‘000 76.250 Mia. 
Keine Angaben  9.6% 424‘000 30‘000 (?) 12.720 Mia. 
Unentgeltlich 1.4%    
Total GE – Verrechnung  4‘311‘300   109.785 Mia. 
Tabelle 4: Erwerbstätige, Einkommensklassen, Anteil an GE-Verrechnung  
(Jörimann, 2010, S. 72) 
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Gemäss Tabelle 4 ergibt sich also - mit Einbezug der Erwerbstätigen als Einsparungen beim bedin-
gungslosen Grundeinkommen von 109.785 Mia. und den zusätzlichen Substitutionsgewinnen von 
92 Mia. - ein Total von 201.785 Mia., was so viel bedeutet, dass rund 5 Mia. in diesem Modell 
noch ungedeckt sind. Wenn es daneben weitere Personen gibt, die aus anderen Einnahmequellen 
leben, kommt die Berechnung über die Steuern rückwirkend zustande. Damit ist bei angenomme-
nen rund 170‘000 Personen die Lücke der restlichen 5 Mia. Franken gefüllt. (Jörimann, 2010, S. 60 
-75) 
Unserer Ansicht nach scheint sich im Modell Jörimann für eine Mehrheit der Bevölkerung nichts 
zu ändern. Trotzdem erachtet es Jörimann aufgrund seines Modells als erwiesen, dass Arbeitende 
dank des BGEs die Gewissheit haben, nicht mehr vor einer finanziellen Lücke zu stehen. Zudem 
bleiben Arbeitslose vor einer Zusammenarbeit mit Sozialversicherungen und deren Stigmatisie-
rungseffekt verschont. Des Weiteren hebt Jörimann hervor, dass die Gewinnerinnen und Gewin-
ner dieses Systems Paare und Familien mit niedrigem Einkommen seien. Zusätzlich sieht er in 
seinem Modell ein geeignetes Instrument, um u.a. Landwirtschaft zu betreiben, die auch in unren-
tablen Randregionen bestehen kann. (S. 85 - 86) 
2.3.3 Modell Häni und Schmidt 
Ein weiteres Modell beschreiben Häni und Schmidt (2010). Bei der Beantwortung der Frage nach 
der Finanzierung stützen sie sich darauf, dass das BGE das bestehende Einkommen ersetzen bzw. 
ergänzen wird. Als Beispiel dient ihnen hierbei das Gehalt einer Lehrerin, die heutzutage monat-
lich Fr. 8‘000 erhält und künftig mit einem BGE von Fr. 2‘200 noch Fr. 5‘800 verdienen wird. Ihr 
Gesamteinkommen wird aber mit dem BGE das gleiche, nämlich insgesamt Fr. 8‘000 bleiben. 
Wenn aber Personen - beispielsweise mit niedrigem Einkommen - nur marginal mehr als der ei-
gentliche Betrag des BGEs verdienen, bietet das BGE diesen Niedriglohnverdienenden eine besse-
re Verhandlungsbasis in Lohnangelegenheiten. Denn sie können ein Arbeitsangebot auch ableh-
nen oder den Schritt in die Selbständigkeit eher wagen, da ihr bedingungsloses Grundeinkommen 
immer gesichert bleibt. Den Teil der Besoldung, den die Arbeitgebenden dank der Auszahlung des 
BGEs sparen, haben die Arbeitgebenden dem Staat durch eine Steuer zu ersetzen. Dabei unter-
scheiden Häni und Schmidt drei Arten von Steuern, nämlich erstens die Besteuerung von Ein-
kommen und Gewinn sowie Sozialabgaben auf Erwerbseinkommen, zweitens Besteuerung von 
Besitz und drittens Besteuerung von Konsum. Mit dem BGE sinken die zu besteuernden Erwerbs-
einkommen. Generell bedeutet ein BGE weder Solidarität mit den Schwachen noch verneint es 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Trotzdem soll mit der Finanzierung des bedingungslosen 
Grundeinkommens ein Ausgleich zwischen Arm und Reich stattfinden. (S. 88-106) 
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In folgender Tabelle verdeutlichen Häni und Schmidt den Bedarf der Summe des jährlichen 
Grundeinkommens und den ersetzenden Einnahmen: 
Annahmen   
Grundeinkommen pro Person und Jahr 
Für Personen unter 19 Jahren 





Bevölkerung der Schweiz 






Summe des jährlichen Grundeinkommens   
Kinder und Jugendliche 
(Fr. 1‘000, 12 Mte., 1.5 Mio.) 
 18 Mia. 
Erwachsene 
(Fr. 2‘200, 12 Mte.,6.1 Mio.) 
 161 Mia. 
Total  179 Mia. 
Ersetzende Sozialleistungen (AHV, Sozialhilfe, Stipendien, Familienzula-
gen teilweise IV, EL und ALTG 
 - 50 Mia. 
Ersetzende Erwerbseinkommen bei Löhnen unter Fr. 5‘200 von 1.3 Mio. 
Erwerbstätigen, über Fr. 5‘200 von 3 Mio. Erwerbstätigen und 1.5 Mio. 
Kindern/ Jugendlichen.  
 - 105 Mia. 
Grundeikommen nicht ersetzend, d.h. Finanzierung offen  24 Mia. 
Tabelle 5: Berechnung des Grundeinkommens in der Schweiz 
(Häni und Schmidt, 2010, S. 96) 
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Wie oben dargestellt, ist beim Modell von Häni und Schmidt der Betrag von insgesamt 24 Mia. 
nicht gedeckt. Vergleichend lässt sich feststellen, dass alle drei beschriebenen Modelle mit dem 
BGE einerseits die Sozialleistungen der AHV, der Sozialhilfe sowie der Stipendien gedeckt sehen 
und andererseits bei den restlichen Sozialversicherungen teilweise eine Deckung durch das bedin-
gungslose Grundeinkommen übernommen wird. Die Pensionskasse ist bei allen drei Modellen von 
der Berechnung ausgenommen und wird dementsprechend als separate Versicherung erhalten 
bleiben. Generell wird, wie in Kapitel 2.2 erwähnt, in der internationalen Fachliteratur beim BGE 
weitgehend von einer negativen Einkommenssteuer, von Steuerkredit, Lohnsubventionen und 
Sozialdividende gesprochen. Diesbezügliche Elemente finden sich auch in den Modellen von Kün-
dig, Jörimann, Häni und Schmidt (2010) resp. sind darin integriert.  
2.4 Aktuelle Debatte in der Schweiz 
Vanderborght und Van Parijs (2005) halten fest, dass, wer über Sozialversicherungen in Europa 
nachdenkt, nicht am Gedanken eines BGEs vorbeikommt (S. 11). Ebenfalls erwähnt Patry (2010), 
dass oft von der Krise des Sozialstaates gesprochen wird (S. 1). Die Vereinbarkeit zwischen Sozial-
politik, gesellschaftspolitischen Wertvorstellungen, sozialen Bedürfnissen sowie einer nachhalti-
gen Finanzierbarkeit der Sozialversicherungen wird indes immer mehr in Frage gestellt (Streckei-
sen, zit. in Patry, S. 1). Dies lässt sich auch in der Schweiz immer mehr beobachten. Deshalb wird 
im Folgenden kurz erläutert, wie sich die momentane Debatte in der Schweiz zeigt.  
Wie oben in Kapitel 2.1 beschrieben, wurde im Jahr 2001 der Verein BIEN mit dem Ziel initiiert, 
ein bedingungsloses Grundeinkommen in der Schweiz zu thematisieren (http:bien-ch.ch). Daniel 
Häni und Enno Schmidt gründeten im Jahr 2006, also nur fünf Jahre später, die ‚Initiative Grund-
einkommen‘. Diese hat ihren Sitz in Basel, der ‘unternehmen mitte‘ heisst und als früherer Haupt-
sitz der Schweizerischen Volksbank unter anderem Cafés, Büros, Wohnungen und Veranstaltungs-
räume zu bieten hat. Finanziert wird diese Initiative durch freiwillige Spenden. (www.initiative-
grundeinkommen.ch) Drei Jahre später wurde die ‚Agentur (zum) Grundeinkommen‘ 2009 durch 
Christian Müller und Daniel Straub geschaffen. Auch diese setzt sich für eine lebendige Debatte 
zum bedingungslosen Grundeinkommen ein. Im Jahr 2010 wurde die ‚Stiftung Kulturimpuls 
Schweiz‘ errichtet, um Projekte, Initiativen sowie Personen zu unterstützen, die dem Zweck des 
BGEs entsprechend tätig sind. Beim ersten Stiftungsprojekt handelt es sich um die Förderung des 
‚Kulturimpuls‘ Grundeinkommens. Im Stiftungsrat ist unter anderem Daniel Häni vertreten, der 
ebenfalls Mitgründer der ‚Initiative Grundeinkommen‘ ist.  
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Kulturimpuls Schweiz, die Initiative Grundeinkommen sowie die Agentur (zum) Grundeinkommen 
führten am 19. März 2011 einen Kongress zum Thema bedingungsloses Grundeinkommen in Zü-
rich durch, bei dem mehr als 600 Personen teilnahmen. Sowohl vor als auch nach dem Kongress 
wurden etliche Berichte von Befürwortenden, aber auch von Kritikern des BGEs in den Medien 
publiziert. Zudem wurde ein Film über das BGE in der Schweiz ausgestrahlt, was zeigt, dass einer 
breiten Bevölkerungsschicht die Möglichkeit gegeben wurde, sich mit diesem Thema auseinan-
derzusetzen. (http://grundeinkommen-news.blogspot.com) Die Agentur Grundeinkommen, die 
Initiative Grundeinkommen, die Stiftung Kulturtimpuls Schweiz und der Verein BIEN-CH planen im 
Jahr 2012 eine Unterschriftensammlung, um im Anschluss daran eine Volksinitiative zu ermögli-
chen (www.zeitpunkt.ch). 
Seit 2010 widmen sich auch politische Kreise immer mehr dem Thema des BGEs. So schrieb bei-
spielsweise die Alternative Linke bei ihrer Parteigründung im März 2010 das BGE in ihren Hand-
lungsschwerpunkten fest (www.la-gauche.ch). Zudem hat auch die SP Schweiz im Oktober 2010 
das BGE in ihr Parteiprogramm aufgenommen (www.sp-ps.ch, S. 83). Des Weiteren hat sich die 
Gewerkschaft Syna im Oktober 2010 auf ihrem Kongress in St. Gallen als erste Gewerkschaft der 
Schweiz für ein BGE ausgesprochen. Denn sie vertritt die Meinung, dass die Arbeitnehmenden 
endlich ohne Zwang eine für sie sinnvolle Arbeit aufnehmen können sollen. (www.syna.ch) 
In Kapitel 3.5 wird noch näher auf die politischen Ansichten verschiedener Parteien zum bedin-
gungslosen Grundeinkommen eingegangen sowie auf die Vor- und Nachteile, die Gewerkschaften 
bei einem BGE hervorheben. 
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3 Pro- und Kontraargumente des bedingungslosen Grundeinkommens 
Wie schon in der aktuellen Debatte über das BGE aufgezeigt wurde, gibt es unterschiedliche Per-
spektiven, wie ein bedingungsloses Grundeinkommen bewertet werden kann. In diesem Kapitel 
werden deshalb Aspekte, die im Zusammenhang mit dem BGE stehen, genauer betrachtet, näm-
lich Gerechtigkeit, ökonomische Auswirkungen, Arbeit, Freiheit, Gender, politische Ansichten, 
Stabilität der Ehe, Geburtenrate und das Migrationsverhalten. Der Fokus wird hierbei auf die Pro- 
und Kontraargumente im Zusammenhang mit dem bedingungslosen Grundeinkommen gelegt.  
3.1 Die Perspektive der Menschenrechte sowie der sozialen Gerechtigkeit  
In der Charta von BIEN-CH wird das BGE derart begründet, dass alle Bewohner und Bewohnerin-
nen ein bedingungsloses Grundeinkommen erhalten, mit dem sie einerseits ihre Bedürfnisse be-
friedigen, andererseits in Würde leben können (BIEN-CH, S. 208). Diese Aussage findet sich genau-
so auch in der Bundesverfassung (BV) (Art. 12), wo dies als Recht auf Nothilfe in Notlage folgen-
dermassen definiert ist: „Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat An-
spruch auf Hilfe und Betreuung und auf Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich 
sind“ (1999, S. 3). Zudem wird auch Artikel 41 der Bundesverfassung als Begründung für ein BGE 
in der Charta BIEN erwähnt. Hierbei handelt es sich um Sozialziele, bei denen sich Bund und Kan-
tone zur Ergänzung der persönlichen Verantwortung dafür einsetzen, dass unter anderem jede 
Person an der sozialen Sicherheit teilnehmen kann sowie notwendige Pflege erhält. Auch die Fa-
milie als Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern wird geschützt und gefördert. Ein weiterer 
Punkt der Sozialziele betrifft die Erwerbsfähigkeit. Der Lebensunterhalt muss durch angemessene 
Bedingungen bestreitet werden können. Zudem sollten Wohnungssuchende eine angemessene 
Wohnung zu tragbaren Bedingungen finden. Des Weiteren sollen sich Kinder, Jugendliche und 
Personen im erwerbstätigen Alter nach Fähigkeiten aus- und weiterbilden können. Generell sollen 
Kinder und Jugendliche als selbstständige und sozial verantwortliche Personen gefördert sowie 
ihre soziale, kulturelle und politische Integrationen unterstützt werden. Zusätzlich müssen sich 
Bund und Kantone dafür einsetzen, dass jede Person gegen wirtschaftliche Folgen von Alter, Un-
fall, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Verwitwung und Verwaisung gesichert ist. (S. 101) 
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Ausserdem nimmt die Charta BIEN-CH Bezug auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
Art. 25 Abs. 1: „Jede Person hat das Recht auf einen Lebensstandard, der ihr und ihrer Familie 
Gesundheit und Wohlergehen gewährleistet, inklusive Nahrung, Kleidung, Wohnung, medizini-
sche Versorgung und notwendige soziale Leistungen sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Behinderung oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem 
Verlust ihres Lebensunterhalts durch Umstände, auf die sie keinen Einfluss hat“. 
(http://quellen.geschichte-schweiz.ch) Generell werden in der ganzen Debatte Freiheit und Ge-
rechtigkeit öfters genannt, da diese Begriffe im Zusammenhang mit dem BGE eine wichtige Rolle 
spielen. Aber wie wird Gerechtigkeit definiert? Gerechtigkeit ist ein weit gefasster Begriff, der 
verschiedene Aspekte aufweist, auf die im Folgenden genauer eingegangen wird. 
3.1.1 John Rawls Theorie der Gerechtigkeit 
Ottfried Höffe (1998) erachtet John Rawls Theorie der Gerechtigkeit als einen der wichtigsten 
Beiträge der politischen Ethik des zwanzigsten Jahrhunderts (S. 1). So entwickelt Rawls in diesem 
Werk zwei grundlegende Gerechtigkeitsprinzipien, wobei es beim ersten um rechtlich-politische 
Gerechtigkeit geht. Darunter versteht Rawls, dass gewisse politische Grund- und Menschenrech-
te - beispielsweise Glaubens- und Gedankenfreiheit, aktives und passives Wahlrecht, Recht auf 
Leben und Eigentum etc. - für alle gleich sind. Er geht hier also von einer strikten Gleichverteilung 
aus und zielt klar auf die Maximierung der individuellen Freiheit.  
Rawls zweites Gerechtigkeitsprinzip beinhaltet das Differenzierungsprinzip, das sich auf die sozio-
ökonomische Gerechtigkeit wie zum Beispiel auf Beruf und Einkommen, Schulbildung oder Woh-
nort bezieht und die Verteilung von Chancen und materiellen Gütern zu regeln hat. Zwar geht 
Rawls beim zweiten Gerechtigkeitsprinzip auch von einer Gleichverteilung aus, lässt aber Un-
gleichheiten zu, sofern sie folgende zwei Bedingungen erfüllen. 
1.  Alle haben das gleiche Recht auf das Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten. Dies betrifft 
insbesondere die bürgerlichen und politischen Rechte.  
2.  Ungleichheiten sozialer oder wirtschaftlicher Art werden an zwei Bedingungen geknüpft. Ei-
nerseits müssen Aufgaben, die Ungleichheiten vermindern, an Ämter gekoppelt werden, damit 
ihnen die gleiche Chancengleichheit zusteht, d.h. sie müssen allen - unabhängig der Hautfarbe, 
des Alters, der Religion oder des Geschlechts - offen stehen und sie müssen den am wenigsten 
Begünstigten in der Gesellschaft den grössten Vorteil bringen. Die beiden Prinzipien gelten 
gemäss Rawls nicht gleichwertig, sondern das erste Gerechtigkeitsprinzip, also die rechtlich po-
litische Gerechtigkeit, wird von ihm klar an erster Stelle gesetzt, so dass die Freiheit das abso-
lut höchste Gut darstellt. (S. 8 - 12) 
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3.1.2 Gerechtigkeitskonzeption von Van Parijs 
Vanderborght und Van Parijs (2005) stellen sich die Frage, ob Rawls ein Gegner oder Befürworter 
des bedingungslosen Grundeinkommens war (S. 91). Auf den ersten Blick scheint Rawls (1967; 
1971) eher für dieses Einkommen zu sein, denn er bezeichnet die negative Einkommenssteuer als 
mögliche Lösung eines minimalen Sozialeinkommens (zit. in Vanderborght & Van Parijs, S. 92, 
2005). Vanderborght und Van Parijs greifen aber, um genauer auf diese Frage einzugehen, auf 
Rawls sozioökonomische Güter zurück. Wie schon oben kurz erwähnt, geht zwar Rawls bei den 
sozioökonomischen Gütern ebenfalls von einer Gleichverteilung aus, lässt jedoch Ungleichheiten 
unter gewissen Bedingungen zu. Vanderborght und Van Parijs greifen hier das Beispiel des Ein-
kommens heraus und zeigen auf, dass es Rawls beim Einkommen in erster Linie um eine Einkom-
mensgarantie gehe, weshalb ihrer Ansicht nach eigentlich jede Form dieser Garantie herangezo-
gen werden könnte. Wenn jedoch die Menschenwürde bei dieser Transferleistung einbezogen 
wird, die alleine den Bedürftigen zugutekommt, dann ergibt es einen beträchtlichen Nachteil für 
die Betroffenen selbst. Denn sie werden als unfähig erachtet, für ihren eigenen Lebensunterhalt 
zu sorgen und deswegen entsprechend stigmatisiert. Diese Stigmatisierung gäbe es indes bei ei-
nem bedingungslosen Grundeinkommen, das an alle ausbezahlt wird, nicht. Des Weiteren ist es 
den sozial Benachteiligten freigestellt, sowohl bezahlte als auch unbezahlte Tätigkeiten auszu-
üben, was für ihr Selbstwertgefühl und ihre Selbstachtung sehr bedeutsam ist. (S. 92) Auf den 
zweiten Blick scheint Rawls jedoch eher gegen ein BGE zu sein. Denn in zwei späteren Artikeln 
(Rawls, 1974; 1988) hält er fest, dass er die Idee eines bedingungslosen Sozialeinkommens ab-
lehnt. Rawls fügt in diesem Zusammenhang das Beispiel an, dass eine Person, die ihre Zeit am 
Strand von Malibu mit Surfen verbringt, selbst dafür verantwortlich ist, wie sie zu ihrem Einkom-
men kommt und nicht von der öffentlichen Hand profitieren soll. Er ergänzt sogar die Liste der 
sozioökonomischen Güter um das Gut der Freizeit, wodurch er einen Missbrauch seiner aufge-
stellten Prinzipien verhindern will. Denn er ist der Meinung, dass alle Personen, die erwerbstätig 
sein könnten, es aber nicht sind, weil sie beispielsweise lieber am Strand von Malibu surfen, dies 
selber verschulden. Deswegen fände es Rawls gegenüber all den sozial Benachteiligten als unge-
recht, die aufgrund ihrer sozioökonomischen Güter zurzeit ihren Lebensunterhalt nicht alleine 
bewältigen können. (zit. in Vanderborght & Van Parijs, 2005, S. 93) Somit lassen sich die 
Rawlschen Prinzipien für ein BGE weder kategorisch verneinen noch bejahen (ibid.). 
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Im Anschluss an ihre Ausführungen zu Rawls stellen Vanderborght und Van Parijs (2005) eine 
neue, leicht abweichende Variante der Rawlschen Theorie vor, wobei Van Parijs (1991; 1995; 
1996) von einer Gerechtigkeitskonzeption ganz im Sinne einer „realen Freiheit für alle“ (zit. in 
Vanderborght & Van Parijs, 2005, S. 94) ausgeht. Der Hintergrund seiner Überlegungen bildet die 
„Equality of What? Debatte“, die besagt, in welcher Art die Gleichheit unverdienter Lebensaus-
sichten durch das egalitaristische Grundmotiv erreicht werden kann (zit. in Angelika, Krebs, 2002, 
S. 225). Des Weiteren fügen Vanderborght und Van Parijs (2005) an, dass die Gerechtigkeit eine 
Frage der gerechten Verteilung der realen Freiheit darstellt, damit die Menschen so handeln kön-
nen, wie es ihren Lebenswünschen entspricht. Für diese reale Freiheit braucht es jedoch eine ge-
rechte Verteilung. Alles, was ohne Gegenleistung ausbezahlt wird, muss gleichmässig verteilt 
werden. Diesem Gerechtigkeitsprinzip zufolge müssten alle Bürger und Bürgerinnen gleich viel 
erhalten. Vanderborght und Van Parijs heben zudem hervor, dass es ihrer Meinung nach ein Privi-
leg sei, wenn jemand einen Arbeitsplatz hat, sei dies aufgrund gefragter Fähigkeiten, wegen einer 
Ausbildung oder dank Freunden und Verwandten. Wer eine Arbeit und einen regelmässigen Lohn 
bekommt, ist also privilegiert. Denn der Wert dieses Privilegs besteht darin, dank einer Arbeit ein 
höheres Erwerbseinkommen zu erzielen, als bei einer gleichmässigen Verteilung, die an alle aus-
bezahlt wird. Dementsprechend sollen privilegierte Arbeitende ihr Einkommen auf einem hohen 
Niveau versteuern. Die Einnahmen solcher Steuern können dann wiederum als bedingungsloses 
Grundeinkommen an alle, egal ob Arbeitnehmende oder nicht, ausbezahlt werden. Mit dieser 
leicht veränderten Rawlschen Variante kann der Surfer von Malibu weiterhin surfen und verfügt 
dabei über ein kleines, bescheidenes Sozialeinkommen. (S. 96) 
3.1.3 Die Frage nach der Gerechtigkeit 
Angelika Krebs kritisiert in ihrem Buch „Arbeit und Liebe - über die philosophischen Grundlagen 
der sozialen Gerechtigkeit“ (2002) Van Parijs‘ Idee eines BGEs. Zwar hält sie Van Parijs zugute, 
dass er die bisher ausführlichste moralische Begründung des Rechts auf ein bedingungsloses 
Grundeinkommen aufgestellt hat, doch handelt es sich gemäss Krebs‘ Ansicht hierbei um eine 
dezidiert egalitaristische, bei der klar ersichtlich wird, was passiert, wenn der Egalitarismus konk-
ret umgesetzt wird. (S. 218) 
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Bevor jedoch auf die Kritik Krebs‘ näher eingegangen wird, muss zuerst die Frage der Gerechtig-
keit geklärt werden. Angelika Krebs betont, dass eine grosse Mehrheit der politischen Gegen-
wartsphilosophie auf die Frage, was Gerechtigkeit ausmacht, folgendermassen antwortet: „Ge-
rechtigkeit besteht in der Schaffung gleicher Lebensaussichten für alle Menschen“ (S. 95). Somit 
wird also Gerechtigkeit als Gleichheit verstanden und einzig darüber debattiert, ob Gerechtigkeit, 
wie John Rawls (1971, 1993) der Ansicht ist, auf die Grundgüter abzielt (zit. in Krebs, 2002, S. 95). 
Andere Autorinnen und Autoren gehen davon aus, dass darunter die Gleichheit von Ressourcen 
(Dworking, 1981; Rakowski, 1991; Van Parijs, 1995, zit. in Krebs, 2002, S. 95) oder die Gleichheit 
der Funktionsfähigkeit (Sen, 1992, zit. in Krebs, 2002, S. 95) zu verstehen ist. Krebs‘ These (2002) 
lautet jedoch, dass Gleichheit gar nicht das Ziel der Gerechtigkeit ist. „Gleichheit steht für die Un-
unterscheidbarkeit mindestens zweier Objekte in einer relevanten Hinsicht“ (S. 96).  
Van Parijs‘ Konzeption von Gerechtigkeit als Ressourcengleichheit zielt auf die gleiche Ausstat-
tung, die gleichen Chancen und die gleiche Freiheit ab. Diese sei „input“ und nicht „outcome“ 
orientiert. (zit. in Krebs, 2002, S. 221) Deshalb ergänzt Krebs (2002), dass dasjenige, das die Men-
schen mit ihrer Ausstattung anfangen, ihre private Angelegenheit ist. So arbeiten die einen viel-
leicht noch und sparen Geld, um sich zum Beispiel im Alter etwas zu leisten, andere hingegen 
geben ihr Geld immer gleich aus und arbeiten nicht zusätzlich. Die „input“ orientierte Gerechtig-
keit zielt also nicht auf alle, sondern nur auf die unverdienten Ressourcen ab. (S. 221) Zu diesen 
unverdienten Ressourcen gehören laut Van Parijs beispielsweise knappe und gute Arbeitsplätze. 
Intern unverdiente Ressourcen wie etwa Gesundheit, Fähigkeit oder Talent lassen sich nicht so 
leicht auf alle gleich verteilen. (zit. in Krebs, 2002, S. 221) Mit anderen Worten heisst dies, dass 
den Menschen zwar ein bescheidenes bedingungsloses Grundeinkommen in gleichen Teilen aus-
bezahlt wird. Wer jedoch nicht die Fähigkeit besitzt, sein Geld zum Beispiel durch eine Arbeit zu 
vermehren und gleichzeitig dieses Geld immer gleich ausgibt, muss selber schauen, wie er oder 
sie das Leben meistern wird.  
Generell ist oben also die Frage nach der Gerechtigkeit aus drei Perspektiven beleuchtet worden. 
So geht es bei Rawls und Van Parjis vorwiegend um die Gleichverteilung unverdienter Ressourcen, 
mit dem Ziel realer Chancengleichheit durch eine materielle Anfangsausstattung. Rawls unter-
scheidet sich zwar klar von Van Parjis, indem er betont, dass er es nicht befürwortet, Sozialschma-
rotzer wie den Surfer von Malibu zu unterstützen. Denn dies sei nicht gerecht gegenüber denen, 
die nicht fähig seien zu arbeiten.  




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
Im Gegensatz dazu setzt sich Van Parijs auch für den Surfer von Malibu ein, der die Freiheit hat, 
sich zu entscheiden, lediglich mit einem minimalen Sozialeinkommen zu leben oder sich noch was 
dazu zu verdienen. Schliesslich kritisiert Krebs insofern die Gerechtigkeitsdebatte von Rawls und 
Van Parjis, als dass diese nicht auf die Ausstattung ziele. Diese Ausstattung beschreibt Silvia Staub-
Bernasconi im Zusammenhang mit der sozialen Gerechtigkeit, wobei sie verschiedene Einflüsse 
aufzählt, die für die Existenzsicherung sowie das Wohlbefinden verantwortlich sind (zit. in Engel-
ke, 2002, S. 374). In Punkt 5.1.4 werden diese Einflüsse genauer erläutert und mögliche Lösungs-
ansätze aufgezeigt.  
3.2 Ökonomische Auswirkungen 
Welche Auswirkungen hat ein bedingungsloses Grundeinkommen auf die Ökonomie eines Staa-
tes? Um dieser Frage nachzugehen, werden im folgenden Kapitel möglichen Folgen eines BGEs 
auf die Löhne, das Konsumverhalten und die wirtschaftliche Produktion aufgezeigt.  
3.2.1 Löhne 
Laut dem Forschungsbericht Nr. 15/03 (2010) des Bundesamts für Sozialversicherungen ist eine 
Prognose der Löhne schwierig, weil eine allgemeine Lohnentwicklung nicht vorhersehbar ist. Kriti-
kerinnen und Kritiker erachten es als Gefahr, dass es aufgrund des BGEs erlaubt sein werde, die 
untersten Löhne zu senken, da alle bereits über ein bedingungsloses Grundeinkommen verfügen. 
Verfechterinnen und Verfechter sehen im BGE indes ein Mittel, den Druck auf Arbeitnehmende zu 
senken. Denn dadurch wird es für sie möglich sein, den verdienten Lohn nicht als vollständigen 
resp. alleinigen Lebensunterhalt zu erachten, womit die Möglichkeit geschaffen wird, u.a. zu nied-
rigen Löhnen Nein zu sagen. Ute L. Fischer und Helmut Pelzer (zit. in Neuendorff, Peter & Wolf, 
2009) sind der Ansicht, der zukünftige Profit hängt generell davon ab, wie sich die Löhne und So-
zialabgaben entwickeln werden, was je nach Modell verschieden ist. Die Höhe der Löhne hängt 
u.a. mit dem Angebot und der Nachfrage zusammen.  
Wenn Berufe zwar notwendig, aber unattraktiv in der Ausführung sind, werden die diesbezügli-
chen Löhne steigen, um mit einem BGE immer noch genügend Arbeitende zu haben. Umgekehrt 
kann das BGE die Löhne senken, da sich genügend Arbeitskräfte finden. (S. 130) Nichtsdestotrotz 
behauptet Maurice Le Guerrannic (2009), dass das bedingungslose Grundeinkommen nichts an 
der Ungleichheit der Löhne ändern werde. Denn der Unterschied zwischen denjenigen, die das 
BGE mit einem Verdienst erhöhen werden und denjenigen, die unabhängig davon stets höhere 
Löhne haben, wird sich verstärken, weil sich die gegenwärtige Praxis und deren Konzepte von 
grossen Unternehmen nicht ändern werden. (S. 21) 
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3.2.2 Konsumverhalten 
Laut Fischer und Pelzer (zit. in Neuendorff, Peter & Wolf, 2009) werden gewisse Konsumverhalten 
wegfallen, insbesondere solche, die die heute entgangene Lebensqualität infolge frustrierender 
Arbeitsverhältnisse zu kompensieren versuchen. Für die allgemeine Produktivität prognostizieren 
die beiden Autoren aber eine positive Auswirkung, da sich Unternehmen auf motivierte Mitarbei-
tende stützen können, was sich u.a. sowohl positiv auf die Produktion als auch auf die Kaufkraft 
auswirkt. (S. 131) Sehr ähnlich schätzt dies Manfred Füllsack (2002) ein, wobei er anfügt, dass mit 
einer Kaufkraft, die nur eine ökonomisch bessergestellte Bevölkerung betrifft, die Kaufkraft lang-
fristig nicht aufrechterhalten werden kann. Vielmehr hat die Kaufkraft auf einen grossen Teil der 
Bevölkerung verteilt zu sein, was dank einem bedingungslosen Grundeinkommen so geregelt ist. 
Andernfalls droht nämlich eine Depression, weil ein Mangel bei der Nachfrage an Produkten be-
steht. (S. 154) 
3.2.3 Wirtschaftliche Produktion 
Gemäss Füllsack (2002) betrifft die Produktion heute mit der Industrialisierung nur einen Teil der 
Arbeitsgesellschaft, den anderen Teil dagegen schliesst sie aus. Dies führt dazu, dass ein Teil der 
Arbeitenden unzählige Überstunden Arbeit leistet und dementsprechend mehr verdient. Dadurch 
leidet generell die Solidarität innerhalb der Gesellschaft und gleichzeitig steigt die Gefahr politi-
scher Instabilität. Sollte in Zukunft der reiche Teil der Bevölkerung den Konsum nicht ausgleichen 
können, sinkt die Kaufkraft. Mit einem bedingungslosen Grundeinkommen ist es deshalb leichter, 
sich auf veränderte ökonomische Bedingungen einzustellen. Denn wenn die Löhne nach unten 
sinken, wird dies sowohl die Wirtschaft als auch die Beschäftigung ankurbeln. Sich mit Lohn und 
Lohnnebenkosten, Arbeitsverträgen und Arbeitszeitregelung entsprechend anzupassen, wird dem 
globalisierten Markt in dieser Form gerecht. (S. 149 - 154)  
Sehr ähnlich sehen auch Ute L. Fischer und Helmut Pelzer (zit. in Neuendorff, Peter & Wolf, 2009) 
die Vorteile eines BGEs für die Wirtschaft. Ihrer Ansicht nach ist das unternehmerische Handeln 
sowie das Arbeiten der Beschäftigten ein Ausdruck des eigenen Könnens und dementsprechend 
nicht an die Lohnhöhe gekoppelt. Somit wird die Produktivität mit dem BGE eher wachsen als 
erlahmen, da die Arbeitenden, die tätig sind, dies viel motivierter tun. Des Weiteren sehen Fischer 
und Pelzer mit dem BGE Auswirkungen auf die Löhne, nämlich derart, dass je unattraktiver ein 
Beruf ist, desto besser seine Entlohnung werden wird. Zusammenfassend halten sie fest, dass das 
BGE ihrer Meinung nach mehr Handlungsmöglichkeiten mit grösserer Loyalität bietet, wobei 
gleichzeitig stigmatisierende Auswirkungen des heutigen Arbeitsmarkts sowie der Sozialpolitik 
entfallen.  
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Ein Unsicherheitsfaktor erwähnen sie dennoch, nämlich, dass sich die Kaufkraft der Bevölkerung 
sehr schwer prognostizieren lässt. (S. 130) Diesem Argument widerspricht Joachim Bischoff (zit. in 
Neuendorff, Peter & Wolf, 2009) und betont, dass sich mit einem bedingungslosen Grundein-
kommen die gesellschaftlichen Strukturen nicht verändern lassen und somit die real existierende 
Ungleichheit in der Gesellschaft mit der Verteilung der Güter auch nach der Einführung eines 
BGEs bestehen bleibt. Zudem lässt das BGE auch die Frage nach der grundlegenden Produktion 
und dessen Verteilung offen. Zu Recht stellen keynesianisch argumentierende Wirtschaftspolitiker 
fest, dass die Verteilung der Güter zu einer gefestigten Struktur der Arbeitslosigkeit geführt hat. 
Bischoff sieht die Probleme nicht in der Globalisierung oder der Wettbewerbsfähigkeit, sondern in 
der Verminderung der Arbeitslosigkeit durch eine geeignete Wachstumspolitik. Denn dies ist sei-
ner Ansicht nach der Schlüssel einer Verbesserung der Chancen auch in weniger entwickelten 
Ländern. Dadurch ist ausserdem Nachhaltigkeit möglich, indem neue Wachstumsbereiche zuguns-
ten der Umwelt geschaffen werden. Somit zielt seine Kritik am bedingungslosen Grundeinkom-
men auf die begrenzte Möglichkeit, dass sich gesellschaftliche Strukturen allenfalls ändern liessen, 
was dazu führt, dass die soziale Ungleichheit in Bildung, Gesundheit, Freizeit, Kultur und Politik 
weiter bestehen bleiben wird. (S. 51 – 53) 
Im Bereich der wirtschaftlichen Produktion sind sehr viele Unsicherheiten spürbar. Einerseits wird 
von der Annahme ausgegangen, dass durch die erhöhte Motivation der Arbeitenden mehr Pro-
duktivität, Kaufkraft und Autonomie entstehen wird und die Löhne in heute schlechtgestellten 
Sektoren steigen. Andererseits kann genau das Gegenteil eintreten, nämlich, dass die Löhne sin-
ken werden und die Verteilung trotz eines BGEs mit der Änderung gesellschaftlicher Strukturen 
nicht gerechter wird. 
3.3 Arbeit und Freiheit 
Das bedingungslose Grundeinkommen möchte mehr Freiheit für Arbeitnehmende in der Erwerbs-
tätigkeit ermögliche, wovon auch Nichterwerbstätige profitieren, indem sie sich auf andere Weise 
in der Gesellschaft als nützlich erweisen. Generell nimmt das Thema Arbeit im Zusammenhang 
mit dem BGE eine wichtige Rolle ein, doch sind die Auswirkungen für Befürwortende wie auch für 
Skeptiker des BGEs in letzter Instanz schwierig abzuschätzen. Im folgenden Abschnitt soll die Dis-
kussion rund um die Arbeit und ihre diesbezüglichen Freiheiten im Zusammenhang mit dem be-
dingungslosen Grundeinkommen aufgezeigt werden. 
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3.3.1 Geschichte der Arbeit 
Wenn wir über den Wert und das Ansehen von Arbeit sprechen, ist es wichtig festzuhalten, in 
welchem Zusammenhang Arbeit generell wahrgenommen wird und wie Befürworterinnen und 
Befürworter des BGEs den Wert der Arbeit einschätzen. Wie ist es überhaupt dazu gekommen, 
dass Lohnarbeit einen solch hohen Stellenwert in der Gesellschaft einnimmt? Laut Sozialalmanach 
Caritas (2009) geht dies generell auf das 17. Jahrhundert, nämlich mit der Ausbreitung der gesell-
schaftlichen Produktion, zurück. Damals begann sich Produktion von den Bauernvereinigungen 
und Zünften abzulösen. Dadurch wurden Waren und Dienstleistungen mit grösstmöglichem Ge-
winn produziert und auf den Markt gebracht. Historisch gesehen wurden diese Verkäufe auf den 
Märkten in den aufstrebenden Industrieländern nur getätigt, wenn die entsprechenden Personen 
dazu gezwungen wurden. Dies konnte beispielsweise geschehen, wenn sie ihre Lebensgrundlage 
wie Landbesitz verloren hatten, so dass sie sich nun auf dem freien Arbeitsmarkt beweisen muss-
ten. Aufgrund der Geschichte liesse sich diese Entwicklung u.a. auch so erklären, dass die Lohnar-
beit zu jenem Zeitpunkt als Dienst an Gott verstanden wurde. Generell hat die Arbeit einen sehr 
grossen Identifikationsgrad erlangt und viele erleben sie heutzutage als sinnstiftend. Deshalb ar-
beiten viele Menschen mehr, als sie zum Leben brauchen. Mehr noch, es lässt sich auch beobach-
ten, dass ein Teil der Bevölkerung gar lebt, um zu arbeiten. (S. 210)  
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3.3.2 Wert der Arbeit 
Katja Kipping (2009) begründet den Wert der Arbeit in unserer Gesellschaft folgendermassen, 
nämlich erstens in der Annahme der Koppelung von Erwerbsarbeit und Leistung, zweitens, dass 
das Bedürfnis nach Einkommen mit Erwerbsarbeit gleichgesetzt wird und drittens, dass das Be-
dürfnis zu wirken, zu werken, zu handeln heutzutage ausschliesslich durch Erwerbsarbeit zu reali-
sieren sei. In der Realität sieht dies aber unseres Erachtens anders aus, insbesondere, wenn man 
sich vergegenwärtigt, wer alles in unserer Gesellschaft arbeitet und trotzdem keinen Lohn be-
kommt, wie dies bei der Familienarbeit sowie der Freiwilligenarbeit der Fall ist. Im Gegensatz dazu 
gibt es Personen, die ein Einkommen erhalten, ohne aber dafür zu arbeiten, wie beispielsweise 
solche, die vom Ertrag ihres Vermögens leben können. Die Annahme, nur wer Lohnarbeit verrich-
tet, leiste einen Dienst an der Gesellschaft, ist irrtümlich. Im Gegenteil, selbst Erwerbsarbeit kann 
dem Gemeinwohl empfindlich schaden. Kipping nennt in diesem Zusammenhang Fabriken, die 
Landminen produzieren. Diese nutzen wohl zuerst den Verdienenden resp. noch mehr den Fab-
rikbesitzenden und verursachen mehr gesellschaftlichen Schaden als Nutzen. Kipping betont, dass 
Menschen ein ursprüngliches Bedürfnis haben zu wirken. Dieses Bedürfnis kann aufgrund einer 
Erwerbsarbeit befriedigt werden, muss aber nicht. Trotzdem scheint es für viele sehr wichtig zu 
sein, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, um ein erfülltes Leben führen zu können. 
 Die Ausübung eines Jobs ist heute u.a. mit Einkommen, Anerkennung, sozialen Kontakten und 
Selbstverwirklichung verbunden. Arbeit kann unter Umständen aber auch Ursache von Demüti-
gungen oder ständiger Verletzung des Selbstwertgefühls sein. Leider sind schlechte Arbeitsbedin-
gungen keine Ausnahme. Zudem bedeutet Erwerbsarbeit - auch in der Schweiz - nicht mehr zwin-
gend ein ausreichendes Einkommen. Daher stellt Kipping die These auf, dass sich Menschen in 
Zukunft weniger auf die Erwerbsarbeit fokussieren werden, weshalb der Wert der Lohnarbeit 
abnehmen wird. (S. 113 - 118)  
Diese Ansicht des Caritas‘ Sozialalmanach sowie Kippings, wie Lohnarbeit in unserer Gesellschaft 
anerkannt wird, wird auch von Peter Schallberger und Bettina Wyer (2010) bestätigt. Sie haben in 
ihrer Untersuchung von Programmen zur vorübergehenden Beschäftigung arbeitsloser Personen 
feststellen können, dass bei vielen der Wunsch nach Arbeit vorhanden ist und eine ausgeprägte 
Erwerbsorientierung stattfindet. Obwohl die Reintegration bei den meisten der untersuchten 
Personen als unwahrscheinlich galt, wurden die Normen der Arbeitsgesellschaft weiterhin auf-
rechterhalten und gelebt.  
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Zudem haben Schallberger und Wyer festgestellt, dass es für Menschen, die durch Arbeitslosigkeit 
einen Statusverlust erlitten haben, keine andere Alternative gibt als eine Anstellung im ersten 
Arbeitsmarkt. Denn sie definieren sich nach wie vor stark über das eigene gelebte Berufsleben. (S. 
161 - 165) Gerd Peter (2009) erläutert, das BGE missachte generell den hohen Stellenwert der 
Arbeit in unserer Gesellschaft, insbesondere, weil sich jegliche Arbeit über eine selbstbewusste 
Teilhabe an Entwicklungen definiere und zu einer gesellschaftspolitischen Zukunftsgestaltung 
beitrage. Dies erachten Peter Gerd und Christina Meyn (zit. in Neuendorff et al., 2009) ähnlich, 
indem sie betonen, dass die BGE-Perspektive zu sehr ein Zerrbild des Zwanges und der Ausbeu-
tung der Erwerbsarbeit zeichne, ohne dabei sowohl die Bedeutung der Arbeit im gesellschaftli-
chen Alltag zu sehen als auch, dass die Erwerbsarbeit weiterhin einen hohen Stellenwert inner-
halb der Reproduktion innehabe. (S. 73 - 74) Rainer Eichenberger erwähnt in diesem Zusammen-
hang in einem Interview mit der NZZ, dass, wer die Annahme vertrete, Putzfrauen oder Fliess-
bandarbeitende sähen in ihrer Arbeit keine Befriedigung, sehr überheblich urteile. Dabei handelt 
es sich seiner Meinung nach um eine typische Arroganz vieler Akademikerinnen und Akademiker, 
Kulturschaffender und Politikerinnen und Politiker. Vielmehr vertritt Eichenberger die Ansicht, 
Putzpersonal, das seine Arbeit gewürdigt bekommt und unter guten Bedingungen arbeitet, dem-
entsprechend hoch motiviert ist und eine Befriedigung in der Ausführung der Tätigkeit hat. 
(www.nzz.ch) 
3.3.3 Neue Freiheit  
Inwieweit lässt sich dann das bedingungslose Grundeinkommen als neue Freiheit erachten, wenn 
der gesellschaftliche Wert der Arbeit so hoch erscheint? Wolfgang Engler (2007) sieht in der Wahl, 
zu arbeiten oder nicht zu arbeiten, als mögliche Folge tiefe und folgenreiche Einschnitte ins Ge-
sellschaftsgefüge. Denn wenn wir arbeiten, ohne zu müssen und uns im Namen dieser Freiheit 
von der Arbeit zurückziehen, können wir das nur, wenn andere an ihrer Arbeit festhalten und 
damit für das materielle Wohlergehen aller sorgen. Die Freiheit jener, die nicht arbeiten, beruht 
also auf der Annahme, dass andere weiterhin arbeiten und diese Freiheit nicht in Anspruch neh-
men. Dieses Angebot von Freiheit kann niemals von allen oder einer grossen Mehrheit in An-
spruch genommen werden, weil sonst der ökonomische Kollaps drohen würde. Deshalb kommt 
Engler zum Schluss, dass ein Gesellschaftsvertrag, dessen Grundrecht zu keinem Zeitpunkt Allge-
meingut werden kann, wohl kaum eine Mehrheit finden werde. (S. 26)  
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3.3.4 Auf dem Arbeitsmarkt 
Engler (zit. in Karin Kaudelka & Gerhard Kilger, 2010) ist überzeugt, dass sich Abwanderungsten-
denzen in der Arbeitergesellschaft in den unteren Rängen bemerkbar machen werden, nämlich 
dort, wo die Arbeit eintönig, kräftezerrend und schlecht bezahlt ist. Um Abwanderungstendenzen 
hingegen zu umgehen, müssen die Arbeitgebenden Lösungen suchen, die sich nicht zuletzt in hö-
heren Gehältern zeigen oder in Massnahmen, die die Arbeit attraktiver machen. Die Annahme der 
Befürwortenden rechnet aber mit der Fortführung der meisten Arbeitenden in ihrem Sektor. Ihr 
Argument würde greifen, wenn es sich immer um die gleichen Personen handeln würde, die Ab-
wanderungstendenzen zeigen; dem ist aber nicht so. Wenn das BGE das Angebot guter Arbeit 
erhöht, löst das bedingungslose Grundeinkommen die Probleme, die es schafft. Deshalb wäre es 
zwingend nötig, sich weiterhin für Mindestlöhne zu engagieren. Denn ohne Mindestlöhne werden 
Arbeitgebende versucht sein, Beschäftigte durch Grundeinkommensempfangende zu ersetzen 
und dadurch Lohn einzusparen. Die positiven Stimmen aus dem Lager der Unternehmen für ein 
BGE gibt dieser Annahme Recht bzw. ist ein Grund zur Sorge. (S. 46 - 50)  
3.3.5 Arbeitslosigkeit, Arbeitsangebot und Arbeitsumverteilung 
Welchen Einfluss hätte das BGE auf das Arbeitsangebot, die Arbeitslosigkeit oder die Flexibilisie-
rung der Arbeitsverhältnisse? Der Frage der Arbeitslosigkeit und den entsprechenden Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt widmet sich Vanderborght und Van Parijs (2005) intensiv. Da die Er-
werbssituation infolge Produktivitätssteigerung immer schwieriger wird, ist es mit einem BGE 
nicht mehr von zentraler Bedeutung, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Die Aufrechnung von 
Einkommen - besonders im Niedriglohnbereich - kann sich demnach verschärfen. Denn die Zuver-
dienste bei einer gering entlohnten Tätigkeit werden aufgrund einer entsprechenden Anrechnung 
auf der Einkommenssteuer aufgezehrt oder ersetzt. Somit werden die Leistungen und Vorteile in 
erster Linie den Erwerbslosen zukommen. Deshalb ist es von grosser Wichtigkeit, bei einer Be-
schäftigung im Niedriglohnsektor, dass das Nettoeinkommen im Vergleich zur Arbeitslosigkeit 
verbessert wird. Denn Arbeit muss sich lohnen.  
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Weil das BGE die heutige Sozialleistung zum grössten Teil ersetzt, verschwindet die Falle der Ab-
hängigkeit, der Arbeitslosigkeit und der gesellschaftlichen Ausgrenzung. Das BGE lässt sich dar-
über hinaus auch als Chance zur adäquaten Arbeitsteilung verstehen. Wenn es nicht genug Voll-
zeitstellen gibt, ist die Möglichkeit gegeben, das Arbeitspensum zu reduzieren. Die Möglichkeit 
wird also gross, einer Teilzeitarbeit nachzugehen, weil es - im Gegensatz zu heute - mit der Ent-
lohnung und dem bedingungslosen Grundeinkommen möglich sein wird, oberhalb des Existenz-
minimums zu leben. (S. 10 - 11) Als weiteres Argument hebt Katja Thimm (2010) die Chance her-
vor, mit dem BGE die Arbeitslosigkeit zu verringern, indem es eine Alternative zur Vollbeschäfti-
gung darstellt, bei der sich mehr Stellen ergeben, die also von zusätzlichen Personen genutzt wer-
den können. Das BGE lässt sich aber auch als Anreiz sehen, eine niedrigentlohnte oder temporäre 
Arbeit aufzunehmen, um dadurch vermehrt Menschen aus der Arbeitslosigkeit zu befreien. (S. 63 
- 64) 
Von Gegnerinnen und Gegnern des BGEs kommende Argumente beschäftigen sich mit der Frage, 
wer dann noch arbeiten würde, sollte ein bedingungsloses Grundeinkommen existenzsichernd 
sein. Ähnliche Befürchtungen sind sehr alt, argumentiert Manfred Füllsack (2002). Denn bereits 
früher sind gleiche Thesen gegen eine Armenunterstützung entworfen worden. Die Verbindung 
von Arbeit und Lohn, wie sie heute besteht, ist erst im Laufe der Industriegesellschaft in voller 
Form gewachsen. Die Menschen ihrerseits sind von Natur aus geschaffen, arbeitsam zu sein. Na-
türlich wäre es mit einem BGE möglich, dass Menschen in der ersten Zeit ihre Arbeit niederlegen 
würden. Doch allmählich würden sich die meisten Personen wieder einer Arbeit widmen. Auf-
grund dieser Überlegungen ist es zwingend notwendig, mit der Einführung eines BGE diese Zeit 
des „Schocks“ mit entsprechenden Massnahmen zu überwinden. (S. 149 - 150) 
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3.3.6 Die Faulheitstheorie 
Laut Jörimann (2010) wird der Anreiz, Arbeit zu verrichten, auch nach Einführung des bedingungs-
losen Grundeinkommens - insbesondere mit seinem Verrechnungsmodell - bestehen bleiben (vgl. 
Kapitel 2.3.2). Trotzdem muss nicht zwingend ein Anreiz zur Arbeit bestehen, weil als wesentli-
ches Freiheitselement des BGEs das Recht auf Faulheit besteht. Dies kann auf jeder Ebene ein 
Sozialziel darstellen. Jörimann schätzt den Anteil der Personen, die direkt von der Faulheit Ge-
brauch machen werden, als sehr gering ein. Indes gilt es gezielt jenen Prozess zu verhindern, in 
dem Menschen ihre Fähigkeiten nicht mehr aktiv einsetzen und zunehmend in Passivität versin-
ken. (S. 82 - 83) So glaubt auch Kipping (2009) nicht an den Mythos „Hängematte“, insbesondere, 
weil weiterhin ein materieller Anreiz zur Erwerbsarbeit gegeben ist, indem man sich aufgrund 
eines Einkommens mehr leisten könne. Zudem ist die Bereitschaft, Tätigkeiten auszuführen, grös-
ser, als lediglich faul herum zu liegen. Selbst die grössten Hängematte Fans werden nach kurzer 
Zeit wieder tätig sein wollen. (S. 135 - 136) Vanderborght und Van Parijs (2005) sehen einen Un-
terschied zwischen einer Person, die ein bedingungsloses Grundeinkommen hat gegenüber einer 
anderen, die zusätzlich erwerbstätig ist. Denn die finanzielle Situation beim Nachgehen einer Be-
schäftigung lohnt sich. (S. 76) Maurice Le Guerrannic (2009) bezieht sich bei seinen Bedenken 
insbesondere auf junge Erwachsene, weil ein Teil von ihnen bereits heute etliche Mühe zeigt, sich 
in die Arbeitswelt zu integrieren. Deshalb würden sie, infolge der Leichtigkeit des Seins mit einem 
bedingungslosen Grundeinkommen ihre Motivation verlieren. (S. 23) 
Generell wird davon ausgegangen, dass Menschen tätig sein wollen. Da der Wert der Arbeit auch 
weiterhin als sehr hoch eingestuft wird, wird die oben erwähnte Annahme zusätzlich bestätigt. Ob 
sich die gesellschaftliche Ausgrenzung infolge Arbeitslosigkeit verringern wird, wenn wir uns die 
Anerkennung der Erwerbsarbeit vor Augen führen, ist in Frage gestellt. Gleichzeitig ist die Forde-
rung vorhanden, Arbeit müsse sich auch in Zukunft lohnen. Die Anzahl derjenigen, die trotzdem 
von der Hängematte Gebrauch machen werden, wird als minim eingestuft. Dennoch kann dieses 
Misstrauen und - wie es Engler beschreibt - die Freiheit der einen, die auf der Unfreiheit der ande-
ren beruhe, sich negativ auf das BGE auswirken. Erwähnenswert in diesem Zusammenhang er-
scheint uns die Annahme, dass es dadurch mehr Teilzeitstellen und damit weniger Arbeitslose 
geben werde. 
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3.4 Gender Perspektive 
Würde sich ein BGE für die Frauen in ihrer heutigen Rolle positiv oder doch eher rückläufig aus-
wirken? Zu dieser Frage haben sich verschiedene Autorinnen und Autoren im Zusammenhang mit 
dem bedingungslosen Grundeinkommen geäussert, was im Folgenden als Pro- und Kontraargu-
mente dargestellt wird. 
3.4.1 Die Stellung der Frau 
Gemäss Louise Gubitzer (zit. in Heitzmann & Schmidt, 2002) kann die Erwerbstätigkeit der Frauen 
mit einem BGE kurzfristig sinken, da Frauen infolge ungenügender Bezahlung ihre Arbeit möglich-
erweise aufgeben werden. Stattdessen können sie sich eher Alternativen überlegen, um der 
Mehrfachbelastung und der schlechten Entlohnung zu entkommen. Des Weiteren besteht für sie 
die Möglichkeit zu verhandeln, Arbeitsbedingungen sowie Arbeitsinhalte zu definieren und sich in 
eine wesentlich bessere Stellung zu bringen. Allenfalls ermöglicht ihnen dies eine bessere Position 
als zuvor, was sich u.a. in einer geringeren Lohndiskriminierung zeigt und mittelfristig zur Erhö-
rung der weiblichen Arbeitsbeteiligungen beiträgt. Mit einem BGE können sich Frauen vermehrt 
auch der Bildung bzw. Weiterbildung widmen, so dass sich ihre Chancen im Beruf verbessern. 
Ausserdem wird das Rollenbild der Frau als nur Hausfrau und Mutter abnehmen und die Auswahl 
an verschiedenen Berufen zunehmen. Ein BGE kann sich auch als Unternehmenslohn in der Selb-
ständigkeit erweisen und dadurch Frauen ermöglichen, sich selbständig zu machen. Trotzdem gibt 
Gubitzer zu bedenken, dass Frauen aufgrund eines BGEs bereit sein könnten, zu einem (noch) 
tieferen Lohn zu arbeiten als bereits heute. (S. 173 - 175) Vorteile des BGEs sieht Gubitzer insbe-
sondere für alleinerziehende Mütter, die dadurch materiell gesichert sind, wodurch sie eine Ent-
lastung spüren werden.  
Ein BGE kann Frauen aber auch an den Herd binden und ihnen einen Wiedereinstieg erschweren, 
weil sie ein bedingungsloses Grundeinkommen besitzen und in finanzieller Hinsicht kein Bedarf 
mehr besteht, dass Familienfrauen arbeiten gehen. In Abwägung der Vor- und Nachteile kommt 
Gubitzer (2002) zur Ansicht, dass ein BGE nicht die Lösung für die Gleichstellung von Mann und 
Frau ist, doch wird sich die Situation dadurch gleichwohl nicht verschlechtern. Sie sieht das BGE 
als Basis für Frauen, um ihren Handlungsspielraum zu erweitern. So kann dies ihnen mehr Unab-
hängigkeit von ihren Eltern, Ehemännern und Arbeitgebenden bieten, so dass Partnerschaften 
nicht mehr aus finanziellen Überlegungen weitergeführt werden müssen. (S. 181)  




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
Auch Manfred Füllsack (2002) erwähnt beim BGE eine gesteigerte Unabhängigkeit der Frauen. 
Zudem ist er der Ansicht, dass es die geschlechtliche Teilung der Arbeit aufheben und Hausarbeit, 
Kindererziehung und andere als typische Frauenarbeit erachtete Tätigkeiten aufwerten wird. 
Trotzdem äussert er die Vermutung, es könnte sich auch anders entwickeln, so dass beispielswei-
se aufgrund eines BGEs die geschlechtliche Rollenverteilung noch vertieft werden kann. Denn 
obwohl Männern durch mögliche Teilzeitstellen mit dem BGE generell mehr arbeitsfreie Zeit zur 
Verfügung steht, bedeutet dies nicht zwingend, dass sie sich mehr der Hausarbeit oder der Kin-
dererziehung widmen. Oder es wäre denkbar, dass die Niedriglohnarbeiterinnen - bei denen im 
Allgemeinen mehr Frauen zu finden sind - aus der Erwerbsarbeit aussteigen, während dem die 
Besserverdienenden - was eher Männer betrifft - weiterarbeiten und den Arbeitsmarkt noch mehr 
einnehmen. (S. 159 - 161) 
Demgegenüber sieht Daniel Kreutz (zit. in Neuendorff, Peter & Wolf, 2009) die Entscheidung, wer 
in Zukunft Erwerbsarbeit verrichtet, weiterhin als ökonomische Frage, indem sich schlichtweg 
derjenige der Erziehungsarbeit widmet, bei dem der geringere Lohnausfall besteht. Deshalb wür-
de es sich weiterhin mehr um Frauen handeln, die ihre Erwerbsarbeit zurückstellen und das BGE 
als Entlohnung für ihre Hausarbeit sehen. Kreutz ist deshalb überzeugt, dass, wer sich auf das BGE 
fokussiert, damit eine Abspaltung gegenüber emanzipierten Bestrebungen zur Gleichstellung von 
Frauen riskiert. (S. 170) Sehr skeptisch gegenüber den Befürwortenden des BGEs zugunsten einer 
Verbesserung der Situation der Frau stellt sich auch Angelika Krebs (2002). Sie sieht in der Aussa-
ge von Van Parijs (1991), dass sich Frauen mit einem bedingungslosen Grundeinkommen endlich 
in Ruhe ihren Kindern widmen oder ihre Angehörige pflegen können (zit. in Angelika Krebs, 2002) 
eine Herabsetzung der Frauen und zwar auf die gleiche Stufe wie die Surfer von Malibu. (S. 230) 
Nach Krebs bedeutet wirkliche Gerechtigkeit, die Arbeit als solche anzuerkennen und damit das 
Recht auf volle gesellschaftliche Zugehörigkeit zu sichern. Das BGE wird keine Besoldung für die 
Familienarbeit darstellen, da es auch jenen zukommt, die nicht produktiv sind. Des Weiteren 
spricht sie von der „Nutzung positiver externer Effekte“ (Krebs, 2002, S. 232). Auf die Familienar-
beit bezogen versteht Krebs darunter, dass Alleinstehende von günstigen Auswirkungen profitie-
ren, die durch die Familienarbeit anderer ermöglicht werden. Wenn Familienarbeit heute nicht 
anerkannt ist, scheint es unfair, wenn andere davon profitieren. Familienarbeit ist somit Arbeit, 
aus der Nichtfamilientätige Vorteile und Macht extrahieren. Sollte mit einem BGE Familienarbeit 
entlohnt werden, fehle es nach wie vor an der Anerkennung von diesem Verdienst. (ibid.)  
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Eine ausführliche diesbezügliche Erörterung findet sich auch bei Susann Worschech (zit. in Ronald 
Blaschke, Adeline Otto & Norbert Schepers, 2010). Sie sieht drei Chancen im bedingungslosen 
Grundeinkommen, nämlich erstens keinen Zwang zur Arbeit, so dass eine Frau selber wählen 
kann, ob sie Beruf und Familie vereinbaren will oder sich für Familienarbeit entscheidet, zweitens 
eine eigenständige Existenzsicherung und damit eine Armutsverminderung, drittens mehr Aner-
kennung von Pflege- und Familienarbeit mit der Entwicklung eines neuen Arbeits- und Wirt-
schaftsbegriffs. Zu jedem genannten positiven Punkt zählt Worschech aber auch entgegengesetz-
te Argumente auf. Als Risiken nennt sie die Verdrängung der Frauen vom Arbeitsmarkt und eine 
Verstärkung traditioneller Rollenmuster, weil sich der Druck auf Frauen verstärken könnte, zu 
Hause zu bleiben, da sie bereits über ein Existenzminimum verfügen. Die Einkommensunterschie-
de zwischen Mann und Frau können trotzdem gleich bleiben oder sich sogar noch vergrössern. 
Denn mögliches Lohndumping würde wieder Frauen treffen, weil sie in strukturell schlechteren 
Arbeitsverhältnissen arbeiten und die geschlechterungerechte Arbeitsteilung dadurch verfestigt 
werden kann. So kommt Worschech zum Schluss, dass das BGE gendergerecht diskutiert werden 
kann, aber nicht zu mehr Gerechtigkeit in der Geschlechterfrage beiträgt. (S. 30 - 31) 
Was die Genderperspektive betrifft, werden von verschiedenen Autorinnen und Autoren also 
sowohl mögliche positive Auswirkungen als auch Bedenken im Zusammenhang mit dem BGE ge-
äussert. Mehrheitlich kommen sie aber zum Schluss, dass das bedingungslose Grundeinkommen 
gendermässig diskutiert werden kann. Im Allgemeinen wird die Stellung der Frau dadurch nicht 
wesentlich gefördert, jedoch auch nicht verschlechtert.  
3.4.2 Stabilität der Ehe und Geburtenrate 
Im Forschungsbericht über Modelle zu einem bedingungslosen Grundeinkommen halten Stutz 
und Bauer (2002) fest, dass bei der Einführung eines BGEs theoretisch zwei Effekte zum Vorschein 
kommen können (S.75), nämlich einerseits der von Weber (zit. in Stutz & Bauer, 2002) postulierte 
Einkommenseffekt und andererseits der Unabhängigkeitseffekt. Der Einkommenseffekt vermin-
dert die Scheidungsrate, da die Einkommenssicherheit gegeben ist und eine grosse Chance be-
steht, sein Einkommen zu vermehren. Beim Unabhängigkeitseffekt geht es darum, dass mit einer 
Einführung eines BGEs die finanzielle Unabhängigkeit gefördert wird. Weil alle gleichermassen 
finanziell unterstützt werden, kann dies zu einer vermehrten Scheidungshäufigkeit führen. Frühe-
re Auswertungen der Sozialexperimente sprechen dabei von drastischen Erhöhungen der Schei-
dungsrate. (S. 57)  
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Wagner (1991) (zit. in Stutz & Bauer, 2002) führt weiter an, dass durch diese Forschungsergebnis-
se in Amerika ein grosses Echo ausgelöst wurde, was bewirkte, dass beim Ausbau der Leistungen 
eine gewisse Zurückhaltung zu spüren war, insbesondere in den Bereichen für Alleinerziehende, 
aber auch gegenüber der negativen Einkommenssteuer (NES) (S. 57). Clain und Wissocker (1987) 
(zit. in ibid) belegen indes dank einer verbesserten statistischen Methode, dass Ehepaare, die in 
einem NES Programm teilnahmen, nach drei bis fünf Jahren keine höhere Scheidungsrate aufwei-
sen als andere (S. 57). Weber (1991) (zit. in ibid) würde die Aussage, dass eine NES eine erhöhte 
Scheidungsrate hervorbringt, jedoch als Hypothese im Raum stehen lassen (S. 57). Bei Familien 
wurde eine Nutzfunktion untersucht, ob es Zusammenhänge zwischen den Geburtenraten und 
einem bedingungslosen Grundeinkommen gibt. Dabei lässt sich das Ausmass nicht eindeutig be-
stimmen, wobei die Sozialexperimente in den USA diesbezüglich aber ein klares Bild zeigen. Auf-
grund des Seattle/Denner-Experiments stellte sich heraus, dass einerseits bei weissen Frauen die 
Geburtenrate bedeutsam zurückgegangen ist, während sie andererseits bei lateinamerikanischen 
Frauen bedeutend stieg und bei schwarzen Frauen keine Veränderung der Geburtenrate festge-
stellt wurde. (Weber, 1991, zit. in ibid S. 57) 
3.5 Politische Ansichten 
Wie bereits in der Einleitung erläutert, sind politische Entscheide sehr einschneidend für die Sozia-
le Arbeit, da diese derartige Entscheide mitträgt beziehungsweise sie umsetzt. Gerade bei der 
Diskussion über ein bedingungsloses Grundeinkommen ist es deshalb wichtig, die politische De-
batte, die bis anhin über das BGE geführt wurde, genauer zu beleuchten. Wie stehen die ver-
schiedenen Parteien zum bedingungslosen Grundeinkommen? Welche Parteien sprechen sich für 
ein BGE aus und was sind ihre Gründe? Gibt es allenfalls Gewerkschaften in der Schweiz, die sich 
mit einem bedingungslosen Grundeinkommen auseinandergesetzt haben? Auf diese Fragen wird 
im folgenden Kapitel näher eingegangen.  
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3.5.1 Ansicht der Gewerkschaften 
Vanderborght und Van Parijs (2005) werfen die Frage auf, wie es um die politischen Chancen 
steht, um ein bedingungsloses Grundeinkommen in unserer Gesellschaft einzuführen. Eine Erklä-
rung, warum das BGE überhaupt zur politischen Diskussion wurde, sehen sie im aktuellen Sozial-
hilfesystem. Denn überall dort, wo solche Systeme bestehen, ist es zu einem vertrauten Element 
des Wohlfahrtstaates geworden. Trotzdem gibt es bei diesen Systemen u.a. auch negative Be-
gleiterscheinungen, die immer wieder in der Öffentlichkeit debattiert und woraus Reformvor-
schläge abgeleitet werden. Einer dieser Vorschläge bildet eben das bedingungslose Grundein-
kommen. (S. 99) Auch in der Schweiz wird es, wie in verschiedenen Medien berichtet wird, zu-
nehmend ein politisches Thema.  
Vanderborght und Van Parijs (2005) begründen die Skepsis der Gewerkschaften gegenüber dem 
bedingungslosen Grundeinkommen anhand folgender fünf Punkte: 
1. Die Gewerkschaften haben Angst davor, dass Unternehmen die Löhne senken könnten, mit der 
Begründung, dass ja bereits ein bedingungsloses Grundeinkommen existiert. 
2. Zudem befürchten sie, dass die Arbeitnehmenden einen grossen Teil ihres Haushaltseinkom-
mens durch das bedingungslose Grundeinkommen beziehungsweise vom Staat bekämen und 
nicht mehr von Arbeitgebenden, wo sie üblicherweise ihren Einfluss geltend machen. 
3. Des Weiteren wird zwar die Verhandlungsbasis der Arbeitnehmenden durch das BGE gestärkt, 
doch koppelt sich die Gewerkschaft auch gleichzeitig von ihrem eigenen kollektiven Aktionspo-
tenzial ab.  
4. Ausserdem vermuten sie, dass das bedingungslose Grundeinkommen die Basis der Sozialleis-
tungssysteme vollständig ersetzt und nicht mehr differenziert eingesetzt wird. 
5. Schliesslich befürchten sie, dass gut verdienende Vollzeitbeschäftigte durch fiskalische Belas-
tungen schlechter dastehen.(S.100)  
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Die Gewerkschaften sehen jedoch auch laut Vanderborght und Van Parijs (2005) positive Aspekte 
des BGEs. So hätten Arbeitnehmende durch das bedingungslose Grundeinkommen bei einem 
Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt ein geringeres Risiko, wodurch sie u.a. eine gestärkte Verhand-
lungsposition einnehmen würden. Auch die zeitliche Arbeitsumverteilung (z.B. Teilzeitbeschäfti-
gung, temporäre Unterbrechung) liesse sich leichter verwirklichen sowie die damit verbundenen 
Lohneinbussen, die aufgrund eines BGEs gemildert würden. Generell wird dadurch die Hand-
lungsmacht der Gewerkschaften gestärkt, so dass beispielsweise bei längeren Streiks das Kräfte-
verhältnis durch ein BGE beeinflusst werden kann. (S.101)  
In der Schweiz hat sich die Gewerkschaft Syna als erste Gewerkschaft für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen ausgesprochen, wobei Syna folgende Argumente anführt. Oft ist - durch den 
Verlust der Arbeitsstelle - heutzutage der Weg in die Armut vorgezeichnet, was jedoch aufgrund 
eines BGEs finanziell weniger einschneidend wäre. Zudem können Arbeitnehmende ohne Zwang 
eine sinnvolle Arbeit aufnehmen, da sie durch das bedingungslose Grundeinkommen bereits ab-
gesichert sind. Somit wird sowohl das Angebot als auch die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt ver-
stärkt, weshalb schlechtbezahlte Arbeiten zwangsläufig besser bezahlt werden. Das bedingungslo-
se Grundeinkommen schafft also Einkommenssicherheit und ist repressionsfrei. (www.syna.ch) 
3.5.2 Standpunkte der Parteien in der Schweiz 
Grüne Partei der Schweiz 
Vanderborght und Van Parijs (2005) stellen in Bezug auf politische Organisationen fest, dass sich 
in den Industrieländern vorwiegend Umweltparteien für ein bedingungsloses Grundeinkommen 
aussprechen (S. 105). Auch in der Schweiz fordert die Grüne Partei für die kommende Legislatur 
ein bedingungsloses Grundeinkommen. Folgende zwei Grundsätze sind dabei bedeutend. Einer-
seits geht es um die Selbstbestimmung des Menschen, die Förderung der Eigenverantwortung 
und die Partizipation. Andererseits soll es eine materielle Sicherung für alle geben sowie Solidari-
tät gegenüber den Schwächeren. Die Grüne Partei will damit zum Ausdruck bringen, dass sozial-
politische Massnahmen Menschen nicht in Abhängigkeit führen, sondern dadurch die Selbststän-
digkeit und Selbstbestimmung gefördert und ermöglicht wird. Beim zweiten Grundsatz geht es 
vorwiegend darum, dass viele Menschen auf die Solidarität anderer angewiesen sind. 
(www.grünwählen.ch, S. 1 - 2) 
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Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SP) 
Wie man aus dem Beschlussprotokoll der Sozialdemokraten vom 30./31. Oktober 2010 entneh-
men kann, wurden vermehrt Anträge für ein bedingungsloses Grundeinkommen eingereicht. Eini-
ge der Gründe der Antragsstellenden werden hier kurz erläutert. Die SP Appenzell Ausserrhoden 
thematisiert die Rolle der Wirtschaft generell, die ihrerseits nie genügend Arbeitsplätze für alle 
schaffen kann. Die SP Affoltern am Albis begründet ihren Antrag für ein BGE derart, dass dadurch 
die Arbeitnehmenden nicht gezwungen sind, jede Arbeit anzunehmen. Gerade in Bezug auf die 
Menschenwürde erachtet sie das BGE als eine Vision, die ins Parteiprogramm der SP gehöre. Die 
SP St. Gallen betont, dass das heutige System entwürdigend sei, insbesondere deshalb, weil jede 
Rentenbezügerin und jeder Rentenbezüger unter Missbrauchsverdacht stehe. Generell setze sich 
die SP für den Umbau sämtlicher Sozialversicherungen ein, bis hin zu einem garantierten existenz-
sichernden Grundeinkommen, das menschenwürdig ist. Die Geschäftsleitung (GL) der SP Schweiz 
lehnt das bedingungslose Grundeinkommen indes ab und möchte es zurzeit nicht ins Parteipro-
gramm aufnehmen. Denn sie hält das BGE für zu riskant, weil dessen Auswirkungen nicht bere-
chenbar seien und bisher keine tragfähigen Modelle in der Schweiz vorlägen. Deshalb vertritt die 
GL die Ansicht, dass, bis es soweit ist, das BGE bloss eine sinnlose Umverteilungsmaschine darstel-
le. Am Beschluss des Parteitages wird jedoch das BGE mit 204 Ja- gegen 177 Nein- Stimmen – und 
gegen die GL – angenommen, worauf die SP das BGE in ihr Parteiprogramm aufgenommen hat. 
(www.sp.ps.ch, S. 83) 
Freisinnig demokratische Partei der Schweiz– Die Liberalen (FDP) 
Geht man von den Aussagen der FDP-Fraktionspräsidentin und Nationalrätin des Kantons Uri, 
Gabi Huber aus, hat das bedingungslose Grundeinkommen bei der FDP wenige Chancen. Denn sie 
erklärt, dass wer den Beitritt zur EU, die Abschaffung der Armee, das bedingungslose Grundein-
kommen und die Überwindung des Kapitalismus vertritt, „ein hoch willkommener Gegner für die 
FDP (die Liberalen) ist“. (www.fdp.ch) 
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Christlich demokratische Volkspartei (CVP) und Schweizerische Volkspartei (SVP) 
Bezüglich des BGEs liess sich bei der Christlichen Volkspartei (CVP) und der Schweizerischen 
Volkspartei (SVP) nichts finden, doch zeigt die Abstimmung zur Debatte im Nationalrat, dass hier 
ein bedingungsloses Grundeinkommen von bürgerlicher Seite - und also auch generell - abgelehnt 
wird (NZZ, 17. Juni 2011). Denn die eingereichte parlamentarische Initiative von Katharina Prelicz-
Huber der Grünen Partei Zürich (GP) und des Waadtländers Josef Zisyadis der Partei der Arbeit 
der Schweiz (PDA) wurde abgelehnt. Beide vertreten die Ansicht, dass ein BGE das System der 
Sozialleistungen vereinfachen würde sowie dadurch die Lücken der sozialen Sicherheit geschlos-
sen werden könnten. Hierbei beriefen sich die Befürwortenden des bedingungslosen Grundein-
kommens auf renommierte Ökonomen, die sich für dieses Modell aussprechen. Für die Gegnerin-
nen und Gegner des BGEs birgt es jedoch zu viele Risiken. Ausserdem führen sie als weiteres Ar-
gument ins Feld, dass Staatsleistungen ohne Gegenleistung ungesund seien. (www.nzz.ch) 
Kongress des bedingungslosen Grundeinkommens 
Beim Kongress des bedingungslosen Grundeinkommens vom 19. März 2011 äusserte sich Oswald 
Sigg, ehemaliger Bundessprecher, für ein BGE. Er sieht keine Probleme der Umsetzung und ist der 
Meinung, die Schweiz verfüge dafür über genügend Geld. Wichtig sei indes, wenn eine Volksinitia-
tive lanciert wird, dass die politische Diskussion vorangetrieben wird. (www.videoportal.sf.tv) 
Auch Roger Köppel, der Chefredaktor der Weltwoche, debattierte beim Kongress, aber nicht für, 
sondern seiner politischen Haltung entsprechend gegen das bedingungslose Grundeinkommen. 
Seine Bedenken gehen dahin, dass er dadurch die Grundwerte wie eine freiheitliche Gesell-
schaftsordnung ausser Kraft gesetzt sieht. Zudem braucht es seiner Meinung nach einen Zusam-
menhang zwischen Freiheit und Eigenverantwortung sowie zwischen Leistung und Entlohnung, 
der durch ein BGE nicht gegeben sei. (www.videoportal.sf.tv) 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass unter den Politikerinnen und Politiker keine einheit-
liche Meinung in Bezug auf das bedingungslose Grundeinkommen herrscht, sondern es in ver-
schiedenen Parteien unterschiedliche Ansichten gibt, wobei sich die Meinungen auch innerhalb 
der Parteigrenzen spalten können, wie das Beispiel der SP zeigt. Umso spannender wird es unse-
res Erachtens, wenn es bei einer Initiative zur politischen Debatte kommt. In Kapitel 5.1.2 wird der 
Fokus auf die Sozialpolitik und ihre Wichtigkeit für die soziale Arbeit gelegt. 
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3.6 Migrationsverhalten 
Viele Befürchtungen rund um ein BGE drehen sich in der Schweiz um mögliche Änderungen im 
Migrationsverhaltens, insbesondere, da oft die Überzeugung vertreten wird, dass mit einem be-
dingungslosen Grundeinkommen die Schweiz noch attraktiver und dementsprechend von Zuwan-
dernden überschwemmt würde. Im folgenden Abschnitt wird diese Angst thematisiert und Mass-
nahmen aus verschiedenen Perspektiven erläutert. 
Jörimann (2010) greift zum Thema Migration das Argument auf, ein BGE steigere die Attraktivität 
der Schweiz als Zielland der Migration. Er selbst vertritt jedoch nicht diese Meinung, da die 
Schweiz wie andere entwickelten Länder bereits heute Migrationsziele darstellen. Denn oft leben 
Personen seit längerem in der Schweiz, so dass sie ihre Familien vom Ausland nachholen wollen, 
auch ohne ein BGE. Eher stellt sich für Jörimann die Frage, wie im Rahmen der Personenfreizügig-
keit mit dem BGE umgegangen werden kann. Seiner Meinung nach sollte eine Grundeinkommens-
Karenzfrist für ZuzügerInnen errichtet werden, wobei er eine Frist von zwei Jahren als realistisch 
erachtet, die aber an die Bedingung eines Arbeitsnachweises geknüpft wird. Falls es keinen Nach-
weis gibt, schlägt Jörimann eine Karenzfrist von fünf Jahren vor. Somit wird eine Zuwanderung 
von Obdachlosen von Europa in die Schweiz vermieden. (S. 81 - 82) 
Blaschke, Otto und Schepers (2010) betonen, dass die Frage der Migrationszunahme nicht erst bei 
einem BGE diskutiert wird. Schon heute herrsche eine Debatte darüber, wer Zugang zu öffentli-
chen Leistungen bekommt und wer nicht. Das Grundeinkommen ist grundsätzlich bedingungslos, 
also auch nicht an eine bestimmte Staatsbürgerschaft gebunden ist. Die Erde und ihre Güter ge-
hören allen Menschen und somit haben auch alle Menschen ein Anrecht auf ein BGE. Deshalb 
strebt Thomas Spence (zit. in Blaschke, Otto & Schepers, 2010) einen Lösungsansatz an, dass die-
jenigen, die ein volles Jahr in einer Gemeinde leben, Mitglied oder Gemeindebürgerinnen resp. 
Gemeindebürger werden. Sollten sie indes in eine andere Gemeinde ziehen, dauert es dort wie-
derum ein Jahr, bis sie Mitglied dieser Gemeinde werden.  
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Obwohl Spence diesen Vorschlag nicht explizit in Bezug auf ein bedingungsloses Grundeinkom-
men erwähnt, gehen Blaschke, Otto und Schepers (2010) davon aus, dass er diese Regelung dafür 
einsetzen wollte. Somit kann bei Migration ein soziales Recht angenommen werden, welches die 
zuständige Gemeinde nach dem Aufenthalt einer bestimmten Zeitdauer gewährt. (S. 93 - 94) 
Demgegenüber widerspricht Le Guerrannic (2009), der überzeugt ist, dass das BGE auf dem inter-
nationalen Parkett ein riesiges Problem darstellen könnte. Insbesondere stellt er sich die Frage, 
welche Auswirkungen es gegenüber den Nachbarländern hätte, die das bedingungslose Grund-
einkommen nicht anwenden. Müsste man allenfalls die Grenzen schliessen, damit eine massive 
Einwanderung verhindert wird? Und wie könnte ein Land, welches das BGE kennt, sich gegenüber 
einer Mehrheit von Menschen, die von einem Einkommen unter 60 Dollar im Monat leben, recht-
fertigen? (S. 25 - 26) 
Beim Thema Migration treffen die beiden Diskussionen aufeinander, nämlich, wer hat einerseits 
in welcher Art und andererseits wie viel Zugang zu einem BGE. Dies gibt die heutige Debatte in 
der Politik exakt wieder, nur ist bei dieser Debatte das bedingungslose Grundeinkommen noch 
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4 Zwischenerkenntnisse 
Generell weisen die heutigen Sozialversicherungen, wie wir sie in der Schweiz kennen, Lücken auf. 
Sie haben zum Teil ungenügende Leistungen, zusätzlich wirken sie stigmatisierend. Diesen Tatbe-
stand ist für die Autorinnen nachvollziehbar und ruft nach neuen Modellen zur sozialen Sicher-
heit. Die vorgeschlagenen BGE-Modelle der Schweiz und ihre Finanzierbarkeit werfen aber etliche 
Fragen auf. Würde es nicht eine differenziertere Berechnung benötigen, als wir dies heute schon 
haben wie beispielsweise die progressive Berechnung von Jörimann, die eine monatliche Ein-
schätzung verlangen würde? Wenn die Sozialversicherungen wie die Arbeitslosenkasse und die IV 
nur zum Teil aufgehoben werden, aber nach wie vor Leistungen zu erbringen haben, ist dann de-
ren Einschätzung und Berechnung nicht viel komplexer? Wird das BGE im Endeffekt überhaupt 
Ersparnisse im Hinblick auf die Personalaufwendungen bringen? Grundsätzlich können wir aber 
davon ausgehen, dass, wenn der Wille für ein bedingungsloses Grundeinkommen vorhanden ist, 
auch deren Finanzierung möglich sein wird.  
Gerechtigkeit und Gleichheit in einer Bevölkerung herzustellen, wird auch mit einem BGE nicht 
gelingen. Denn nach wie vor ist die Schere zwischen Arm und Reich vorhanden. Auch mit einem 
bedingungslosen Grundeinkommen von Fr. 2‘500 lässt sich unserer Ansicht nach kein menschen-
würdiges Dasein in der Schweiz ermöglichen. Möchte man der Gerechtigkeit mehr Rechnung tra-
gen, so müsste man Gleiches mit Gleichem vergleichen, wie in 3.1.3 ausgeführt ist, was auch mit 
einem BGE nicht möglich ist. Zudem erscheint es uns nicht gerecht, wenn einzelne Personen vom 
Staat profitieren, während andere, die wegen ihrer sozioökonomischen Güter benachteiligt sind 
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Bei der Umverteilung der Arbeit ist ein BGE zur Förderung neuer Teilzeitstellen nützlich und hilft 
Familien, sich die Arbeit dank eines Job Sharings besser aufzuteilen resp. dadurch zu erleichtern. 
Beschäftigte im Niedriglohnsektor können von einem bedingungslosen Grundeinkommen profitie-
ren, indem ihre Arbeitsplätze aufgewertet werden, insbesondere, weil nicht mehr alle bereit sind, 
für einen Minimallohn zu arbeiten. Doch besteht auch die Gefahr, dass eine Abwanderung in die-
sen Sektor stattfindet, weshalb eine diesbezügliche Prognose selbst für Ökonominnen und Öko-
nomen schwierig erscheint. Bei den Befürwortenden des BGEs in Bezug auf die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau spiegeln sich alte Rollenbilder wider, wenn sie begründen, dass sich 
Frauen mit einem BGE endlich der Erziehungsarbeit widmen können. Gleichzeitig befürchten Kri-
tikerinnen und Kritiker eine andere, nämlich eine noch stärkere Rollenverteilung der Geschlechter 
als sie heute schon besteht, weil Frauen finanziell nicht mehr gezwungen wären, ausser Haus zu 
arbeiten. 
Die politische Diskussion bezüglich eines BGEs befindet sich in der Schweiz noch in den Anfängen, 
wobei in den letzten zwei Jahren eine vermehrte Berichterstattung in verschiedenen Medien zu 
finden ist. So beginnen u.a. auch politische Parteien, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen, 
was am Beispiel der SP erkennbar ist. Trotzdem ist auch bei der SP kein eindeutiger Konsens vor-
handen. Der Diskussion, die sich bei der Initiative bedingungsloses Grundeinkommen entwickeln 
wird, darf man gespannt entgegenblicken. 
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5 Standpunkte der Sozialen Arbeit und das bedingungslose 
Grundeinkommen 
In Kapitel 3 wurde das bedingungslose Grundeinkommen aus verschiedenen Perspektiven be-
leuchtet, wobei diesbezügliche Pro- und Kontraargumente analysiert wurden, was generell aus 
der Sicht der Sozialen Arbeit geschah. Im folgenden Abschnitt werden nun verschiedene Themen 
aufgegriffen, die die Soziale Arbeit im Besonderen tangieren, weshalb sie unseres Erachtens im 
Zusammenhang mit dem BGE speziell erwähnenswert sind.  
5.1 Grundhaltung 
Die Soziale Arbeit definiert sich als Menschenrechtsprofession und hat dabei eine eigene Profes-
sionsethik. Der Berufscodex der Sozialen Arbeit von Avenir Social (2010) beinhaltet diesbezüglich 
ethische Richtlinien für das berufliche Handeln und trägt zur entsprechenden Grundhaltung bei. 
Dieser Berufscodex bezieht sich dabei auf die allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die eu-
ropäische Sozialcharta, die Grund- und Bürgerrechte und stimmt mit den Sozialzielen der Schwei-
zerischen Bundesverfassung überein. Sie stützt sich zudem auf die internationalen ethischen Prin-
zipien des IFSW (International Federation of Social Work) und IAASW (International Association of 
Schools of Social Works). Generell definiert der Berufscodex Verhaltensrichtlinien sowie Werte 
und ist ein Mittel zur Bestimmung und Sicherung der Qualität professionellen Handelns. (S. 4 – 5) 
Aufgrund dieses Berufscodex erscheint es uns als Sozialarbeitende umso wichtiger, sich der Frage 
eines bedingungslosen Grundeinkommens zu stellen. Denn gerade bei sozialpolitischen Fragen 
sollte sich die Soziale Arbeit vermehrt in den Diskurs einbringen, insbesondere, weil sie oft die 
Ausführende dieser politischen Entscheide ist.  
Silvia Staub-Bernasconi (zit. in Thole, Cloos, Ortmann & Strutwolf, 2005) erwähnt, dass Gerechtig-
keit eine zentrale Leitidee der Sozialen Arbeit ist, indem sie Alice Salomon (1912) zitiert, die Sozia-
le Arbeit als „die Bemühung, das Gemeinschaftsleben in stärkerer Übereinstimmung mit den For-
derungen der Gerechtigkeit zu bringen“, umschreibt. Soziale Arbeit sei hierbei „nicht Güte, nicht 
Wohlwollen, sondern nur gerechtes Handeln“. Gerechtigkeit könne nur verwirklicht werden, 
„wenn die Starken an einem Missbrauch der Macht gehindert werden und auch die Freiheit der 
Schwachen kann nur gesichert werden, wenn das Gesetz sie vor der Übermacht der Starken 
schützt.“ (S. 76) 
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5.2 Sozialpolitik und ihre Wichtigkeit für die Soziale Arbeit 
Eine Unterscheidung zwischen Sozialpolitik und Sozialer Arbeit lässt sich gemäss Bruno W. Nikles 
(2008) derart vornehmen, dass man konkret einzelne Handlungsbereiche aufgreift und sie ent-
sprechend zuordnet. Dies kann in finanzwirtschaftlicher, fachlicher, rechtlicher, organisatorischer, 
trägerbezogener und verbandsbezogener Weise geschehen. Trotzdem ist es meistens nicht mög-
lich, ein einzelnes Handlungsfeld oder eine Organisation einer exakten Zuständigkeit zuzuordnen. 
Dennoch lässt sich das Verhältnis von Sozialpolitik, Sozialen Sicherungssystemen und Sozialer 
Arbeit gemäss Nikles in folgende Bereiche unterteilen: 
 
 
Tabelle 6: Sozialpolitik, Soziale Sicherung, Soziale Arbeit  
(Nikles, 2008, S. 22) 
Finanzielle sozialpolitische Leistungen wie in Versicherungs- und Fürsorgesystemen werden oft 
von Sozialarbeitenden begleitet, beispielsweise durch Beratung der Leistungsempfangenden. Zu-
gleich sind die Formen der öffentlichen Hand auf der einen Seite und privatrechtliche Hilfe auf der 
anderen Seite sozialpolitisch reguliert. Das kann in Leistungsvereinbarungen geschehen, durch 
gemeinsame Projekte oder Programme, wie dies aus gewissen Versorgungssystemen resultiert.  
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Generell kommt Sozialpolitik eine planende Wirkung zu und trägt zur Schaffung von Infrastruktu-
ren und der stetigen Einbringung von Dienstleistungen bei wie beispielsweise bei den Sozialversi-
cherungen. Des Weiteren ist Sozialpolitik ein Ausdruck des Grundverständnisses zwischen Indivi-
duum, Gesellschaft und Staat. In Abbildung oben ist klar erkennbar, dass sich Soziale Arbeit inter-
disziplinär bewegt und unzählige Schnittflächen aufweist. Diese Schnittflächen - nämlich einzelne 
Handlungsfelder zwischen Trägern und Angebotsstrukturen sowie der Lebenswelt der Men-
schen - verlangen mehrdimensionale Zuordnungen. (S. 22 - 25) 
Thomas Olk (2008) betont, dass, wer sich nach dem Verhältnis von Sozialer Arbeit und Sozialpoli-
tik erkundige, sich eine klare Abgrenzung vorstelle. Aus einer institutionellen Perspektive lässt sich 
hierbei relativ einfach eine Unterscheidung festlegen, indem man sozialpolitische Organisationen 
von denen der Sozialen Arbeit unterscheidet. So zählen auf der einen Seite Sozialämter und alle 
sonstigen Beratungsstellen des Bereichs Jugend, Familie, Migration etc. zur Sozialen Arbeit, auf 
der anderen Seite die Sozialversicherungen, die Parteien, Wirtschaftsverbände und das Parlament 
zur Sozialpolitik. Macht man jedoch eine solch exakte Unterscheidung, ist nichts über die gegen-
seitige Abhängigkeiten ausgesagt, die sich zum Beispiel darin zeigt, wenn Akteurinnen und Akteu-
re der Sozialen Arbeit für bestimmte Bevölkerungsgruppen zuständig sind, gleichzeitig aber für 
Interessenverbände tätig sind und ihre Interessen gegenüber der Exekutive und Legislative gel-
tend machen. Solche Abhängigkeiten können aber auch dazu dienen, Probleme aus der prakti-
schen Arbeit in die Politik zu tragen, um dort Veränderungen zu erwirken. Während sich Sozialpo-
litik auf die Risiken und Notlagen bezieht, die generelle Massnahmen erforderlich machen, hat die 
Soziale Arbeit mit individuellen Notlagen zu tun, die eine Berücksichtigung des einzelnen Men-
schen verlangen, wobei die Hilfe zur Selbsthilfe zu tragen kommt. Somit geht es bei Sozialpolitik 
um Justifizierung sozialer Notstände, weshalb sie ihre Hilfe vom Schreibtisch aus organisieren 
kann. Die Wirksamkeit der Sozialen Arbeit hängt indes davon ab, wie Sozialarbeitende - im Wissen 
um ihr Ermessen und ihre Interpretation - die komplexen individuellen Notlagen erfassen und auf 
jeden Einzelfall abgestimmte Massnahmen in Gang setzen. Inzwischen hat sich die Soziale Arbeit 
aus der Enge der Hilfegebenden befreit und sich als eigenständige Profession definiert. Ihre Hand-
lungsspielräume sind jedoch nach wie vor auf günstige Rahmenbedingungen der Sozialpolitik an-
gewiesen. Nur wenn Sozialpolitik die zentralistischen Massnahmen richtig setzt und die allgemei-
nen Risiken des Lebens absichert, kann sich die Soziale Arbeit auf ihre einzelnen, individuellen 
Fälle konzentrieren.  
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Olk sieht aber auch eine umgekehrte Abhängigkeit, indem durch die Erweiterung des Sozialstaates 
immer mehr sichtbar wird, dass durch die - aufgrund der Modernisierung und Globalisie-
rung - verursachten Notlagen ein Anspruch der Sozialen Arbeit an die Sozialpolitik geschaffen 
wird. (S. 287 - 291)  
Der gleichen Meinung ist auch Michel Opielka, der hervorhebt, dass die sozialstaatliche Ordnung 
u.a. auch durch den Rahmen der Sozialen Arbeit geprägt wird. Wenn sich die Soziale Arbeit für die 
Benachteiligten einsetzt, muss sie sich auch sozialpolitisch positionieren. Die Idee eines bedin-
gungslosen Grundeinkommens könnte deshalb für die Soziale Arbeit wirksam sein. 
(www.sw.fhjena.de, S. 111)  
Wenn sich die Soziale Arbeit für ihr Klientel einsetzt, ist sie gezwungen, sich in die politischen Pro-
zesse einzumischen. Der Berufscodex hält dazu unter Artikel 14.1 fest: „Die Professionellen der 
Sozialen Arbeit engagieren und vernetzen sich. Ihre Netzwerke setzen sie für gesellschaftliche und 
sozialpolitische Verbesserungen ein und begründen so die Verlässlichkeit der Sozialen Arbeit der 
Gesellschaft gegenüber.“ Oder unter Artikel 14.2: „Die Professionellen der Sozialen Arbeit vermit-
teln der Öffentlichkeit, der Forschung und der Politik ihr Wissen über soziale Probleme sowie de-
ren Ursachen und Wirkungen auf individueller und struktureller Ebene, und tragen so dazu bei, 
dass ihre Expertise nutzbar wird.“ Weil sich die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession ver-
steht, ist es wichtig, unter Berücksichtigung der erwähnten Gerechtigkeitsauslegungen (vgl. unter 
Punkt 5.4), dass sie ihr Wissen ihrer Profession bewusst zur Verfügung stellt, so dass sich diese 
eine Meinung bilden und sich beispielsweise zum bedingungslosen Grundeinkommen äussern 
kann. Dementsprechend begründet der Berufscodex auch die Wichtigkeit der Mitbestimmung in 
politischen Prozessen und fordert die Professionellen dazu auf, ihr Wissen für die Politik nutzbar 
zu machen. (S. 13) 
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5.3 Soziale Sicherheit 
Oft wird in den Diskussionen um ein bedingungsloses Grundeinkommen davon gesprochen, dass 
es keine Sozialhilfe (SH) mehr braucht und auch die Sozialversicherungen (SV) zum grössten Teil 
abgeschafft werden könnten. Diese Meinung vertritt u.a. auch Bridget Dommen-Meade (2010), 
indem sie betont, dass durch die Finanzierung des BGEs der grösste Teil der Sozialversicherungen 
und der Sozialhilfe ersetzt werden kann (S. 19). Was genau hiesse dies jedoch für die Gesellschaft, 
aber auch für die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, wenn bei einer möglichen Einführung 
des BGEs einerseits nur noch Teile der SV existieren und andererseits die SH ganz abgeschafft 
würde? Um dieser Frage genauer nachzugehen, wird im Folgenden zuerst der Zweck der ver-
schiedenen SV und der SH sowie der damit verbundenen Leistungen aufzeiget. Danach werden 
mögliche Auswirkungen beleuchtet, die sich bei der Einführung eines BGEs allenfalls zeigen könn-
ten.  
5.3.1 Sozialversicherungen 
Die Grundlagen der Sozialversicherungen finden sich in der Bundesverfassung Art. 111 - 114 sowie 
Art. 116 - 117. In Art. 111 wird die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (AHV) festge-
legt. Die AHV ist die erste Säule des sogenannten Drei-Säulenprinzips. Die 2. Säule stellt die beruf-
liche Vorsorge und die dritte Säule die Selbstvorsorge dar. Bei Art. 112 erlässt der Bund Vorschrif-
ten über die AHV, die durch folgende Grundsätze geprägt werden: Die Versicherung muss obliga-
torisch sein und eine Rente hat den Existenzbedarf angemessen zu decken; zudem darf die 
Höchstrente nur doppelt so hoch sein wie die Mindestrente. Die Versicherung wird einerseits 
durch die Versicherten finanziert, wobei die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber die Hälfte der 
Versicherung übernehmen müssen, andererseits durch Leistungen durch den Bund oder die Kan-
tone. Die Leistungen des Bundes werden durch die Tabaksteuer, die Steuer auf gebranntes Was-
ser und durch Abgaben von Spielbanken gedeckt. Der Bund fördert die Wiedereingliederung Inva-
lider und unterstützt Bemühungen von Betagten, Invaliden und Hinterlassenen. (Bundesverfas-
sung der Schweizer Eidgenossenschaft, 2006, S. 29) Im Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
gesetzes (ATSG) wird bei den Ergänzungsleistungen (Kapitel 2) im 1. Abschnitt der Allgemeinen 
Bestimmungen festgehalten, dass Personen, die bestimmte Voraussetzungen erfüllen, Ergän-
zungsleistungen (EL) zur Deckung ihres Existenzbedarfs erhalten (www.admin.ch, S. 1). Diese EL 
werden zum Beispiel oft bei Personen eingesetzt, die trotz einer Minimalrente das Existenzmini-
mum nicht erreichen. 
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Bei Art. 113 handelt es sich um die Berufliche Vorsorge (BVG). Die berufliche Vorsorge ermög-
licht - zusammen mit der AHV - eine Fortsetzung des gewohnten Lebensstils. Anders als die AHV 
ist das BVG jedoch nur für Arbeitnehmende obligatorisch und möglich. Die Versicherten zahlen 
ihre Beiträge selber, wobei die Arbeitgebenden mindestens die Hälfte der Beiträge zahlen müs-
sen. Selbstständig Erwerbende können freiwillig eine berufliche Vorsorge einrichten. 
Bei Art. 114 handelt es sich um die Arbeitslosenversicherung (AL). Diese zahlt einen angemesse-
nen Erwerbsersatz und unterstützt Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit. Die AL ist für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer obligatorisch. Auch hier steuern 
die Arbeitgebenden die Hälfte der Versicherungskosten bei, die andere Hälfte übernehmen die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Selbstständige können sich freiwillig versichern.  
Bei Art. 116 regelt der Bund die Familienzulage und Mutterschaftsversicherung. (Bundesverfas-
sung der Schweizer Eidgenossenschaft, 2006, S. 30 - 31) Seit dem 1. Januar 2009 sind die Famili-
enzulagen (FamZG) gesamtschweizerisch über das Bundesgesetz geregelt. Anspruch haben Ar-
beitnehmende und Nichterwerbstätige mit bescheidenen Einkommen. Selbstständigerwerbende 
haben in der Regel keinen Anspruch auf FamZG. Es gibt jedoch einige Kantone, die ihnen einen 
Anspruch gewähren. Es müssen mindestens Fr. 200 (bis zum vollendeten 16. Altersjahr) bezie-
hungsweise Fr. 250 (Ausbildungszulagen ab dem vollendeten 16. Lebensjahr bis zum vollendeten 
25. Lebensjahr) pro Kind ausbezahlt werden. (www.bsv.admin.ch) Die Mutterschaftsversicherung 
wird durch die Erwerbsersatzordnung (EO) finanziert und basiert auf dem Solidaritätsprinzip. Wer 
AHV bezahlt, zahlt automatisch auch EO-Beiträge. (www.svazurich.ch) Die Entschädigung der 
Mutterschaftsversicherung beträgt 80% Prozent des durchschnittlichen Erwerbseinkommens vor 
der Geburt. Sie ist jedoch begrenzt auf Fr. 196 pro Tag während 14 Wochen. (www.svazurich.ch)  
In Art. 117 Kranken- und Unfallversicherung (KV/UV) erlässt der Bund Vorschriften (Bundesverfas-
sung der Schweizer Eidgenossenschaft, 2006), dass jede Person, die in der Schweiz lebt, dem Ver-
sicherungsobligatorium untersteht. Dies gewährt allen Personen eine gute medizinische Versor-
gung. (S. 31) Die UV wird bei Arbeitnehmenden über die Arbeitgebenden abgedeckt und beinhal-
tet Berufsunfälle, Berufskrankheiten sowie Nichtberufsunfälle. Bei Personen, die nicht arbeiten, 
geht die UV über die KV, wobei hier jedoch nur die Heilungskosten gedeckt werden. 
(www.bsv.admin.ch)  
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Gemäß Robert Fluder und Jürgen Stremlow (1999) funktionieren die SV nach dem Kausalprinzip, 
bei dem die Leistungen unabhängig von der Bedürftigkeit nach einem gewissen Schema ausbe-
zahlt werden. In den letzten Jahren und bis zum heutigen Zeitpunkt wurde dieses System indes 
immer komplexer, so dass sich mittlerweile ein Dschungel verschiedenster Sozialleistungen bilden 
konnte. (S. 31) Höpflinger und Wyss (1994) beschreiben die Funktion der Sozialversicherung gene-
rell so, dass dadurch das gesellschaftliche Leben „normal“ weitergehen soll. Dementsprechend 
sind die SV verantwortlich - sei es bei Unfall, Arbeitslosigkeit, Invalidität oder Alter -, dass die Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben bestehen bleibt. Höpflinger und Wyss betonen hierbei, wie sich 
die Versicherungsleistungen an der Höhe des erarbeitenden Lohnes messen. Je nachdem, wie viel 
eine Person in die Versicherung einbezahlte, hat sie mehr oder weniger Geldleistung zugute. Wer 
zum Beispiel nur geringe AHV-Beiträge einbezahlt hat, bekommt nur eine minimale Rente. Wer 
nur ein bescheidenes Einkommen hat, wird bei Arbeitslosigkeit auch nur einen bescheidenen Be-
trag ausbezahlt bekommen und wer über längere Zeit arbeitslos bleibt, wird „ausgesteuert“. Denn 
diese Personen haben kein Anrecht mehr auf Arbeitslosentaggeld und werden an die öffentliche 
Sozialhilfe weitergeleitet. (S. 193 - 198)  
Wenn davon ausgegangen werden kann, dass bei einem BGE einen fixen Betrag von Fr. 2‘500 für 
Erwachsene und Fr. 1‘250 für Kinder ausbezahlt wird, werden einige Personen, die die Sozialversi-
cherungen in Anspruch nehmen, aufgrund eines bedingungslosen Grundeinkommens weniger 
bekommen als durch die SV. Wenn zum Beispiel eine alleinstehende Person mit einem monatli-
chen Arbeitseinkommen von Fr. 7‘000 arbeitslos wird, hat sie mit dem heutigen System der Ar-
beitslosenkasse einen Anspruch auf 70% d.h. Fr. 4‘900. Wenn jedoch ein BGE eingeführt wird, 
erhalten alle lediglich den bescheidenen Betrag von Fr. 2‘500. Hier stellt sich grundsätzlich die 
Frage, wie eine Person von einem Moment auf den anderen ihre ganzen Fixkosten wie Miete, 
Lebensunterhalt, Freizeit etc. davon bestreiten kann. In Bezug auf die AHV, bei der ein Betrag 
zwischen Fr. 1‘200 und Fr. 2‘200 zur Verfügung gestellt wird, würde eine Einführung des bedin-
gungslosen Grundeinkommens eine Verbesserung darstellen. Ebenfalls bei der Familienzulage 
würde der Betrag dank des bedingungslosen Grundeinkommens höher ausfallen. Wenn von ei-
nem Grundeinkommensbetrag für Kinder in der Höhe von Fr. 1‘250 ausgegangen werden kann, 
würde das für eine Familie mit zwei Kindern einen Betrag von Fr. 2‘500 ergeben und nicht - wie es 
zum heutigen Zeitpunkt gehandhabt wird - einen Betrag zwischen Fr. 400 und Fr. 500 (für zwei 
Kinder). Gerade für Familien oder Alleinerziehende, denn ihre Situation gilt als Risikofaktor für 
Armut, wäre ein BGE von großer Bedeutung.  
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Des Weiteren stellt sich die Frage, was mit denjenigen Menschen geschieht, die Ergänzungsleis-
tungen brauchen, aber keine berufliche Vorsorge und keine 3. Säule haben oder bei denen die 
Rente nicht zum Leben reicht. Auch ist fraglich, wie es mit der Invalidenversicherung generell wei-
tergehen soll. Oftmals fällt diese pro betroffene Person höher als Fr. 2‘500 aus, weshalb IV- Bezü-
gerinnen und Bezüger zusätzlich zum bedingungslosen Grundeinkommen unterstützt werden 
müssten.  
Aufgrund dieser Auflistungen der verschiedenen SV wird also ersichtlich, dass nach der Einführung 
eines BGEs trotzdem einige der Versicherungen bestehend bleiben müssten. Was sicher abge-
schaffen werden kann, wenn das bedingungslose Grundeinkommen eine Höhe von Fr. 2‘500 be-
trägt, ist neben der AHV auch ein großer Teil der Ergänzungsleistungen sowie die Familienzulage. 
Alle Versicherungen indes, die bereits heute einen höheren Betrag als Fr. 2‘500 auszahlen, wer-
den auch in Zukunft bestehend bleiben müssen.  
Generell sind Höpflinger und Wyss (1994) der Ansicht, dass jede Reform, die das vertragsabhängi-
ge Leistungsprinzip, wie dies z.B. die SV darstellt, aufzuheben versucht, dem BGE näher kommt. 
Dies würde jedoch einen grundlegenden Systemwechsel voraussetzen. (S. 198)  
5.3.2 Sozialhilfe 
Höpflinger und Wyss (1994) erachten die öffentliche Sozialhilfe als letztes sozialrechtliches Netz. 
Dessen Funktionen beinhalten, dass Personen, die nur noch bedingt am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben können, dadurch wieder ins gesellschaftliche Leben zurückzuführen sind. Dieses „Zu-
rückführen“ basiert auf dem Sozialhilfegesetz, bei dem es um die Reintegration von Menschen 
geht, die sich in materieller, sozialer und/oder psychischer Not befinden. Das „normale“ gesell-
schaftliche Leben ist an Anpassungen und Leistungen gekoppelt, weshalb eine diesbezügliche 
„Reintegration“ gewisse Kontrollen benötigt. Wenn die Reintegration nämlich misslingt, drohen 
vormundschaftliche oder strafrechtliche Maßnahmen. (S. 193)  
In den SKOS-Richtlinien finden sich Angaben zur Höhe der Sozialhilfeleistungen. Diese Richtlinien 
geben Empfehlungen an die Sozialhilfeorgane ab, wobei hier unter anderem auch aufgeführt ist, 
wie hoch die Sozialhilfe zu sein hat. Die SKOS spricht dabei von einem sozialen Existenzminimum. 
Dieses soll generell ein wenig höher sein als das absolute Existenzminimum, damit die Teilhabe 
am Sozial- und Arbeitsleben gewährleistet werden kann. Demnach fördert es die Eigenverantwor-
tung und die Hilfe zur Selbsthilfe. (www.skos.ch, S. 22) Wie Albert Jörimann in seinen Berechnun-
gen eines bedingungslosen Grundeinkommens zeigt (vgl. oben Punkt 2.3.2), geht auch er von den 
Zahlen der SKOS-Richtlinien aus resp. vom sozialen Existenzminimum.  
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Generell wird der Grundbedarf (GB) der SKOS-Richtlinien nach Haushaltsgrösse berechnet. Ein 
Ein-Personen-Haushalt erhält beispielsweise Fr. 977, wodurch die Ausgabepositionen des Grund-
bedarfs zu decken sind, die unter anderem Nahrungsmittel, Kleider, kleine Haushaltsgegenstände, 
Verkehrsauslagen, Körperpflege, Nachrichtenübermittlung, Tabakwaren usw. beinhaltet. Die 
Wohnungsmiete, Wohnungsnebenkosten sowie die Kosten für die Grundversorgung und die situ-
ationsbedingten Leistungen sind jedoch nicht im GB inbegriffen. Die Kosten des Grundbedarfs 
verringern sich generell, je mehr Personen im selben Haushalt leben. Bei einer Haushaltsgrösse 
von vier Personen wird zum Beispiel einen Grundbedarf von Fr. 2‘090 ausbezahlt. (www.skos.ch, 
S. 56 - 59) 
Im Bulletin Nummer fünf von BIEN–CH (2011) ist zu finden, dass ein oft genanntes Argument der 
Grundeinkommens-Befürwortenden das Abschaffen der Sozialbürokratie sei. Denn es ist störend, 
dass tausende Menschen von dieser Bürokratie leben und - etwas überspitzt formuliert - durch 
die Armut finanziert werden. Zudem ist das ganze Verfahren, nämlich beispielsweise von Schalter 
zu Schalter zu gehen, Hunderte von Formularen auszufüllen und seine Ausgaben äusserst genau 
zu belegen, entwürdigend. BIEN-CH hebt weiter hervor, dass diese Vorwürfe von Vertreterinnen 
und Vertretern sowie Organisationen von Armutsbetroffenen verständlich und berechtigt seien.  
Ein bedingungsloses Grundeinkommen würde diese Situation hingegen massiv verbessern. Zudem 
geht oft vergessen, dass Personen, die Menschen unterstützen, die in Armut leben, eine wichtige 
unentbehrliche Arbeit leisten. Beispielsweise betreuen sie Menschen, die in Notlagen sind, meis-
tens im Zusammenhang mit dem Auszahlen von Geldleistungen, damit das Existenzminimum er-
reicht wird. Jedoch stellt die Auszahlung nur einen Teil ihrer Arbeit dar. Einen anderen wichtigen 
Teil sind Beratungs- und Beistandsaktivitäten, wozu unter anderem die Wohnungs- und Arbeits-
suche, die Schuldenberatung oder die Unterstützung bei Bildungs- und Ausbildungsfragen zählen. 
Es gehören also unzählige Menschen dazu, die in diesem System arbeiten und ihr Fachwissen so-
wie ihr persönliches Engagement weitergeben. Ohne sie würde die heutige Gesellschaft nie so gut 
funktionieren. Deshalb ist es unerlässlich, diesen Erfahrungsschatz unbedingt zu erhalten und 
auch dementsprechend zu bezahlen. (S. 4) Laut BIEN-CH ist es also wichtig, dass gewisse Sozial-
werke bestehen bleiben. Zum Schluss betont BIEN-CH, wie der Zugang zu den Klientinnen und 
Klienten, die sich in einer Notlage befinden, oft am einfachsten über Geldleistungen erfolgt. Die 
Sozialhilfe verfügt somit über ein Druckmittel, das auch positiv eingesetzt werden kann. Deshalb 
ist es wichtig, dass Vorschläge erarbeitet werden, wie man nach Einführung eines BGEs mit Klien-
tinnen und Klienten, die derartige Druckmittel benötigen, umgegangen werden soll. (S. 4)  
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Im Gegensatz dazu fragt sich Michael Opielka in seinem Bericht „Soziale Arbeit-Chancen oder 
Risiken“, ob das bedingungslose Grundeinkommen für die sozialen Dienste einen Vorteil bringen 
würde oder nicht. Er ist der Meinung, dass dies genauer untersucht werden muss. Des Weiteren 
hebt er hervor, dass Klientinnen und Klienten als Bürgerinnen und Bürger gewonnen werden müs-
sen. Zudem kann er sich vorstellen, dass durch eine stufenweise Einführung des BGEs Personen, 
die Schwierigkeiten mit der sozialen Integration und der systemischen Inklusion haben, nicht nur 
mit Geld abgespeist werden. Mit der Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens wer-
den sich bei Sozialen Diensten, bei denen es heute vorwiegend um Geldleistungen geht, die ent-
sprechenden Arbeiten wesentlich verändern. Opielka vermutet, dass der Respekt gegenüber den 
Klientinnen und Klienten grösser wäre. Respekt bedingt aber auch ein Loslassen-Können, da Frei-
heit auch Risiken birgt. Zurzeit werde mehr gefordert und gefördert, obwohl eine Pädagogisierung 
der Armutspolitik notwendig wäre, da in sozialen Diensten oft das Materielle im Vordergrund 
steht. (www.sw.fhjena.de, S. 125)  
Wenn, wie BIEN-CH in ihrem Bericht festhält, ein gewisser Druck bei manchen Personen nötig ist, 
wer genau würde dann diese Unterscheidung treffen? Würde es nicht der Grundphilosophie des 
BGEs widersprechen, wenn die Geldleistungen an Bedingungen geknüpft werden? Wenn die Frei-
heit des bedingungslosen Grundeinkommens, wie Opielka betont, Risiken birgt, wer trägt diese 
dann? Ist es verantwortbar, dass Personen, die überfordert sind, mit dieser Freiheit sich selber 
überlassen werden, damit sie möglicherweise sich oder ihre Umwelt gefährden? Würde dies nicht 
zu mehr vormundschaftlichen Massnahmen führen? Ähnliche Fragen werden auch im Bulletin 
Nummer fünf von BIEN-CH aufgeworfen, wobei hier explizit dazu aufgefordert wird, Vorschläge zu 
erarbeiten, wie mit diesem Klientel nach einer allfälligen Einführung des BGEs umzugehen ist. 
5.4 Soziale Arbeit und Gerechtigkeit 
Gemäss dem Berufscodex sind für die Professionellen der Sozialen Arbeit die Menschenrechte 
sowie die soziale Gerechtigkeit fundamental (Art. 7.3). Zudem sind die Gleichbehandlung und die 
Menschenrechte jeder Person - unabhängig ihrer Leistung - zu gewähren (Art. 8.4). Die Professio-
nellen gründen ihr Handeln auf den Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit (Art. 9.1) und messen 
den Verpflichtungen, mit dem Wissen um Ungleichverhältnisse, der sozialen Gerechtigkeit beson-
dere Bedeutung zu (Art. 9.3). Wie der Berufscodex zeigt, bestimmt die Debatte um die Menschen-
rechte immer deutlicher die Diskussion um die Soziale Arbeit. Birgit Rommelspacher (zit. in Thole, 
Closs, Ortmann & Strutwolf, 2005) betont, wie die Menschenrechtsdebatte weltweit an Bedeu-
tung zunimmt, da die Ausstattungsunterschiede der verschiedenen Regionen zunehmen.  
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Die Geschichte hat indes gezeigt, dass die Menschenrechte nicht immer nur zur Aufhebung von 
Ungleichheiten eingesetzt wurden, insbesondere, da zuerst die Menschenrechte nur den Weissen 
sowie hier explizit nur den Männern vorbehalten waren, was wiederum die Vormundschaft der 
übrigen bedeutete, die nicht zu dieser Kategorie zählten. Auch heute besteht der Verdacht, dass 
die Reichen und Mächtigen die Menschenrechte dazu benutzen, um ihre Macht resp. ihre Inter-
ventionen in den benachteiligten Ländern durchzusetzen. Deshalb ist die Geschichte der Men-
schenrechte immer auch die Geschichte eines Protests gegen die Einseitigkeit in der Positionie-
rung von Menschenrechtsnormen, die mit neuem Recht wiederum oft altes oder neues Unrecht 
zementiert haben. Diese Diskussion hat auch die Soziale Arbeit von Anfang beeinflusst. Rom-
melspacher(2005) stellt sich die Frage, wie in der Sozialen Arbeit Gleichheit mit Ungleichheit her-
gestellt wird. Sie zeigt auf, wie schon in den Anfängen der Sozialen Arbeit mit der Vergabe der 
Zuwendungen immer auch Verpflichtungen und Erziehungsziele verbunden waren, was so viel 
bedeutet, dass mit diesen Zuwendungen durch die Soziale Arbeit geholfen, aber auch immer wie-
der unterdrückt wurde. (S. 101 - 104)  
Staub-Bernasconi (zit. in Thole, Closs, Ortmann & Strutwolf, 2005) erachtet, dass sich diese Ten-
denz, wie sie Rommelspacher beschreibt, auch in der heutigen Zeit zunehmend zeigt. Sie erwähnt 
in diesem Zusammenhang, wie die Bestimmungen über die Ausrichtung der Sozialhilfe ansteigen. 
So werden die Adressatinnen und Adressaten als unwirtschaftlich definiert, doch sollten sie so 
schnell als möglich einem für sie unmöglichen Stellenmarkt zugeführt werden. Falls dies nicht 
gelingt und sie deshalb auf Sozialhilfe angewiesen sind, kommen alte Denkmuster zum Vorschein 
wie beispielsweise: Wer Hilfe benötigt, braucht keine Rechte und Gerechtigkeit, sondern Kontrol-
le. (S. 78) Diese Denkweise zeigt sich auch in diversen Sozialhilfegesetzen wie zum Beispiel im 
Luzerner Sozialhilfegesetz Art. 29 (Stand 01.01.2011) Absatz 3, der lautet: „Sie [die Sozialhilfe] 
kann mit Auflagen und Weisungen verbunden werden, die sich auf die zweckmässige Verwendung 
der Leistungen beziehen oder sonst wie geeignet sind, die Lage des Hilfebedürftigen und seiner 
Familienangehörigen zu verbessern.“ Absatz 4: „Werden Auflagen und Weisungen nicht befolgt, 
kann die wirtschaftliche Sozialhilfe in angemessenem Verhältnis zum Fehlverhalten gekürzt oder 
aufgehoben werden.“(www.srl.lu.ch) Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Stand Januar 
2011) definiert diesbezüglich auch ihre Richtlinien. 
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Sieht man das bedingungslose Grundeinkommen vom Ansatz von Rommelspacher und Staub-
Bernasconi aus, so überzeugen ihre Argumente. Denn weil eine Vollbeschäftigung nicht möglich 
und die Geldleistung an gewisse Gegenleistungen gebunden ist, kann zurzeit nicht von einer ge-
rechten Verteilung der Güter ausgegangen werden. Im Gegenteil: Sozialhilfebeziehende werden 
zunehmend kontrolliert, was mit einer im Berufscodex festgehaltenen Aussage der Gleichbehand-
lung und der Gewährung der Menschenrechte aller, also auch unabhängig von jeglicher Leistung 
(Art. 8.4), nicht gewährleistet ist. 
5.5 Problemkategorien nach Staub-Bernasconi 
In Diskussionen über das bedingungslose Grundeinkommen wird neben der Freiheit und der Ge-
rechtigkeit auch immer die Frage der Existenzsicherung erörtert. Falls ein BGE eingeführt wird, 
verfügen alle Bürgerinnen und Bürger über ein Existenzminimum. Hierbei stellt sich die Frage, ob 
dies zum Überleben reicht. Oder brauchen die Menschen nicht noch andere Mittel für ein „men-
schengerechtes“ Leben?  
Gemäss Staub-Bernasconi (zit. in Ernst Engelke, 2002) sind Menschen nicht nur auf eine natur- 
und menschengerechte ökologische Umwelt angewiesen, um zu überleben, sondern auch auf 
eine menschengerechte Gesellschaft. Demnach braucht es für das Überleben nicht nur eine Exis-
tenzsicherung, sondern auch ein Wohlbefinden, das durch verschiedene Aspekte beeinflusst wird, 
zu denen u.a. Ausstattungs-, Austausch-, Macht- und Kriterienprobleme zählen. (S. 374) Dement-
sprechend werden im nächsten Abschnitt diese verschiedenen Problembereiche nach Staub-
Bernasconi erläutert und in ihrem Bezug zum bedingungslosen Grundeinkommen dargestellt. 
Bei Ausstattungsproblemen handelt es sich um Probleme, die mit der unterschiedlichen Teilhabe 
an psychischen, medizinischen, kulturellen sowie sozialen Ressourcen zusammenhängen. Bei De-
fiziten in der Ausstattung reichen gemäss Staub-Bernasconi keine Güter mehr aus, um mit dem 
Grundbedarf an Nahrung, Kleidung und Wohnung den psychischen und sozialen Bedürfnissen 
gerecht zu werden. Während einige Personen Überschüsse in der Ausstattung besitzen und im 
Luxus leben, haben andere Ausstattungsdefizite. Staub-Bernasconi unterteilt die Ausstattungs-
probleme in sechs Dimensionen, aufgrund derer soziale Probleme entstehen. Zur Dimension kör-
perliche Ausstattung gehören unter anderem Eigenschaften wie Geschlecht, Gewicht, Hautfarbe, 
Alter, physische Attraktivität sowie die Gehirnstrukturen als Grundlage für Erkenntnis- und Hand-
lungsmöglichkeiten.  
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Als weitere Dimension sieht sie die sozioökonomische und sozialökologische Ausstattung. Hierbei 
zieht sie die Dimensionen der Bildung, der Arbeit, des Einkommens, des Vermögens und der 
Wohnsituation ein. Die dritte Dimension beinhaltet die Ausstattung mit Erkenntniskompetenzen. 
Dabei geht es um das Empfinden, das Fühlen, die Aufmerksamkeit sowie das Bewusstsein der 
eigenen Gehirnfunktionen.  
Bei der symbolischen Ausstattung spricht Staub-Bernasconi von Formen von Denkmodellen, Bil-
dern, Symbolen und Theorien, wobei es sich hier um das Bedürfnis der Orientierung im Alltag, im 
Leben, in der Welt und nach der Selbstdefinition handelt. Die Ausstattung mit Handlungskompe-
tenzen zielt auf die Bedürfnisse nach zweckgerichteter und gestaltender Aktivität. Bei der letzten 
Dimension handelt es sich um die Ausstattung mit sozialen Beziehungen und Mitgliedschaften. 
Dabei geht es um die Bedürfnisse nach sinnstiftenden, körperlichen und produktiven Beziehungen 
zu anderen Menschen. (S. 371) Um diesen Problemen entgegenzuwirken, braucht es nach Staub-
Bernasconi unter anderem körperliche Unversehrtheit, Rechtsgleichheit, Selbstkongruenz, Wert-
rationalität, Echtheit und Autonomie als Kontrolle eigener Lebensumstände (S. 374).  
Die Ausstattungsprobleme gemäss Staub-Bernasconi sind sehr komplex und tangieren diverse 
Lebensbereiche. Dementsprechend stellt sich die Frage, inwiefern das Einführen eines BGEs die-
sem entgegenwirken kann? Die Menschen, die heute schon im Überfluss leben, werden dies auch 
mit einem bedingungslosen Grundeinkommen weiterhin tun, während dem die anderen mit ei-
nem Existenzminimum überleben müssen. Gerade bei der körperlichen Ausstattung, die angebo-
ren ist, kann keine oder nur eine erschwerte Veränderung stattfinden. Van Parijs und Vander-
borght (2005) sprechen hier, wie oben in Kapitel 3.1.4 erläutert, von den sogenannt unverdienten 
Ressourcen wie Gesundheit, Talent, Fähigkeiten etc. Gerade auf das bedingungslose Grundein-
kommen bezogen, haben zwar alle das gleiche Einkommen, doch wer was daraus macht, liegt 
unter anderem auch an der körperlichen Ausstattung beziehungsweise an den unverdienten inne-
ren Ressourcen. Deshalb entwickelte Staub-Bernasconi, wie bereits erwähnt, Lösungsvorschläge, 
um diesem Problembereich entgegenzuwirken. Wenn zum Beispiel Autonomie als Kontrolle eige-
ner Lebensumstände erachtet wird, spricht dies für ein BGE. Denn durch dieses Einkommen bleibt 
die Autonomie bestehen. Somit sind alle für ihre Lebensumstände verantwortlich und müssen 
keine Gegenleistung erbringen, um ihre Existenz zu sichern. Gerade auch Menschen, die ihren 
Lebensunterhalt nicht mehr alleine aufbringen können und Sozialhilfe beziehen, verlieren einen 
grossen Teil ihrer Autonomie (vgl. Kap. 5.1.3 und 5.1.4). 
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Ein weiteres Kriterium nach Staub-Bernasconi ist das Austauschproblem. Sie vertritt die Meinung, 
dass Menschen aufeinander angewiesen sind und in Austausch mit ihrer Umwelt treten müssen, 
was den Austausch von Gütern, Wissen und Kompetenzen beinhaltet. Dies kann einerseits sym-
metrisch geschehen, so dass alle in etwa gleich viel davon besitzen oder andererseits asymmet-
risch, d.h. die einen verfügen am Ende des Handels über mehr als die anderen, was zu sozialen 
Problemen führt. Um diesen asymmetrischen Austauschprozessen entgegenzuwirken, befürwor-
tet Staub-Bernasconi gezielt Austauschgerechtigkeit, Reziprozität, Nächstenliebe, herrschaftsfreie 
Kommunikation sowie Kooperation und Teilnahme. (S. 374) Wenn man hier wieder vom Gedan-
ken eines bedingungslosen Grundeinkommens ausgeht, könnte der Umstand, dass alle gleich viel 
Geld bekommen, um ihre Existenz zu sichern, einerseits als symmetrisch erachtet werden. Ande-
rerseits besitzen einige Menschen bereits jetzt mehr - z.B. in Form von Bodenbesitz, Hauseigen-
tum, Vermögen, etc. -, weshalb sie schneller die Chance hätten, diese Güter zu vermehren und 
sich die Kluft zwischen der Symmetrie und der Asymmetrie immer weiter öffnen würde. Zusam-
menfassend lässt sich demnach bilanzieren, dass das BGE also auch in diesem Problembereich von 
verschiedenen Seiten her betrachtet und dementsprechend bewertet werden kann.  
Die Machtprobleme ergeben sich aufgrund der unterschiedlichen Zugänge zu verschiedenen Res-
sourcen und Teilsystemen der Gesellschaft (Familie, Gemeinde, Politik, Bildung/Wissenschaft 
etc.). Ob also jemand dazugehört, bezieht sich nicht nur darauf, ob die entsprechenden Bedürfnis-
se und Fähigkeiten vorhanden sind, sondern auch, wer die Macht vertritt, um auszuwählen. Zu 
den diesbezüglichen Quellen der Macht gehören physische und körperliche Stärke, Bodenbesitz, 
ökonomisches und Bildungskapital etc. Führt man Regeln zur Begrenzung der Macht ein, kann 
dies für einen Teil der Bevölkerung (mehr) soziale Gerechtigkeit ermöglichen. (S. 373) Geht man 
auch hier von der Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens aus, verändert sich hier-
bei kaum etwas. Durch den bescheidenen Betrag von Fr. 2‘500 können keine grösseren Investitio-
nen - wie zum Beispiel der Erwerb von Boden - getätigt werden, um die Machtprobleme zu ent-
schärfen. Hingegen könnte man beim Bildungskapital davon ausgehen, dass sich vermehrt Men-
schen weiterbilden, weshalb sie später ihr Einkommen vermehren könnten.  
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Als letzte Problemkategorie nennt Staub-Bernasconi das Vergesellschaftete Werte- und Kriteri-
enproblem. Kriterienprobleme entstehen durch verschiedene kulturelle und gesellschaftliche 
Wertvorstellungen. Somit stellen Kriterien vergesellschaftete Werte dar, die aufgrund eines mehr 
oder weniger ausgebauten sozialen Kontrollapparats überprüft werden. So ist zum Beispiel bei 
den Menschenrechten die Kontrolle eher gering, wohingegen das Strafgesetz einen ausgebauten 
Kontrollapparat vorweist. Die sozialen Probleme entstehen meist dann, wenn es gar keinen Kon-
trollapparat gibt, gewisse Kriterien willkürlich oder nicht angewendet werden. (S. 373) Das bedin-
gungslose Grundeinkommen würden diesen Kritierienproblemen nicht entgegenwirken, weil sich 
dadurch kein automatisches Mitwirken beim Schaffen und Verändern der verschiedenen Gesetzte 
ergibt wie zum Beispiel der Menschenrechte und der Verfassungen. Diesbezüglich würde in die-
sem Zusammenhang auch kein Aufdecken von Willkür stattfinden. (S. 375) 
Wenn man jedoch vom BGE ausgeht, jede Person also mit Fr. 2‘500 ihre Existenzsicherung decken 
kann, sind Problembereiche, die zum Überleben notwendig sind, gemäss Staub-Bernasconi zum 
grossen Teil nicht abgedeckt. Diese Problembereiche werden meist in der Sozialen Arbeit mit den 
betroffenen Adressaten und Adressatinnen persönlich thematisiert. Durch die Einführung eines 
bedingungslosen Grundeinkommens würden viele dieser Problembereiche weiterhin bestehen 
bleiben, denn die Adressatinnen und Adressaten bekommen lediglich ihre finanzielle Existenzsi-
cherung, jedoch keine Beratung und Unterstützung mehr.  
Wie schon in Kapitel 5.3.2 erläutert wurde, wird es bei einer möglichen Einführung des BGEs für 
die Soziale Arbeit also eine grosse Herausforderung darstellen, an Menschen, die nun keine finan-
zielle Unterstützung mehr brauchen, heranzukommen, damit sie auf deren soziale Probleme rea-
gieren kann, die einerseits länger dauern und andererseits aufgrund besonderer Intensität beste-
hen. Zudem überschneiden sich diese Problembereiche oft. Ein bedingungsloses Grundeinkom-
men würde zwar einige der Problembereiche tangieren - wie zum Beispiel beim Austauschprob-
lem - jedoch nicht grundlegend dazu beitragen, diesen entgegenzuwirken.  
5.6 Arbeitslosigkeit und ihre Folgen 
Wenn das bedingungslose Grundeinkommen die Existenz sichert, wie wird dann in Zukunft Ar-
beitslosigkeit gesellschaftlich bewertet und wie sehen heutzutage die Folgen der Arbeitslosigkeit 
aus? Im folgenden Abschnitt wird zuerst aufgezeigt, inwieweit Arbeitslosigkeit konkrete Folgen in 
persönlicher und gesellschaftlicher Hinsicht zeigen kann und wie sich der Wert der Arbeit zukünf-
tig verändern könnte. 
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Die Arbeitslosigkeit in der Schweiz ist im zweiten Quartal 2011 von 4.8% auf 3.7% gesunken. Da-
von konnten insbesondere Frauen und junge Erwachsene am meisten profitieren. Als Erwerbslose 
gemäss ILO (International Labour Organisation, internationale Arbeitsorganisation) gelten Perso-
nen zwischen 15 und 74 Jahren, die während der Referenzwoche nicht erwerbstätig sind, in den 
vergangenen vier Wochen aktiv eine Arbeit suchten und für die Aufnahme einer Tätigkeit verfüg-
bar waren. (www.bfs.admin.ch) 
Die Gründe für Arbeitslosigkeit sind laut Helmut Cox und Thomas Schwedler (zit. in Gabriele Klein 
& Herman Strasser, 1997) sehr unterschiedlich. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist in Problemgruppen 
zu finden, die ein vermehrtes Risiko, davon betroffen zu werden, aufweisen. Diese Gruppe ist 
abhängig von Strukturmerkmalen wie Alter, Art der Qualifikation und gesundheitlichen Einschrän-
kungen, wobei ein hoher Anteil ältere Arbeitnehmende sind. Bei der Qualifikation zeigt 
sich - ähnlich wie bei der Sozialhilfe -, dass davon überdurchschnittlich viele Personen ohne Be-
rufsausbildung betroffen sind. Gesundheitliche Einschränkungen stellen einen weiteren Risikofak-
tor dar, arbeitslos zu werden. Treffen mehrere Risikofaktoren zusammen, ist das Risiko, arbeitslos 
zu werden, noch deutlich grösser. (S. 71 - 73) 
Die öffentliche Meinung in Bezug auf Arbeitslose ist in der Regel abwertend. Gemäss der Studie 
von Truniger (1990) (zit. in Caritas, 1994) werden Arbeitslose meist als leistungsgemindert, ar-
beitsunwillig oder selber verantwortlich für ihre Arbeitslosigkeit erachtet. Hierbei gilt indes die 
Arbeitslosigkeit von Frauen als weniger schlimm als jene von Männern. Gegenüber Migrantinnen 
und Migranten ist die öffentliche Meinung noch abwertender. Einerseits geraten sie schneller als 
andere in Verdacht, nur von der sozialen Sicherheit in der Schweiz profitieren zu wollen. Anderer-
seits wird von ihnen aber generell eine übermässige Bereitschaft zur Arbeit erwartet, die sich als 
hohe Bereitschaft auszeichnet, in einem anderen Beruf zu arbeiten, was aber wiederum mit ei-
nem tiefen Anspruch an den Arbeitsplatz selber verbunden ist. 
Generell bedeutet die erwähnte Stigmatisierung von Arbeitslosen eine soziale Entwertung. Zu-
nehmende Isolation und psychosoziale Probleme sind weitere Folgen davon, zusätzlich entsteht 
eine Entsolidarisierung zwischen Arbeitenden und Arbeitslosen. (S. 32 - 33) 
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Die Auswirkungen einer Arbeitslosigkeit lassen sich in gesellschaftlicher und individueller Hinsicht 
unterteilen. Auf der gesellschaftlichen Ebene fallen zusätzliche Kosten an, die als gesamtfiskali-
sche Kosten direkt durch Mehrausgaben und Mindereinnahmen belastet werden. Zudem sind 
Fach- resp. allgemein Arbeitskräfte nicht in der Lage, ihr Berufswissen und ihre Arbeitsleistungen 
einzubringen. Des Weiteren haben die unten erwähnten längerfristigen Folgeprobleme in Be-
tracht gezogen zu werden, die Kosten für die gesamte Bevölkerung bedeuten. (Leo Montada, 
1994, S. 30 - 31) In Bezug auf den Wert der Arbeit sind für Le Guerrannic (2009) verschiedene 
Ansichten relevant, denn dieser Wert besteht einerseits nicht nur aus einem Beitrag zur physi-
schen Existenzsicherung der Menschheit, sondern andererseits auch in einem zur zukünftigen 
Entwicklung. Somit verliert die Gesellschaft durch die Arbeitslosigkeit u.a. auch eine Teilhabe an 
der Umwelt und deren Zukunftsentwicklung. (S. 33 - 34) 
Aufgrund einer Arbeitslosigkeit kann auf individueller Ebene laut Caritas (1994) entweder in einer 
konstruktiven oder in einer resignativen Anpassung reagiert werden. Mit einer konstruktiven An-
passung ist ein Prozess gemeint, dank dem Arbeitslose durch ihre proaktive Haltung keine oder 
nur geringe psychosoziale Probleme aufweisen. Sie kompensieren den Verlust ihrer Arbeit durch 
andere soziale Aktivitäten, nämlich beispielsweise durch die Intensivierung eines Hobbies oder 
Arbeiten im Freundeskreis. Diese Gruppe der Proaktiven sind meist besser qualifizierte Personen, 
die schon während der Erwerbstätigkeit soziale Aktivitäten verfolgten.  
Diejenigen Personen indes, die sich resignativ anpassen, verfallen in eine Hilfslosigkeit. Sie sehen 
keine Möglichkeiten mehr, mit ihrem Handeln die Umwelt zu beeinflussen. Die Folgen davon sind 
Apathie, Pessimismus, ein geringes Selbstwertgefühl und Hoffnungslosigkeit. (S. 36 - 37) Brigitta 
Michel-Schwartze (1995) weist zudem darauf hin, dass Arbeitslosigkeit die finanziellen Reserven 
aufbraucht, so dass es in der Folge vielfach zu Finanzproblemen und Verschuldung kommt, wo-
raus sich zusätzlich Mobilitätsprobleme ergeben können. Des Weiteren finden sich alters- oder 
krankheitsspezifische Probleme oder Suchterkrankungen. Zusätzlich gibt es Orientierungslosigkeit, 
Bildung- und Qualifikationsdefizite, Anpassungsschwierigkeiten und Angst, die arbeitslose Perso-
nen unter Umständen betreffen können. Finanzielle Sorgen und ein geringes Selbstwertgefühl 
haben zudem Auswirkungen auf die ganze Familie, weshalb es u.a. zu Beziehungsproblemen 
kommen kann, die sich in unterschiedlicher Weise auf die Angehörigen mit ihren Kindern aus-
wirkt. (S. 33) 
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Angesichts dieser spezifischen Probleme der Arbeitslosigkeit zeigt sich der Wert der Arbeit in un-
serer Gesellschaft sehr deutlich, wie dies bereits oben in 3.3.2 dargelegt wurde. Solange die Arbeit 
also ein derart hohes Ansehen in unserer Gesellschaft geniesst und wir uns über unsere Arbeit 
identifizieren, wird es auch mit einem BGE unmöglich sein, die Stigmatisierung der Erwerbslosen 
aufzuheben. Ob es mit einem bedingungslosen Grundeinkommen möglich würde, der Arbeit lang-
fristig einen anderen Stellenwert in der Gesellschaft einzuräumen, bleibt offen. Sollte dies gelin-
gen, könnten Erwerbslose als Teil der Gesellschaft angesehen werden, wodurch auch ihre Arbeit 
resp. ihr Beitrag - z.B. in Form von Freiwilligenarbeit, Hobbies oder Familienarbeit - anders gewür-
digt würde. Zugleich verdeutlichen die Folgen der Arbeitslosigkeit auf gesellschaftlicher und indi-
vidueller Ebene deren weit reichende Dimensionen. Wenn das Existenzminimum durch ein BGE 
gesichert ist, ist dadurch nämlich die psychosoziale Seite der Erwerbslosigkeit noch nicht ver-
schwunden. Diese Einsicht müsste sich u.a. auch in der Politik vermehrt ausbreiten. Die Beratung 
für erwerbslose Personen stellt generell ein bedeutendes Handlungsfeld der Sozialen Arbeit dar, 
weshalb es wichtig wäre, dieses Bewusstsein in Bezug auf Arbeitslosigkeit und ihre Folgen ver-
mehrt der Politik zugänglich zu machen. Sollte sich die Politik nach der Einführung eines bedin-
gungslosen Grundeinkommens nämlich weigern, den Erwerbslosen weiterhin Beratung und Un-
terstützung zu finanzieren, wären die Folgen gravierender, als sie dies heute schon sind. 
5.7 Armut 
Armut macht krank und Krankheit macht arm; zusammengefasst trifft dieses Zitat von Ueli Mäder 
(2007) das Problem sehr pointiert (www.bag.admin.ch, S. 1). Welche Auswirkungen Armut gene-
rell zeigt und wie die Soziale Arbeit in der Vergangenheit darauf reagiert hat, wird im Folgenden 
erläutert. 
Gemäss Robert E. Leu, Stefan Burri und Tom Prister (1997) sind jene Menschen arm, die unter 
Berücksichtigung aller verfügbaren Ressourcen (materieller und immaterieller Art) und nach Ab-
zug von allen Zwangsabgaben wie Miete, Steuern etc. eine Grundausstattung an Ressourcen nicht 
erreichen, d.h. sie können sich nicht mit den üblichen grundsätzlichen Mitteln ausstatten. Somit 
bedeutet ihrer Ansicht nach arm sein, eine Unterversorgung an Ressourcen. Zur Messung von 
Armut werden politisch bestimmte Armutsgrenzen - im Rahmen der staatlichen Sozialleistun-
gen -sowie eine relative Armutsgrenze festgelegt. Ergänzungsleistungen werden bei der oberen 
Armutsschwelle eingeordnet, während die SKOS-Richtlinien als politische Armutsgrenze zu der 
unteren Armutsschwelle zählen. (zit. in Robert Fluder & Jürgen Stremlow, 1999, S. 7) 




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
Historisch gesehen hat sich laut Nikles (2008) die Soziale Arbeit ausserhalb strukturellen Bedin-
gungen entwickelt. Zuerst war sie nämlich als Armenpflege, Wohlfahrtsgesellschaft oder Fürsorge-
leistung von Städten und in erster Linie von gesellschaftlichen Gruppen getragen. Ihr Ziel war es, 
als Folge von tiefgreifenden Umwälzungen der bürgerlichen Gesellschaft durch die industrielle 
Revolution, auf individuelle Problemlagen einzugehen und damit Defizite zu beheben. Dement-
sprechend war es einem bürgerlichem Engagement zu verdanken, welches das Armutsproblem in 
eine neue Soziale Arbeit verwandelte. Dadurch konnte sich ein neues Denken durchsetzen, so 
dass man fortan auf die alten Probleme der Armutsbekämpfung statt durch die Armenpolizei nun 
mit neuen Strategien und Strukturen der Sozialen Arbeit reagieren musste. (S. 20) 
In der heutigen Zeit zeigen sich wiederum ähnliche Muster. Aufgrund der neoliberalen Moderni-
sierung sind fast alle Lebensbereiche dem freien Markt ausgesetzt, wodurch sich überall auf der 
Welt noch mehr soziale Ungleichheiten bilden können und die Schere zwischen Arm und Reich 
entsprechend grösser wird. Gemäss Christoph Butterwegge (zit. in Thole, Cloos, Ortmann & 
Strutwolf, 2005) lässt sich der ganze Planet in Gewinner- und Verliererstaaten einteilen. Das dau-
ernde Auf und Ab im Zeichen der Globalisierung bringt existenzielle Ängste und Unsicherheiten 
für eine immer grösser werdende Zahl von Menschen mit sich. Als Folge davon bilden sich sozial-
räumliche Trennungen, weshalb u.a. der Zusammenhalt der Gesellschaft nachlässt. In der Folge 
können sich Gewalt und Drogenmissbrauch mehr verbreiten. Einerseits leben viele Personen oder 
Familien am Rand des Existenzminimums als sogenannte „working poor“, andererseits verfestigen 
sich Arbeitslose, die gering qualifiziert oder bereits relativ alt für den Arbeitsmarkt sind, als Dau-
erarbeitslose. In diesem Zusammenhang spricht Butterwegge von einer Aushöhlung der „Normal-
arbeitsvehältnisse“ mit einer stärker zunehmenden Erwartungshaltung durch erhöhte Mobilität 
und Flexibilitätserwartungen seitens der Arbeitgebendenseite. Verbunden mit dem grösser wer-
denden Zerfall der Normalfamilie verschlechtern sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Gesellschaft zunehmend. (S. 30 - 32) 
Natürlich haben die oben erwähnten Entwicklungen gemäss Butterwegge (2005) gravierende 
Auswirkungen auf die Soziale Arbeit. Ausgaben der öffentlichen Hand geraten unter Druck, weil 
sie durch politischen Druck ausgeschaltet werden können. Wenn dieser politische Druck und der 
damit verbundene Abbau zunimmt, sind „Flächenbrände“ in der Bevölkerung zu erwarten, die 
Soziale Arbeit in ihrer Funktion als „Feuerwehr“ jedoch überfordert. Dabei nehmen generell die 
Arbeitsbelastung und der Arbeitsdruck dramatisch zu. Interessen der Wirtschaft überlagern dabei 
die Notwendigkeit, persönliches Leid zu lindern.  
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Konkurrenzdenken und freie Marktwirtschaft nehmen Einsitz in Bereichen wie z.B. dem Gesund-
heits- und Sozialwesen, die beide bisher davon ausgenommen waren. Effektivität der Leistungen 
auch in der Sozialhilfe mit dem neuen Motto „Fördern und Fordern“ bedeutet, dass die sozialen 
Probleme der Arbeitslosigkeit und Armut zu Problemen jedes Einzelnen - mit der unterschwelligen 
Begründung auf deren Charakterschwäche und die fehlende Leistungsbereitschaft - erklärt wer-
den. Butterwegge kommt in seinen Ausführungen zum Schluss, dass es der Sozialen Arbeit gut 
anstehen würde, sich mit einer „Repolitisierung“ diesem Problem anzunehmen und sich vermehrt 
und dezidiert zum Thema Arbeitslosigkeit, Armut und der Entwicklung des Sozialstaates zu äus-
sern. Denn aktiver Widerstand gegen eine Verschlechterung der sozialen Sicherung muss ein zent-
rales Ziel sein. Butterwegge schlägt für einen Um- bzw. Ausbau des bestehenden Systems ein be-
dingungsloses Grundeinkommen vor, um dadurch die vorhandenen Lücken der Sozialversicherun-
gen zu schliessen. Zudem wird ein BGE durch die Gesamtbevölkerung getragen und ist auf eine 
breite Grundlage abgestützt. (S. 32 - 35) Der Frage, inwieweit sich die Kluft zwischen Arm und 
Reich mit einem bedingungslosen Grundeinkommen verändern wird, wird im Beitrag von Butter-
wegge (2005) nicht nachgegangen. Doch sieht er in der Einführung des BGEs eine Schliessung der 
Lücken in den Versicherungsleistungen. 
Dass die Ausgaben der öffentlichen Hand weiter unter Druck geraten, kann sich mit der Einfüh-
rung eines BGEs nach Meinung der Autorinnen noch verschärfen. Denn Beratungsdienste wie zum 
Beispiel die Sozialhilfe, bei der es nicht allein um die Auszahlung der Sozialhilfe geht, sondern die 
vielfach in anderen Lebensbereichen unterstützend wirken, werden wegfallen. Wie wäre es also 
mit einem bedingungslosen Grundeinkommen politisch zu legitimieren, dass Arbeitslose und Ar-
me auch weiterhin persönliche Beratung in Anspruch nehmen könnten? Dazu Stellung nehmen 
u.a. auch François Höpflinger und Kurt Wyss (1994), indem sie betonen, dass es ihrer Ansicht nach 
die Hauptschwäche des BGEs ist, nur die Geldmittel umzuverteilen, ohne aber gleichzeitig auf 
individuelle Bedürfnisse wie Beratung, Therapien oder Bildung einzugehen (S.197).  
Der Verdacht, wie es Butterwegge (2005) nennt, dass Bezüge der öffentlichen Hand mit fehlender 
Leistungsbereitschaft einhergehen, wird gefestigt. (S. 32 – 35) Dass demgegenüber mit einem BGE 
der Stigmatisierung der betroffenen Gesellschaft entgegengewirkt wird, ist nach Meinung der 
Autorinnen schwer vorhersehbar.  
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Vanderborght und Van Parijs (2005) erachten, dass mit dem BGE in erster Linie die Bekämpfung 
der Armut und Arbeitslosigkeit angegangen wird. Denn das bedingungslose Grundeinkommen 
wird nicht in erster Linie allen Reichen gleichermassen zustehen, sondern individuell ausbezahlt, 
um u.a. die Ärmsten auf keinen Fall zu bestrafen, wenn sie zusätzlich eine Arbeit aufnehmen. 
Dementsprechend haben die Reichen überproportional viel mehr zum BGE beizutragen als der 
ärmere Bevölkerungsanteil. (S. 64 - 67) Wenn man die Ansichten von Vanderborght und Van Parijs 
im Vergleich zu den unter Punkt 5.1.2 erwähnten heutigen Auswirkungen und Realitäten der Sozi-
alpolitik stellt, tritt die Frage nach der Realisierbarkeit des bedingungslosen Grundeinkommens 
zusätzlich zum Vorschein. Generell hat die Politik mit ihren Entscheiden in letzter Zeit deutlich 
gemacht, dass der Sozialstaat nicht weiter ausgebaut werden soll. Im Gegenteil: Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung und der IV werden abgebaut, während dem die Kontrolle bei der Sozial-
hilfe zunimmt. In Bezug auf die Armut wird mit einem BGE nach Ansicht der Autorinnen der Un-
terschied zwischen Arm und Reich bestehen bleiben. Denn selbst mit einem angenommenen Be-
trag von Fr. 2‘500 wird das Existenzminimum nur knapp gedeckt werden. Positive Auswirkungen 
zeigt das bedingungslose Grundeinkommen hingegen wahrscheinlich auf die finanzielle Situation 
von Familien (vgl. auch Punkt 5.1.3 über die Höhe des Grundbedarfs einer vierköpfigen Familie). 
Denn Familien werden in einer Zukunft mit einem BGE einerseits mehr zur Verfügung haben als 
das bisherige soziale Existenzminimum der Sozialhilfe und andererseits auch mehr als bis anhin 
„Working poor“-Familien.  
5.8 Jugendliche und junge Erwachsene 
Jugendliche und junge Erwachsene sind in der Sozialen Arbeit relativ häufig auf der Klientinnen 
und Klienten Seite zu finden. Wenn also ein bedingungsloses Grundeinkommen eingeführt würde, 
wären Auswirkungen für diese jungen Menschen sowie die Gesellschaft von Bedeutung und be-
dürften einer besonderen Achtsamkeit. Im folgenden Kapitel wird deshalb auf die Lebenswelt der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen eingegangen, indem zuerst kurz ihre heutige Situation 
beschrieben wird, bevor dann erläutert wird, in welchem Verhältnis ein BGE dazu stehen könnte. 
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Gemäss dem Wörterbuch Soziale Arbeit (2005) lässt sich der Altersbereich der Jugendlichen resp. 
der jungen Erwachsenen traditionellerweise - biologisch-physiologisch und entwicklungspsycholo-
gisch betrachtet - mit dem Eintreten der biologischen Geschlechtsreife gleichsetzen. Der Beginn 
der Jugendphase hat sich aber zeitlich nicht nur vorverschoben, sondern auch nach hinten verla-
gert, da die Verlängerung der Ausbildung mittlerweile bis weit in das zweite Lebensjahrzent 
reicht. In dieser Lebensphase sind körperliche Veränderungen und diesbezügliche kognitiven Ent-
wicklungen prägend.  
Besonders wichtig ist dabei Bildung, vor allem die berufliche Ausbildung. Junge Erwachsene stel-
len diejenige Altersgruppe dar, die ein selbständiges Leben aufbauen möchte, so dass viele von 
ihnen das Elternhaus verlassen und eine stabile Partnerschaft anstreben. (S. 443 - 448) 
Unter 3.3.2 wird der Wert der Arbeit in unserer Gesellschaft als sehr wichtig beschrieben, was sich 
generell auch auf die junge Generation übertragen lässt. Dies zeigt u.a. auch die Shell Jugendstu-
die (zit. in Gabriele Bingel, Anja Nordmann & Richard Münchmeier, 2006), worin die enorme 
Wichtigkeit beschrieben wird, dass junge Menschen über ihre berufliche Integration einen gesell-
schaftlichen Status und sowie eine Teilhabe am materiellen Wohlstand erlangen wollen. Von allen 
befragten Jugendlichen ist für junge Menschen aus einfachen Herkunftsfamilien ein Leben ohne 
Arbeit am wenigsten vorstellbar. (S. 30) Die Berufswahl und die Vielfältigkeit an Möglichkeiten 
stellen jedoch für junge Menschen zunehmend eine Herausforderung dar. Dies hält auch Karin 
Böllert (2008) fest, indem sie unterstreicht, dass für junge Menschen die verschiedenen Beschäf-
tigungsmöglichkeiten sowie die Zunahme schwieriger Anstellungsverhältnisse eine entsprechende 
Flexibilisierung ihrer Biographien benötigt. So stehen ihnen zwar diverse Möglichkeiten an Ausbil-
dungsorten und Anforderungen offen, doch sehen sie sich oft einem Massnahmendschungel ge-
genüber, der in seiner Vielfältigkeit kaum noch zu überblicken ist. (S. 27 - 30) 
Das Bundesamt für Statistik weist in seiner Statistik der Sozialhilfeempfangenden im Jahr 2009 
auf, dass junge Erwachsene einen Anteil von 3.9% aller Sozialhilfeempfangenden ausmachen so-
wie Kinder im Alter von 0 bis 17 Jahren gar einen Anteil von 4.5%. Bedenklich dabei ist, dass der 
grösste Anteil mit 16.9 % hierbei Alleinerziehende aufweisen, was so viel bedeutet, dass Alleiner-
ziehende mit ihren Kindern nach wie vor ein grosses Risiko haben, von der Sozialhilfe abhängig zu 
werden. (www.bfs.admin.ch)  
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Der Schlussbericht des Departements des Innern EDI (2009) weist u.a. auch auf die Risiken hin, 
weshalb die Personengruppe der Jugendlichen und jungen Erwachsenen vermehrt betroffen ist. 
Ein Risiko, auf die Sozialhilfe angewiesen zu werden, stellen die Übergänge zwischen Schule und 
Ausbildung resp. Erwerbsleben dar. Zusätzlich spielen auch die Arbeitsmarktstruktur, die Ausbil-
dungsangebote sowie die Bildungsbeteiligung eine wichtige Rolle. (S. 2 - 4)  
Ein Schlussbericht zur Integrationsproblematik junger Erwachsener ist unter der Projektleitung 
von Jürg Krummenacher entstanden. Hier wird festgehalten, dass drei Viertel der von Sozialhilfe 
betroffenen jungen Erwachsenen keine Berufsbildung hat. Probleme der beruflichen Eingliede-
rung und der sozialen Integration sind die häufigsten Ursachen, um von der Sozialhilfe abhängig 
zu werden.  
Weitere Ursachen lassen sich im jeweils besuchten Schultypus, in einer abgebrochenen Schulaus-
bildung oder Lehre, in gar keinem Berufsabschluss, aufgrund eines Migrationshintergrundes oder 
einem tieferen ökonomischen Status ausmachen. (www.skos.ch) 
Wie bereits erwähnt, sind Jugendliche und junge Erwachsene starken Veränderungen ausgesetzt. 
Zusätzlich stehen sie beruflichen Umgestaltungen gegenüber. Wenn sie keine Ausbildung haben, 
ist ihr Risiko grösser, von der Sozialhilfe abhängig zu werden. In Verbindung mit dem bedingungs-
losen Grundeinkommen ist jungen Erwachsenen in dieser Lebensphase besondere Aufmerksam-
keit zu schenken. Denn Le Guerrannic (2009) sieht die Gefahr, dass junge Leute ihre Chancen in 
einer Ausbildung oder Arbeit nicht nutzen, sondern sich leichtfertig nur auf das BGE stützen, ge-
rade auch, weil der Betrag des BGEs für sie beträchtlich erscheinen kann und sie dafür keine Leis-
tung erbringen müssen. Insbesondere bei solchen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die 
Mühe haben, sich in den Arbeitsprozess zu integrieren, wäre ein bedingungsloses Grundeinkom-
men ein allzu leichter Weg, weil sie dadurch keine Notwendigkeit mehr sehen, sich einer Berufs-
lehre resp. Ausbildung zu widmen. (S. 37 - 40) 
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Die Wichtigkeit von Arbeit für junge Menschen, wie dies aufgrund der Shell Studie deutlich wurde, 
zieht Le Guerrannic in seiner Schlussfolgerung nicht, nämlich, dass auch für junge Menschen der 
Wert der Arbeit sehr hoch ist und sie sich eine berufliche Integration wünschen. In die gleiche 
Richtung wie die Shell Studie geht auch Ulrich Steinvorth, wenn er betont, wie wichtig es für junge 
Erwachsene ist zu arbeiten. Er weist zudem darauf hin, dass, wenn die Befürwortenden des be-
dingungslosen Grundeinkommens Recht hätten, das BGE also zu mehr Kreativität und Verwirkli-
chung führte, sich u.a. auch die Destruktivität der jungen Menschen aus den französischen Banli-
eus in Konstruktivität umwandeln müsste. Dem ist aber nicht so. Gemäss Steinvorth bekräftigt 
dies die Jugendlichen nur noch zusätzlich in ihrer Auffassung, dass die Gesellschaft sie nicht brau-
che. (www.analyse-und-kritik.net) 
Als Alternative zum bedingungslosen Grundeinkommen sieht Reiner Eichenberger, der als Kritiker 
des BGEs gilt, für jeden 20-Jährigen ein Startkapital von Fr. 100‘000, das in die Bildung investiert 
werden müsste. Damit würden die Bildungschancen gerechter verteilt, was u.a. zu mehr Effizienz 
und Gleichheit führen würde. (www.nzz.ch) 




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
6 Bedeutung für das Berufsfeld der Sozialen Arbeit 
Welche Relevanz hätte das bedingungslose Grundeinkommen für die Praxis der Sozialen Arbeit? 
Braucht es die Soziale Arbeit in Teilen der Existenzsicherung weiterhin? Im folgenden Kapitel wer-
den die Verfasserinnen mögliche Auswirkungen aufgrund der Einführung des BGEs im Berufsfeld 
der Sozialen Arbeit erläutern. 
Mit der Einführung des BGEs wäre die Sozialhilfe enorm betroffen, weshalb dieser Bereich als 
Erstes beleuchtet wird. Denn die Leistungen der heutigen Sozialhilfe würden überflüssig, so dass 
unzählige Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die in Sozialdiensten tätig sind, entweder ganz 
ohne Arbeit wären oder sich ihr Arbeitspensum gravierend verkleinern würde. Wenn man be-
denkt wie viele Sozialdienste es in der ganzen Schweiz gibt, ist die Zahl von Sozialarbeitenden die 
betroffen wären doch beachtlich. Dementsprechend wären auch angrenzende Dienste wie die 
Administration betroffen. Dies je nach dem wie weit die Beratung der Sozialdienste abgebaut 
würde. 
Generell verläuft im heutigen System der erste Kontakt überwiegend über die Geldleistungen, 
wobei viele Sozialarbeitende der Sozialämter eine enge Arbeitsbeziehung zu ihren Klientinnen und 
Klienten haben. Die Probleme vieler Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger sind indes multidimen-
sional, das heisst durch die Geldleistung kann parallel in anderen Bereichen eine Ressourcener-
schliessung und Beratung erfolgen. So kann beispielsweise, wenn eine Person ausgesteuert ist, 
deren Integration in den ersten oder zweiten Arbeitsmarkt mit Beschäftigungsprogammen erfol-
gen. Oder es können notwendige Schritte eingeleitet werden, um dem Klientel den Zugang zu den 
Sozialversicherungen zu ermöglichen. Sollte die Sozialhilfe jedoch wegfallen, ist der Kontakt er-
schwert, weshalb den bisherigen Klientinnen und Klienten die Rechte und Hilfeleistungen in ver-
schiedenen Lebenslagen verwehrt blieben. Natürlich wäre es möglich, diese auch extern, also 
unabhängig von der heutigen Sozialhilfe, aufzubauen, was aber ein breiteres Beratungsangebot 
bedingen würde. Ob diese finanziellen Ressourcen, die dafür benötigt werden, vom Staat indes 
zur Verfügung gestellt würden, bezweifeln die Verfasserinnen stark. Einerseits deuten die Vor-
stösse im Parlament sowie die Abstimmungen der letzten zwei Jahre darauf hin und andererseits 
könnte das bedingungslose Grundeinkommen vielen Politikerinnen und Politiker als ausreichend 
erscheinen, so dass sie sich gegen erneute Beratungsangebote aussprechen.  




Gisler Luzia, Wolfensberger Manuela 
Um dieses Klientel in Zukunft also zu erreichen, müsste generell ein Umdenken stattfinden, wobei 
sich die Akteurinnen und Akteure der Sozialen Arbeit proaktiv zu verhalten hätten. Dies bedürfte 
einer „Werbung“ für ihre Beratungsangebote, was u.a. bedeutete, dass sich Sozialarbeitende auf 
politscher Ebene mehr rechtfertigen und einbringen müssten, weil auch mit einem bedingungslo-
sen Grundeinkommen diverse Problemlagen des Klientels bestehen blieben. Dementsprechend 
hätte es auch weiterhin Beratungsangebote zu geben, um interne und externe Ressourcen zu 
erschliessen. 
Wenn die Sozialhilfe mit ihren Beratungen ganz wegfallen würde, könnte dies – nach Ansicht der 
Autorinnen - eine vermehrte Zunahme an vormundschaftlichen Massnahmen bedeuten. Gerade 
Klienten und Klientinnen, die ihr Geld nicht einteilen können und darum zum heutigen Zeitpunkt 
sehr intensiv von den Sozialdiensten betreut werden, würden sich unter Umständen hoch ver-
schulden. In der Folge könnten sie ihre Wohnungen verlieren, obdachlos werden sowie die Leis-
tungen der Krankenkasse eingestellt bekommen. Eine entsprechende Reaktion von professionel-
ler Seite wäre erst zeitlich verzögert möglich, was vermutlich dazu führen würde, dass sich eine 
Zunahme in Beistandschaften und Vormundschaften abzeichnen würde. 
Aufgrund der oben erwähnten Angaben haben die Verfasserinnen die negativ belasteten Auswir-
kungen aufgezeigt. Gleichzeitig wäre aber auch eine umgekehrte Sicht möglich, nämlich dann, 
wenn Personen aufgrund des BGEs selber Verantwortung übernehmen und gestärkt autonom ihre 
Lebenssituation bestreiten. Denn je nach Person ist dies individuell unterschiedlich, weshalb auch 
der Umgang resp. die eigene Lebensgestaltung mit einem BGE entsprechend verschieden ist. 
Arbeitsintegrationsprogramme würden wahrscheinlich entfallen, weil es nicht mehr Ziel sein wird, 
im ersten Arbeitsmarkt Fuss zu fassen. Tagesstrukturen müssten anders erlangt werden. Als Folge 
könnten sich vermehrt zusätzliche Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit ergeben wie zum Beispiel 
beim Job Coaching oder der Arbeitsvermittlung. 
Die freiwillige Beratung, wie wir sie heute in verschiedenen Lebensbereichen kennen, würde be-
stehen bleiben und sich vermutlich erweitern, weil sich viele betroffenen Personen selber dazu 
entschliessen würden, Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
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7 Diskussion und Schlussfolgerung 
Als wir das Thema bedingungsloses Grundeinkommen gewählt hatten, war unsere Meinung dar-
über durchaus positiv, insbesondere, weil wir der Überzeugung waren, mit einem bedingungslo-
sen Grundeinkommen könnte die Verteilung gerechter werden und es würde sich in den Sozial-
versicherungen dadurch einiges vereinfachen. Denn wir wissen um die Komplexizität resp. die 
Lücken in der Sozialen Sicherheit, so dass uns die Lösung in Form eines BGEs plausibel erschien. 
Heute ist unsere Meinung indes ambivalent, so dass wir zwischen der Auffassung schwanken, dass 
es sich hierbei um eine gute Idee handelt bis hin zur völligen Desillusionierung resp. Ablehnung 
des bedingungslosen Grundeinkommens in der heutigen Zeit.  
Vom Standpunkt der Armut und ihrer Bekämpfung in der Schweiz ist der Grundgedanke des BGEs 
wünschenswert. Dies bedingt jedoch zwingend, dass das bedingungslose Grundeinkommen exis-
tenzsichernd sein muss, d.h. also einen Betrag ab Fr. 2‘500 für Erwachsene und Fr. 1‘250 für Kin-
der auszumachen hat. Generell beschäftigte uns die Frage, wieso sich arme Leute in der Sozialhilfe 
und in der IV bei jeder Gelegenheit rechtfertigen müssen und der ständigen Kontrolle ausgesetzt 
sind. Von dieser Betrachtung her wäre dieses bedingungslose und existenzsichernde Grundein-
kommen sinnvoll. 
Die Politik ist zur Zeit mit dem Abbau der sozialen Sicherheit beschäftigt und würde unserer Mei-
nung nach die Idee eines bedingungslosen Grundeinkommens zerpflücken, insbesondere, weil die 
Politik ein BGE vom Betrag, der Finanzierung und der Bedingungslosigkeit entgegen der ursprüng-
lichen Absicht eines BGEs bearbeiten würde. Denn, wenn schon ein bedingungsloses Grundein-
kommen eingeführt würde, so müsste es nicht nur unbedingt existenzsichernd sein, sondern 
gleichzeitig hätte sich auch Arbeit für alle betroffenen Personen weiterhin zu lohnen. 
Oft wird bei der Diskussion um ein BGE von der Abschaffung der Sozialhilfe und eines grossen 
Teils der Sozialversicherungen gesprochen (vgl. Kapitel 5.3), dies u.a. deshalb, um die Kosten für 
das BGE zu rechtfertigen. Klar ist jedoch, dass ein grosser Teil der Sozialversicherungen - wie die 
EL und IV, aber auch ALV - bestehen bleiben müssen. Denn es geht nicht an, dass Personen nach 
der Einführung eines BGEs zum Beispiel aufgrund einer Arbeitslosigkeit weniger zur Verfügung 
haben als vorher mit der Arbeitslosenversicherung. Wichtig ist deshalb, dass die Sozialversiche-
rungen, die den Auftrag haben, den bisherigen Lebensstandard zu gewährleisten, auch weiterhin 
bestehen bleiben.  
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Die AHV könnte indes, wie auch Familienzulagen und Stipendien, ganz gestrichen werden. Mit 
Sicherheit würden die Sozialversicherungen mit einem BGE weniger Geld ausgeben als ohne. Ob 
es vom Betrag her wirklich so viel sein wird, wie in den aufgeführten Berechnungen (siehe Kapitel 
2.3) angegeben, ist schwierig abzuschätzen. Bei der Sozialhilfe stellt sich die Frage, inwiefern sie 
nach einer Einführung noch bestehen bleiben soll. Denn, wie auch Opielka betont, braucht nicht 
jeder, der wirtschaftliche Sozialhilfe bezieht, zusätzlich Beratung. Oft finden sich nämlich Working 
Poor-Familien, die ihr Leben selbständig meistern können und nur von der Besoldung unter dem 
Existenzminimum leben. Diese brauchen keine Beratung, weshalb der Sozialen Arbeit mehr Zeit 
für andere Personen - wie beispielsweise junge Erwachsene, Süchtige etc. - zur Verfügung stehen 
würde. (www.sw.fhjena.de, S. 125) Da jedoch niemand mehr gezwungen wäre, eine Beratungs-
stelle aufzusuchen, müssten sich die Sozialarbeitenden überlegen, wie sie an ihr Klientel heran-
kommen. Wie liessen sich bedürftige Klientinnen und Klienten für Beratungen gewinnen? Die 
Soziale Arbeit könnte sich also wieder ihrem Kernthema der Beratung und Unterstützung in 
schwierigen Lebenssituationen widmen und müsste nicht vermehrt Kontrollfunktionen überneh-
men, die ihr die Politik auferlegt. Fraglich bleibt, ob bei Einführung eines BGEs die politische Legi-
timation für diverse Sozialleistungen noch vorhanden sein wird. Oder würde die Politik in der heu-
tigen Zusammensetzung das bedingungslose Grundeinkommen als genügend erachten und den 
Bedürftigen weitere Hilfeleistungen wie Beratung verweigern? Die Angst, mit dieser Umstruktu-
rierung gleichzeitig bestehende Sozialversicherungsleistungen abzubauen, ist aufgrund der aktuel-
len politischen Debatte über IV, ALV unserer Meinung nach berechtigt. 
Generell erscheint die Finanzierung eines BGEs mit dem Willen des Volkes - nach dem Motto: „Wo 
ein Wille ist, da ist ein Weg“ - machbar. Von Befürwortenden wird die Finanzierung aber so unter-
schiedlich ausgelegt, dass vor der kommenden Unterschriftensammlung zur Initiative eine Eini-
gung zu Stande kommen müsste. Denn bei der Finanzierung handelt es sich immer um eine der 
ersten Fragen, die im Zusammenhang mit dem bedingungslosen Grundeinkommen gestellt wird. 
Doch mit solch vielen Finanzierungsvarianten, die momentan existieren, entsteht nicht nur Unsi-
cherheit und Verwirrung, sondern bietet auch Gegnerinnen und Gegner zusätzlich eine gute An-
griffsfläche (vgl. Kapitel 2.3). 
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Politik und Soziale Arbeit liegen nahe beieinander und ein gegenseitiger Bezug ist gegeben. Trotz-
dem ist die Abhängigkeit der Sozialen Arbeit von der Politik grösser als umgekehrt (vgl. Kapitel 
5.2). Damit sich die Politik jedoch mehr für das Berufsfeld der Sozialen Arbeit interessiert und 
Sozialarbeitende als Professionelle vermehrt in den politischen Diskussionen einbezogen werden, 
stehen Sozialarbeitende in der Pflicht, sich in den politischen Diskurs einzumischen, um ihre dies-
bezüglichen Meinungen und Standpunkte zu vertreten. Dementsprechend würde dies für sie be-
deuten, Aufgaben im Berufsverband, in den Gewerkschaften und in politischen Ämtern zu über-
nehmen sowie Parteiarbeit zu leisten, Forschung zu betreiben und nicht zuletzt ihre Meinungen 
öffentlich zu äussern und zu begründen. 
Wenn wir generell davon ausgehen, dass das Grundeinkommen an alle Bürgerinnen und Bürger 
bedingungslos ausbezahlt werden würde, so hätten alle die gleichen Voraussetzungen und ihre 
Existenz wäre somit gesichert. In der Bundesverfassung sowie in den Menschenrechtskonventio-
nen ist das Recht auf Existenzsicherung garantiert. Genauer betrachtet wird jedem Bürger und 
jeder Bürgerin in der Schweiz der Betrag zur Existenzsicherung bereits jetzt schon ausbezahlt, nur 
nicht bedingungslos. Denn diese Menschen, die ihre Existenz nicht alleine sichern können, haben 
eine Mitwirkungspflicht. Um nun auf die Gerechtigkeit zurückzukommen, stellt sich die Frage, ob 
es gerecht ist, wenn eine Person arbeitet, jedoch nicht genügend Lohn dafür erhält, damit deren 
Familie zu finanzieren und dadurch auf Sozialhilfe angewiesen ist. 
Klar kann die Soziale Gerechtigkeit nicht durch ein bedingungsloses Grundeinkommen sicherge-
stellt werden. Dies wurde schon in verschiedenen Kapiteln erläutert (vgl. Kapitel 3.1, 5.4 und 5.5), 
denn es gibt unterschiedliche Einflussfaktoren zum Thema Gerechtigkeit, die zusammenspielen 
und verknüpft werden können. Die Gerechtigkeit resp. wie sie erschlossen werden kann, bildet 
ein grosses Thema und würde allein mehrere Bachelorarbeiten füllen. Für uns wurde indes klar, 
wie schwierig es ist zu beschreiben, was soziale Gerechtigkeit genau bedeutet und dass es nur 
bedingt möglich ist, dieser mit einem BGE näher zu kommen. Die grösste Unsicherheit und die 
meisten Fragen, die sich uns aus der Debatte ergeben haben, sind die Folgen in der Arbeitswelt 
und die damit verbundenen ökonomischen Auswirkungen (vgl. Kapitel 3.3). Gibt es aufgrund eines 
BGEs wirklich mehr Teilzeitstellen und damit mehr Arbeit für alle, wird mehr Freiwilligenarbeit 
geleistet und wird die Kaufkraft gleich bleiben? Kann der Wohlstand wirklich wachsen oder müss-
ten wir in Zukunft Verzicht leisten? 
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Auch am Ende dieser Arbeit sind viele Fragen unbeantwortet geblieben. Da das bedingungslose 
Grundeinkommen noch nirgends in Europa eingeführt wurde, stellt die vorliegende Arbeit mit all 
ihren aufgegriffenen Aspekten eine Analyse und Bewertung dar, wie es sein könnte, aber eindeu-
tige Gewissheit würde wohl nur die konkrete Realisierung des bedingungslosen Grundeinkom-
mens bringen. Alles andere ist und bleibt eine Hypothese. 
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8 Weiterführende Fragestellungen 
Im heutigen System der sozialen Sicherheit sind dessen Komplexizität sowie entsprechende Lü-
cken erkennbar, weshalb das bedingungslose Grundeinkommen eine Möglichkeit bilden könnte, 
um diese zu beheben. Wären in der Schweiz generell nicht einfachere Modelle der Sozialen Si-
cherheit als die heutigen denkbar? Solche die nur gewisse Sozialversicherungen zusammenführen, 
aber nicht – wie bei einem BGE –Modell – das ganze System ändern würden? Deshalb ergibt sich 
hier unserer Ansicht nach weiterer Forschungsbedarf, um dieser komplexen Frage gezielt nachge-
hen zu können. 
Generell ist der Druck auf Personen, die Sozialhilfe beziehen oder von anderen Systemen der sozi-
alen Sicherheit leben, heutzutage enorm. Gleichzeitig nehmen Sozialarbeitende zunehmend Kon-
trollfunktionen wahr, insbesondere deshalb, weil sie aufgrund des politischen Systems vermehrt 
unter Druck sind, was dazu führt, dass sie vermindert sozialarbeiterisch handeln. Deswegen er-
scheint es uns ebenfalls sinnvoll, u.a. folgende Fragen vertiefter zu bearbeiten, nämlich: Wie 
könnte diese negative Spirale gestoppt werden? Oder anders gefragt: Wie gelingt es der Sozialhil-
fe, mit den Kernaufgaben der Sozialen Arbeit wieder mehr zu verschmelzen? Und wie gelingt es, 
den medialen „Hype“ gegen „Sozialschmarotzer“ zu stoppen? Schliesslich stellt sich auch die Fra-
ge, wie sich Sozialarbeitende vermehrt in den politischen Prozess einfügen können, weil es unse-
rer Meinung nach sehr wichtig ist, dass die Soziale Arbeit als Profession genügend politischen 
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 Anhang A 
Rechercheprotokoll zur Bachelorarbeit von Luzia Gisler und Manuela Wolfensberger 
Vorbereitende Recherche: 
Diverse Artikel der NZZ, Beobachter, Bachelorarbeiten und verschiedene Webseiten der Grundeinkommensvertreter in der Schweiz 
Teilnahme am Kongress für ein bedingungsloses Grundeinkommen 
Frage 1: Was ist unter einem bedingungslosen Grundeinkommen zu verstehen?  
 




aufbewahrtes Dokument Quellentyp Inhalt Relevanz 
März 11 30 Min. Bedingungs-loses 
Grundein-
kommen (BGE) 
Internet Google Angemessen  Div. Artikel über das BGE Internetartikel Diverse Informationen über das 
Grundeinkommen 
Gut 
März 11 15 Min. BGE Google Angemessen Div. Artikel über das BGE Internetartikel Beschreibung eines BGE Gut 
  
 
März 11 9 Std. Grundeinkom-
menskongress 
Google Angemessen Verschiedene Informationen 
vom Kongress  
Tagung  Beschreibung und Bewertung eines 
BGE 
Gut 
März 11 5 Min. Wissenschaft-
liches Arbeiten 
Bol.ch Angemessen Kornmeier Martin (2011) 
Wissenschaftlich schreiben 
leicht gemacht 
Monographie Wissenschaftlich schreiben leicht 
gemacht für Bachelor, Master und 
Dissertationen 
Gut 
April 11 60 Min.  Geschichte des 
BGE 
Google Angemessen Zur Geschichte des BGE Internetartikel Geschichte und verschiedene Ak-
teure des Grundeinkommens 
Gut 
Mai 11 15 Min. Sozialver-
sicherungen 
Springer Link Angemessen Weissbuch 2004 Monographie Rezepte für den Sozialstaat Schweiz Nicht 
brauchbar 
Mai 11 15 Min Soziale Sicherheit Springer Link Angemessen Sonja Weil (1997) Sozialstaat 
Wohin? 




Mai 11 10 Min.  Grundein-
kommen  
IDS Luzern Angemessen  Ronald Blaschke, Adeline Otto & 
Norbert Schepers (2010) Grund-
einkommen, Geschichte 
Monographie Grundeinkommen Geschichte, 
Modelle, Debatten 
Gut 
Mai 11 10 Min.  Soziale Sicherung  IDS Luzern Unange-
messen 
Friederich Breyer (2004) Reform 
der sozialen Sicherung? 




Mai 11 10 Min.  Grundein-
kommen  
IDS Luzern Angemessen  Yannik Vanderborght & Phiippe 
Van Parijs (2005) Ein Grundein-
kommen für alle? 
Monographie Informationen übers BGE in 
Deutschland 
Gut 
Mai 11 10 Min.  Grundein-
kommen Schweiz 
IDS Luzern Angemessen  Eric Patry (2010) Das bedin-
gungslose Grundeinkommen in 
der Schweiz 
Monographie Informationen über das Grundein-
kommen in der Schweiz 
Gut 
Mai 11 15 Min. Rudolf Steiner 
und Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen  Maurice Le Guerrannic (2009) 
Grundeinkommen im Lichte der 
Dreigliedrigkeit 
Monographie Anthroposophische Sicht auf das 
Grundeinkommen 
Gut 
Juni 11 45 Min. Grundein-
kommen  
Google Angemessen Webseite von BGE Befürwor-
tenden 
Internetartikel Div. Informationen für ein Grund-
einkommen  
Gut 
Juli 11 30 Min. Alternative Linke Google Angemessen  Info über Parteiprogramm Internetartikel Parteiprogramm Gut 
Juli 11 30 Min. SP Schweiz Google Angemessen  Info über Parteiprogramm Internetartikel Parteiprogramm Gut 
Juli 11 30 Min. Grüne Partei Google Abgemessen  Info über Parteiprogramm Internetartikel Parteiprogramm Gut 
Juli 11 30 Min. Gewerkschaft für 
ein BGE 
Google Angemessen  Begründung der Gewerkschaft 
Syna  





Juli 11 30 Min. Grundeinkom-
mens Kongress 
Zürich  
Google Angemessen Schweizer Fernsehen, Videopor-
tal 
Internetartikel Beiträge über den Grundeinkom-
menskongress 
Gut 






Rätz Werner, (2011) Bedin-
gungsloses Grundeinkommen 
Monographie Bedingungsloses Grundeinkommen 
woher, wozu, wohin - zur Förde-




Sept. 11 5 Min. Wörterbuch Bücherauswahlzu 
Hause 
Angemessen  Dieter Kreft & Ingrid Milenz 
(2005) Wörterbuch der Sozialen 
Arbeit 
Monographie Begriffe der Sozialen Arbeit be-
schrieben 
Gut 




Bernhard Schäfers & Johannes 
Kopp (2006) Grundbegriffe der 
Soziologie 
Monographie Begriffe der Soziologie beschrieben Gut 
 
Frage 2: Welches sind die Pro – und Kontraargumente eines bedingungslosen Grundeinkommens in der Schweiz? 
 




aufbewahrtes Dokument Quellentyp Inhalt Relevanz 
  
 
April 11 60 Min. Arbeitsethos 
Ethik und Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Enderles Georges (1987) Siche-
rung des Existenzminimums im 
nationalen und internationalen 
Kontext 
Monographie Das Existenzminimums im nationa-
len und internationalen Kontext 
Nicht 
brauchbar 
April 11 30 Min. Wertorien- 
tierung und BGE 
Google 
IDS Luzern 
Angemessen Michael Opielka, Matthias Mül-
ler, Tim Bendixen, Jesco Kreft 
(2009) Eine empirische Analyse 




April 11 15 Min.  Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Manuel Franzmann (2010) Be-
dingungsloses Grundeinkom-
men 
Monographie Eine Antwort auf die Krise der Ar-
beitergesellschaft 
mittel 
April 11 30 Min. Gerechtigkeit IDS Luzern Angemessen Otfried Höfe (1998) Eine Theorie 
der Gerechtigkeit 
Monographie Diskussion über soziale und politi-
sche Gerechtigkeit 
Gut 
April 11 30 Min. BGE und Soziale 
Arbeit 
Google Angemessen Michael Opielka (2008) Grund-
einkommen, Soziale Arbeit 
Chancen und Risiken 
Monographie Grundeinkommen als Bürgerrecht Gut 
  
 
April 11 90 Min. Kritik Grundein-
kommen 
Google, Springer 




Angemessen Div. Artikel der NZZ, der Sozial-
politik von Beat Kappeler, 
Kumpmann Ingmar, Eichenber-
ger Rene 
Artikel Effizienz bei der sozialen Sicherheit 
gesucht; Ein BGE führt zur Knecht-
schaft und nicht in die Freiheit, BGE 
ist unüberlegt, urliberal und asozial; 
BGE Potenziale und Grenzen eines 
Reformvorschlages 
Gut 
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
Bol.ch Angemessen BIEN-Schweiz (2010) Die Finan-
zierung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens 
Monographie Verschiedene Autoren der Schweiz 
äussern sich zum Thema der Finan-
zierbarkeit 
Gut  
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen und 
Gender 
IDS Luzern Angemessen Karin Heitzmann & Angelika 
Schmidt (2002) Frauenarmut 
Monographie Frauen, Forschung und Wirtschaft- 
Hintergründe, Facetten und Per-
spektiven 
Gut 
Mai 11 15 Min. Arbeit, Einkom-
men 
IDS Luzern Angemessen Manfred Füllsack (2002) Leben 
ohne zu arbeiten 
Monographie Zur Sozialtheorie des Grundein-
kommens 
Gut 
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Albert Jörimann (2007) BGE 
modern und effizient 
Heft Regelmässige Beiträge welche sich 
mit dem BGE beschäftigen im nati-





Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
Google Angemessen Artikel Artikel Versprechen, Verhängnis oder Vor-
schein? Kritik am BGE 
Nicht 
brauchbar 
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Katja Thimm (2010) Das BGE Monographie Kollaps oder Reanimation des Sozi-
alstaates? 
Gut 
Mai 11 15 Min. Mindestein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Heidi Stutz, Tobias Bauer (2003) 
Beiträge zur sozialen Sicherheit, 
Modelle zu einem garantierten 
Mindesteinkommen, sozialpoli-
tische und ökonomische Aus-
wirkungen, Forschungsbericht 
Heft Modelle zu einem garantierten 
Grundeinkommen 
Gut 
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Ruth Gurny & Beat Ringger 
(2009) Die grosse Reform 
Monographie Die Schaffung einer allgemeinen 
Erwerbsversicherung 
Gut 
Mai 11 15 Min. Grundein-
kommen 
IDS Luzern Angemessen Hartmud Neuendorff, Gerd 
Peter & Frieder O. Wolf (2009) 
Arbeit und Freiheit im Wider-
spruch? 
Monographie BGE ein Modell im Meinungsstreit Gut 
Mai 11 15 Min. Soziale Sicherheit IDS Luzern Angemessen Silvano Möckli (1999) Die de-
mographische Herausforderung 
Monographie Chancen und Gefahren einer Ge-




Juni 11 10 Min.  Sozialpolitik IDS Luzern Angemessen  Katja Kipping (2009) Ausverkauf 
der Politik 
Monographie Beitrag zum BGE Gut 
Juni 11 15 Min.  Caritas Grundein-
kommen  
IDS Luzern Angemessen Caritas (2009) Sozialalmanach Monographie Zukunft der Arbeitsgesellschaft Gut 





Ferdinand Rohrhirsch (2009) Zur 
Bedeutung des Menschenbild 
Heft Zur Bedeutung des Menschenbildes 




Juni 11 60 Min.  Poolgespräch mit 
P.A. Schmid 
- Angemessen  Angelika Krebs (2002) Arbeit 
und Liebe 
Monographie Kritik an Befürwortenden zum 
Grundeinkommen 
Gut 
Juni 11 60 Min. Poolgespräch mit 
P.A. Schmid 
- Angemessen  Peter Schallberger & Bettina 
Wyer (2010) Praxis der Aktivie-
rung 
Monographie Untersuchungen von Beschäftigten 
im zweiten Arbeitsmarkt 
Mittel  
Juli 11 5 Min. Wert der Arbeit IDS Luzern Angemessen  Karin Kaudelka & Gerhart Kilger 
(2010) Die Arbeitswelt von mor-
gen 
Monographie Zukunft und Perspektive der zu-
künftigen Arbeitswelt 
Gut 
Juli 11 15 Min. FDP-die Liberalen Google Angemessen FDP-die Liberalen Internetartikel Website der Partei FDP die Libera-




Juli 11 15 Min.  Menschrechte IDS Luzern Unange-
messen 




Juli 11 20 Min.  Arbeit und 
Grundein-
kommen  
IDS Luzern Angemessen  Wolfang Engler (2007) Unerhör-
te Freiheit 
Monographie Arbeit und Bildung in Zukunft Gut 
 
Frage 3: Welche Themen der Sozialen Arbeit sind im Zusammenhang mit der Einführung des bedingungslosen Grundein-
kommens besonders relevant? Inwieweit ist die Profession sowie das Berufsfeld der Sozialen Arbeit davon betroffen und 
welches sind konkrete Umsetzungsmöglichkeiten? 
 




aufbewahrtes Dokument Quellentyp Inhalt Relevanz 
Juni 11 15 Min. Volksinitiative 
Grundeinkommen 
Google Angemessen Volksinitiative Internetartikel Inhalte über die geplante Volksiniti-
ative des Grundeinkommens 
Gut 
Aug. 11 30 Min. Allgemeine Erklä-
rung der Men-
schen-rechte 
Google Angemessen Menschenrechte Internetartikel Erklärung der Menschenrechte  Gut 
  
 




Angemessen  Bundesverfassung  Heft Bundesverfassungsartikel Gut 
Aug. 11 45 Min Per Mail von Al-
bert Jörimann  
Google Angemessen BIEN-CH Bulletin Heft Aktuelle Themen zum BGE Gut 
Aug. 11 10 Min.  Wörterbuch Bücherauswahl zu 
Hause 
Angemessen Wörterbuch Soziale Arbeit Monographie Wörterbuch Soziale Arbeit Gut 
Aug. 11 30 Min.  Berufsfelder Sozi-
ale Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Werner Thole, Peter Closs & 
Friedrich Ortmann (2005) Sozia-
le Arbeit im öffentlichen Raum 
Monographie Soziale Arbeit und Sozialpolitik Gut 
Aug. 11 15 Min.  Berufsfeld der 
Sozialen Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Johannes Schilling (2005) Soziale 
Arbeit 
Monographie Geschichte, Theorie, Profession  Nicht 
brauchbar 





Siegfried Mikael Eriksson (2008) 
Bedingungsloses Grundein-
kommen und Soziale Arbeit 







Aug. 11 10 Min Sozialpolitik IDS Luzern Angemessen Karin Böllert, Peter Hansbauer, 
Brigitte Hasenjürgen & Sabrina 
Langenohl (2006) Die Produkti-
vität des sozialen- den sozialen 
Staat aktivieren 
Monographie Soziale Arbeit und Sozialpolitik Gut 
Aug. 11 10 Min. Gesellschaft und 
Soziale Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Bielefelder Arbeitsgruppe 
(2008) 
Monographie Soziale Arbeit in Gesellschaft Mittel 




Bruno W. Nikles (2008) Institu-
tionen der Sozialen Arbeit 
Monographie Institutionen und Organisationen 
der Sozialen Arbeit 
Mittel 
Aug. 11 10 Min.  Berufsfelder der 
Sozialen Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Albert Mühlüm & Günter Rieger 
(2009) Soziale Arbeit in Wissen-
schaft und Praxis 
Monographie Soziale Arbeit in Wissenschaft und 
Praxis 
Mittel 
Sept. 11 30 Min. Sozialver-
sicherungen  
Google Angemessen  Mutterschaftsversicherung Internetartikel Bundesamt für Mutterschaftsversi-
cherung 
Gut 
Sept. 11 15 Min.  Sozialver-
sicherungen 
Google Angemessen Kranken- und Unfallversiche-
rung 
Internetartikel Kranken und Unfallversicherung Gut 
Sept. 11 15 Min. Sozialver-
sicherung 
Google Angemessen Erwerbsersatzordnung Internetartikel Erwerbsersatzordnung Gut 
  
 
Sept. 11 30 Min. Sozialhilfe-gesetz 
Kanton Luzern 
Google Angemessen Soziales und Gesellschaft Kan-
ton Luzern 
Internetartikel Sozialhilfe Luzern Gut 
Sept. 11 10 Min. Jugend IDS Luzern Angemessen Gabriele Bingel, Anja Nordmann 
& Richard Münchmeier (2008) 
Die Gesellschaft und ihre Jugend 
Monographie Strukturbedingungen der Jugend Gut 
Sept.11 5 Min. Berufscodex Bücherauswahl zu 
Hause 
Angemessen Avenir Social (2010) Berufsco-
dex Soziale Arbeit 
Heft Professionelles Handeln der Sozia-
len Arbeit  
Gut 
Sept. 11 10 Min. Jugend IDS Luzern Angemessen Erich Raab (2004) Jugend sucht 
Arbeit 
Monographie Das Verhalten der Jugendlichen in 
der Arbeitswelt 
Gut 
Sept. 11 10 Min. Junge Erwachsene IDS Luzern Angemessen Eidgenössisches Departement 
des Innern, Bundesamt für Sta-
tistik (2009) 
Heft Junge Erwachsene in der Sozialhilfe Gut 
Sept. 11 10 Min. Arbeitslosigkeit IDS Luzern Angemessen Caritas (1994) Heft Langzeitarbeitslosigkeit Gut 
Sept. 11 10 Min. Arbeitslosigkeit IDS Luzern Angemessen Karin Kaudelka & Gerhard Kilger 
(2010) Die Arbeitswelt von mor-
gen 
Monographie Wie wollen wir leben und arbeiten? Gut 
  
 
Sept. 11 10 Min. Arbeitslosigkeit IDS Luzern Angemessen Brigitta Michel-Schwartze 
(1994) Beratung gegen Resigna-
tion 
Monographie Zur Praxis der Sozialen Beratung 
von Langzeitarbeitslosigkeit 
Gut 
Sept. 11 10 Min. Arbeitslosigkeit  IDS Luzern Angemessen Gabriele Klein & Hermann Stras-
ser (1997) Schwer vermittelbar  




Sept. 11 10 Min. Arbeitslosigkeit  IDS Luzern Angemessen Leo Montada (1994) Arbeitslo-
sigkeit und soziale Gerechtigkeit 
Monographie Probleme der Arbeitslosigkeit Gut 




Stefan Kutzner (2009) Armut 
trotz Arbeit 
 
























Okt. 11 45 Min. Bundesamt für 
Statistik 
Google Angemessen Bundesamt für Statistik Internetartikel Verschiedene Statistiken Gut 
 
Okt. 11 20 Min.  Organisationen 
Soziale Arbeit 
IDS Luzern Angemessen Bruno W. Nikles (2008) Institu-
tionen und Organisationen der 
Sozialen Arbeit 
Monographie Welche Berufsfelder der Sozialen 
Arbeit gibt es? 
Gut 
Okt. 11 10 Min. Theorien der SA Bücherauswahl zu 
Hause 
Angemessen Ernst Engelke (2002) Theorien 
der Sozialen Arbeit 
Monographie Einführung in die Theorien der 
Sozialen Arbeit 
Gut 
Okt. 11 20 Min.  Öffentliche Sozi-
alhilfe 
IDS Luzern Angemessen Francois Höpflinger & Kurt Wyss 
(1994) Am Rande des Sozialstaa-
tes 
Monographie Formen und Funktionen des Sozial-
staates 
Gut 




Alban Knecht (2002) Bürgergeld Monographie Armut bekämpfen ohne Sozialhilfe Nicht 
brauchbar 
 
 
